
darmstädter stundenten zeitung
1 F 2824 F

DM 0,60

Hochschulangehörige 
DM 0,30

Mai-Juni 1971 
19. Jahrgang

N r. 119

A 9 1  -  B r e s c h e  f ü r  d e n  P r o f i t



KARRIERE IM TECHNISCHEN ZENTRALEINKAUF
Diese Chance bieten wir, eines der größten Handelsunternehmen Europas, 
einem jungen, ehrgeizigen und tüchtigen

Technischen Betriebswirt bzw. 
(Diplom) -Wirtschaftsingenieur

ASSISTENT DES EINKAUFSCHEFS

Er braucht keine Branchenkenntnisse oder Berufserfahrungen 
mitzubringen, da wir ihn gründlich in seine Aufgabe, die

Beschaffung hochwertiger technischer Gebrauchs­
güter auf einem weltweiten Einkaufsmarkt,
einführen werden.

Herren, die sich für eine derartige Karriere im kaufmännisch­
technischen Bereich interessieren, bitten wir um Kontaktauf­
nahme (mit Schriftprobe, Foto und Einkommensvorstellungen) 
unter P 514 mit unserem Berater

_ n iL
U p r UNTERNEHMENSBERATUNG DR. MAIER BDU 

7 Stuttgart 1, Firnhaberstraße 7, Tel. (0711) 293518

BasefaaSSH



Inhalt

2

6

9

22

23

28

31

33

38

Fachbereichsstruktur — Cui bono?
Die Fachbereichsstruktur kommt 
nicht von ungefähr

Die Abhängigkeit bleibt
Notizen zur neuen Personalstruktur

Die eingeplante Hintertür
Ständige Betriebseinheiten als 
Instituts-Ersatz

Universitätspräsidenten:
Wer hält durch?

„ . . . ich bin vielleicht ein gewisses 
Mittelmaß . . . “
Interview mit dem Präsidenten 
Böhme

Die publizistische Verfolgung eines 
Universitätspräsidenten unter der 
Leitung des Prof. Dr. Rohmert

Wirtschaft und Wissenschaft
Interview mit einem industriellen 
Universitätsgründer

A 91: Markstein automobiler 
Ausbeutung

Sanierung, für wen?

Martinsviertelsanierung gegen die 
Bevölkerung

Mensafragebogen

Leserbrief

mini-markt

„ .. .e s  ist nämlich ein verdammtes Geschäft, es ist so leicht etabliert zu werden.“ 
Böhme-Interview Seite 16

darmstädter S tu d e n te n  zeitung
Die „darmstädter Studentenzeitung“ erscheint zweimal im Vierteljahr. Herausgeber 
und Verleger: Studentenschaft der TH Darmstadt (Körperschaft des öffentlichen 
Rechts) 61 Darmstadt, Hochschulstraß© 1, Telefon 16 25 17.
Verantwortlich: Friedhelm Ernst
Verkaufspreis: DM 0,60, Hochschulangehörige DM 0,30; Jahresabonnement incl. Post­
zeitungsversand DM 6,00 (Ausland DM 7,70). Konto: Dresdner Bank Darmstadt 31240. 
Anzeigen: Jan Kettmann, 61 Darmstadt, Rheinstraße 67, Tel. 8 55 43. Konten: Stadt- 
sparkasse Darmstadt 10000 335, Postscheckamt Ffm 80597.
Satz und Druck: Ph. Reinheimer, Darmstadt.
Nachdruck — auch auszugsweise — nur mit Genehmigung der Redaktion.
Für unverlangt eingesandte Bücher, Manuskripte und Fotos wird keine Haftung 
übernommen.

N r. 119 dpa Bilder auf den Seiten 14, 15, 29, 31



Fachbereichsstruktur - Cui bono?
Die Technische Hochschule Darmstadt 
hat 1969 die Weltmeisterschaft in Hoch­
schulreform gewonnen, als Reaktion 
darauf errangen die „an konkreten Re­
formen interessierten“ Professoren ihre 
erste Goldmedaille im Blockieren. Jetzt 
-  nach Inkrafttreten der hessischen 
Hochschulgesetze — schreien die glei­
chen Kreise wieder Zeter und Mordio. 
Gleichzeitig aber loben weite Wirt­
schaftskreise — insbesondere der Wis­
senschaftsrat — die SPD für ihre Gesetze. 
Ist die in der Studentenbewegung immer 
wieder behauptete Interessenidentität 
von Professoren und Industrie verloren 
gegangen? Sollen die Studenten unter­
stützen, was den Professoren schadet, 
oder sabotieren, was die Indienstnahme 
der Hochschule vervollständigt?

Progressives Kapital gegen reaktionäre 
Professoren

Der Widerspruch zwischen einem großen 
Teil der Professoren und dem Groß­
kapital, das den direkten Draht zum 
Staat hat, ließ sich schon in der Diskus­
sion um Studienordnungen und insbe­
sondere Prüfungsnormen erkennen. Die 
Professoren halten an den bisherigen 
Zwischen- und Abschlußprüfungen fest, 
nachdem für die Großindustrie schon 
längst klar ist, daß ein Diplomdokument 
recht wenig bedeutet, daß Prüfungen als 
Anpassungsinstrument und Leistungs­
motivation durch viel raffiniertere Iden­
tifikationsmechanismen abgelöst werden. 
Im Lehr- und Studienausschuß nach dem 
neuen Gesetz haben deshalb die Stu­
denten die Hälfte der Sitze, sie sollen 
den Lehrbetrieb den heutigen Erforder­
nissen anpassen.
Dieser Widerspruch zwischen Profes­
soren und Industrieinteressen steckt 
schon im Ansatz des Gesetzes: Man will 
einerseits die Universitäten langfristig 
befrieden, damit keine „unnötigen“
Lehr- und Lernverluste, das heißt zu­
sätzliche Kosten, durch politische Un­
ruhen entstehen, andererseits will man 
verhindern, daß andere Kreise als die 
herrschenden die Arbeitsweise der 
Hochschule bestimmen. So entstehen 
etwa solche widersinnigen Regelungen: 
Auch Nichtprofessoren können über 
Berufungsvorschläge abstimmen, aber 
nicht gegen die Mehrheit der Profes­
soren, das heißt, de facto stimmen diese 
doch allein ab.

Minimalisierung der Ausbildungskosten 
= Maximierung des Profits

Dort wo die konkreten Arbeitsbedin­
gungen der Ordinarien formuliert sind, 
in den Vorschriften über Fachbereiche, 
liegt der neuralgische Punkt der neuen 
Gesetze. Die Auflösung der Institute in 
den Fachbereich ist für die Professoren 
der casus belli, ein mindestens zwei­
jähriger Stellungkrieg dürfte die Hoch­
schule erfassen.
Die Unzulänglichkeiten der bisherigen 
Organisationen sind:

1. Unkoordinierbar atomisierte Institute 
und Lehrstühle

2. Koordinierungsunfähig große Fakul­
täten

3. Trennung von akademischer und 
Wirtschaftsverwaltung

Der Wissenschaftsrat — die zum Bil­
dungskabinett hochgelobte Industriever­
tretung — beschreibt das so:

„Die beute noch bestehende Organisation 
der Universität ist letzten Endes an einzel­
nen Lehrstuhlinhabern und ihrer Ver­
ständigung in kollegialen Gremien orientiert. 
Sie geht davon aus, daß der einzelne Ge­
lehrte in der Lage ist, mit geringen Hilfs­
mitteln und gemeinsam mit seinen Schülern 
die Forschung auf einem ausgedehnten 
Fachgebiet zu fördern und weiterzuent­
wickeln.
Diese Bedingungen sind inzwischen vor 
allem durch drei aufs engste miteinander 
verbundene Momente radikal verändert 
worden: die fachliche Spezialisierung, die 
Verselbständigung der Institute und den 
wachsenden Aufwand der Forschung.
Die fachliche Spezialisierung hat eine zu­
nehmende Differenzierung innerhalb der 
Fächer und deren Aufteilung zur Folge.
Der Spezialisierung der Aufgaben folgen 
zwangsläufig eine Vermehrung des Perso­
nals und eine Beschränkung der fachlichen 
Kompetenz für den einzelnen .
Dieser Vorgang traf in Deutschland die 
Einrichtung der Institute . . . die mit der 
Universität als Körperschaft nur durch die 
Personalunion von Institutsdirektor und 
Lehrstuhlinhaber verbunden waren.
Die verwaltungsmäßige Selbständigkeit der 
Institute leistete den desintegrierenden 
Tendenzen des Spezialisierungsprozesses 
besonders dann Vorschub, wenn die Insti­
tute nach dem auf einen Mann abgestellten

Arbeitsprinzip organisiert waren . . .
. . . Der einzelne Gelehrte ist, auf sich al­
lein gestellt, immer weniger dazu in der 
Lage, produktiv im Sinne einer Erweite­
rung der Erkenntnisse arbeiten zu können. 
Hinzu kommt, daß die Forschung in nahezu 
allen Bereichen in ein Stadium drängt, im 
dem weitere Differenzierungen und Kon­
zentrationen erforderlicher werden. Per­
sonalaufwand und Kosten, die in diesem 
fortgeschrittenen Stadium notwendig wer­
den, haben einen solchen Umfang, daß das 
Bestreben, derartige Forschung an allen A 
Universitäten zu betreiben, die verfügbaren 
Möglichkeiten gegenwärtig und künftig 
übersteigt. Es bedarf der Konzentration von 
Menschen und Mitteln. Die großen Aufga­
ben der Forschung zwischen den Universi­
täten zu verteilen, ist unerläßlich. Dieser 
Ausweg aus der andernfalls unvermeidlichen 
wissenschaftlichen Provinzialisierung ist 
aber auch möglich. Er ist mit der Einrich­
tung der Sonderforschungsbereiche begonnen 
worden; diese sollen dazu beitragen, daß 
das Gesamtsystem der Universitäten für 
alle Wissenschaftsbereiche vollwertige Ar- 
beits- und Ausbildungsmöglichkeiten bietet. 
Dabei wird stets zu berücksichtigen sein, 
daß der Planung im Bereich der Wissen­
schaft enge Grenzen gezogen sind. Im Ge­
samtsystem der Universitäten muß deshalb 
hinreichender Freiheitsraum vorhanden sein, 
um Entwicklungen zu ermöglichen, die über 
den Rahmen der Planung hinaus die Vor­
aussetzungen für den nicht planbaren 
Fortschritt der Erkenntnis sichern. . . ^

. . . Die Frage, ob in der Zukunft die ge­
wohnte Einteilung in Fakultäten mit ihren 
herkömmlichen Funktionen beibehalten 
werden kann, hat im letzten Jahrzehnt bei 
allen Überlegungen zur Organisation der 
Universitäten an Gewicht gewonnen.
Der Grund hierfür liegt vor allem darin, 
daß die Fakultäten an Umfang so ge­
wachsen und in ihrer Zusammensetzung so 
heterogen geworden sind, daß sie mehr 
und mehr funktionsunfähig wurden. Als 
kollegiale Kontroll- und Planungsorgane 
stehen sie vor Aufgaben, denen sie nicht 
nur wegen ihrer Größe und Heterogenität, 
sondern auch wegen der Interessenkollisionen 
der Institutsdirektoren nicht mehr gewach­
sen sind. Das gilt in erster Linie für die 
Philosophischen und Mathematisch-Natur­
wissenschaftlichen Fakultäten. Die großen 
Fakultäten bestimmen aber nicht nur das 
allgemeine Bild, sondern in ihrem Rahmen 
stellen sich auch die Probleme mit beson­
derer Schärfe. Daß es auch Fakultäten gibt, 
die dank begrenzter Mitgliederzahl und bei 
noch bestehender Einheitlichkeit der Auf­
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gaben in ihren Wirkungsmöglichkeiten in­
takt sind, wird hierbei nicht verkannt.
Auf die nachteiligen Folgen der Ver­
selbständigung der Seminare und Institute 
wurde bereits hingewiesen. Der Aufbau 
der Institute hat sich im unmittelbaren Zu­
sammenwirken der Institutsdirektoren mit 
der Kultusverwaltung vollzogen. Wichtige, 
für den Gesamtzusammenhang und die 
Entwicklung maßgebliche Entscheidungen 
sind der Zuständigkeit der iFakultäten auf 
diese Weise entglitten. Stellen und Mittel 
|find in kleinsten Einheiten auf lange Zeit 
’festgelegt und damit der Verfügbarkeit 
der Fakultäten entzogen. Die in Forschung 
und Lehre vorhandene Kapazität wird 
infolgedessen vielfach nur unzulänglich 
genutzt.“
(Wissenschaftsrat, Dezember 1968)

Für die Lehre bedeutet diese Organisa­
tionsform:

Auf der anderen Seite wird es für den 
einzelnen Forscher zunehmend schwieriger, 
den breiten Überblick und die entsprechen­
den Grundkenntnisse, die zu Beginn des 
Studiums vonnöten sind, zu vermittelnfl 
Die traditionelle Organisationsform des 
Ein-Mann-Instituts tritt hierbei zwangs­
läufig in Widerspruch zu den Lehraufgaben. 
Auch sie können nicht mehr vom einzelnen 
Gelehrten und einem auf seine Person zu­
geschnittenen Institut wahrgenommen 
werden, sondern machen ein differenziertes 
Vlngebot notwendig, das nur durch Ver­
keilung und die entsprechende Koordination 
der Aufgaben innerhalb des engeren Fach­
gebietes und darüber hinaus zu erreichen 
ist.“
(Wissenschaftsrat, Dezember 1968)

Dahinter steht die Frage nach der Qua­
lifikationsstruktur der Technischen In­
telligenz. Der einzelne Institutsherr ist 
aufgrund seiner eigenen Spezialisierung 
und organisatorischen Abkapselung ge­
neigt, die Ausbildung in seinem Teil 
immer weiter zu intensivieren. Die dort 
ausgebildeten Studenten können an 
bestimmter Stelle in der industriellen 
Produktion sehr produktiv sein. Wenn 
durch Automatisierung und Schematisie­
rung des Arbeitsablaufes eine billigere 
Arbeitskraft die gleiche Funktion erfüllen 
kann oder wenn unprofitabel gewordene 
Produktionszweige umstrukturiert wer­
den, kann und muß der Unternehmer die 
Nur-Spezialisten hinauswerfen. Dieses 
Ex- und Hopp-Prinzip kann sich das

einzelne Unternehmen erlauben, jedoch 
bedeutet es für das Gesamtkapital, — 
das heißt, für sämtliche Einzelunternehm­
ungen zusammengenommen —, da diese 
Hinausgeworfenen im allgemeinen eine 
Stelle mit niedrigerer Qualifikation an­
nehmen müssen, nicht mehr in Profit 
umsetzbare Ausbildung und im Extrem­
fall eine Gefährdung des Systems durch 
die hohe Arbeitslosenquote (vergleiche 
Chemieindustrie in den USA).
Für das Gesamtkapital ist daher eine 
abgestufte (gerade so viel Ausbildung, 
wie benötigt wird), aber horizontal aus­
tauschbare Ausbildung (vielseitig ver­
wendbare Fachidioten) das beste 
Schmiermittel:

„Je reibungsloser ein Wechsel zwischen 
den Berufen möglich ist und je weniger 
fachgebunden die Ausbildung ist, die ein 
bestimmter Beruf verlangt, desto weniger 
braucht die Bildungsplanung auf den Ar­
beitsmarkt Rücksicht zu nehmen. Die Sub­
stitutionsmöglichkeit erlaubt dem Angebot 
auf Marktänderungen zu reagieren.“ 
(Schlaffke, deutsches Industrieinstitut)

Die Bestimmung der Ausbildung soll 
nicht mehr von wenigen Personen, den 
bisherigen Ordinarien, sondern von 
Fachvertretergruppen koordiniert durch 
starke zentrale Gremien durchgeführt 
werden.

Einladung zum 
kostenlosen 
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Gesetz über die Universitäten des 
Landes Hessen (Universitätsgesetz) 
vom 12. Mai 1970

DRITTER ABSCHNITT

Die Fachbereiche
§ 20

Organisation und Verwaltung

(1) Der Fachbereich ist die organi­
satorische Grundeinheit für Forschung 
und Lehre. Er soll verwandte oder be­
nachbarte Fachgebiete umfassen.

(2) Innerhalb eines Fachbereichs 
können Arbeitsgruppen und Betriebs­
einheiten gebildet werden. Der Fach­
bereich ist berechtigt, eine Arbeits­
gruppe oder Betriebseinheit zu ver­
ändern oder aufzulösen.

(3) Die Fachbereiche können Labo­
ratorien, Werkstätten und Betriebe als 
ständige wissenschaftliche oder tech­
nische Betriebseinheiten einrichten.

(4) Der Fachbereich verteilt die ihm 
zugewiesenen Personalstellen und 
Sachmittel und verwaltet die ihm zu­
gewiesenen Einrichtungen, insbeson­
dere Arbeitsräume, Bibliotheken, 
Werkstätten und Großgeräte. Dabei 
legt er fest, über welche personellen 
und sächlichen Mittel die Hochschul­
lehrer, Arbeitsgruppen und Betriebs­
einheiten verfügen können. Es ist da­
rauf Bedacht zu nehmen, daß den 
Hochschullehrern eine den Bedürfnis­
sen des jeweiligen Gebietes angemes­
sene Mindestausstattung gewährt 
wird. Den Ständigen Betriebseinhei­
ten sind die personellen und sächli­
chen Mittel zuzuweisen, die zur Er­
füllung ihrer Aufgaben im Rahmen 
einer langfristigen Planung erforder­
lich sind.

§ 21
Aufgaben der Fachbereiche

(1) Die Fachbereiche sind in ihren 
Fachgebieten verantwortlich für die 
Pflege der Wissenschaften in For­
schung und Lehre sowie für die Her­
anbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Sie sind verpflichtet, 
für eine Zusammenarbeit mit anderen 
Fachbereichen, insbesondere für eine 
Abstimmung der Lehr- und For­
schungsaufgaben zu sorgen.

(2) Die Fachbereiche fördern die 
Koordinierung der Forschungspro-



gramme der Hochschullehrer, Arbeits­
gruppen und Betriebseinheiten.

(3) Die Fachbereiche beschließen 
über Habilitationen und Promotionen
und verleihen akademische Grade 
nach besonderen Ordnungen. Für aka­
demische Prüfungen sind Prüfungs­
ämter oder besondere Ausschüsse 
einzurichten. Sie können auch von 
mehreren Fachbereichen gemeinsam 
eingerichtet werden.

(4) Die Fachbereiche üben das Vor­
schlagsrecht zur Ergänzung des Lehr­
körpers aus. Sie sollen bei der Vor­
bereitung von Berufungsvorschlägen 
und Habilitationen Vertreter fachlich 
verwandter oder benachbarter Fach­
bereiche hinzuziehen; der Senat ist 
davon zu unterrichten.

(5) Die Fachbereiche erlassen Stu­
dienordnungen, die es unter Beach­
tung der Prüfungsordnungen ermög­
lichen, daß die Studenten ihr Studium 
in der vorgesehenen Mindestzeit ab­
schließen können. Sie führen regel­
mäßig Studienberatungen, insbeson­
dere für Studienanfänger, durch. Sie 
wirken zusammen mit den Prüfungs­
ämtern und den Prüfungsorganen dar­
auf hin, daß die Studenten in der Re­
gel die in den Prüfungsordnungen 
vorgesehenen Studienzeiten einhalten.

(6) Die Fachbereiche sind dafür ver­
antwortlich, daß die in den Studien- 
ordnuTgen vorgesehenen Lehrveran­
staltungen in sachgerechter Reihen­
folge durchgeführt werden. Hierbei 
haben alle Hochschullehrer im Rah­
men ihrer Lehrverpflichtung zusam­
menzuwirken. Entstehen über die Ver­
teilung und die Übernahme der Lehr­
veranstaltungen Meinungsverschieden­
heiten, die die Durchführung der Stu­
dienordnung gefährden, entscheidet 
der Fachbereich.

§ 22
Satzungs und Prüfungsordnungen
(1) Jeder Fachbereich gibt sich eine 

Satzung.
(2) Die Fachbereiche erlassen die 

Habilitations- und Promotionsordnun­
gen und die anderen akademischen 
Prüfungsordnungen.

(3) Akademische Prüfungsordnungen 
sollen vorsehen, daß Kandidaten, die 
sich zur Prüfung gemeldet haben, ge­
stattet werden kann, bei mündlichen 
Prüfungen zuzuhören. Dies gilt nicht 
für die Bekanntgabe des Prüfungser­
gebnisses

Forschung und Lehre

Als das Geschrei von der kommunisti­
schen Kaderhochschule ständig lauter 
wurde, wollten immer mehr Unternehmen 
ihre Forschung von der Hochschule in 
ruhige halböffentliche Forschungsinstitute 
abziehen (Max-Planck-Gesellschaft, 
Batelle-Institut, Frauenhofer-Gesell­
schaft und viele mehr). Die Industrie 
scheint aber erkannt zu haben, daß die 
Zusammenfassung von Forschung und 
Lehre nicht nur das liebste Kind der 
deutschen Universität ist, sondern für 
wirtschaftliche Ausnutzung von Forschung 
und Effektivierung der Lehre optimale 
Bedingungen schafft. Für die Forschung 
können aus dem breiten Spektrum der 
studentischen Arbeitskräfte an der Uni­
versität jeweils die geeignetsten ausge­
wählt werden für eine Tätigkeit in der 
Industrie und gleichzeitig die Ergebnisse 
von allen Diplom- und Studienarbeiten 
in die Verwertung eingespannt werden. 
Die Innovationsrate (Menge produzierter 
Ideen zu Studentenzahl) soll mit einer 
Enthierarchisierung der Hochschule 
angehoben werden. Dieses Ziel kann mit 
der nur halbherzigen Personalstruktur — 
die Professoren wollen weiter Forschung 
zu ihrer persönlichen Reputation be­

treiben und notfalls Emporkömmlinge 
drosseln — nicht erreicht werden. Auf 
der anderen Seite kann Lehre — als 
Nachvollziehung von Forschung -  nur von 
solchen Hochschullehrern den laufenden 
Erfordernissen der Industrie angepaßt 
werden, die selbst in der Forschung ste­
hen. Wegen dieser erneuten Aufwertung 
gerade der Forschung an der Hochschule 
wurden die Fachbereiche vorwiegend 
unter dem Gesichtspunkt der Effektivie­
rung von Forschung konstruiert.
Die Fachbereiche sollen die Gelder und^^ 
die zugewiesenen Stellen nach den Er- 
fordernissen der Fachgebiete verteilen, 
um eine bessere Ausnutzung der vor­
handenen Mittel zu gewährleisten und 
um somit diejenige Forschung zu för­
dern, die der Industrie eine profitträch­
tige Verwertung verspricht. Doppelfor­
schung und für die Industrie uninteres­
sante kostspielige Eigenbrödeleien sol­
len vermieden werden. Dem steht die 
Forderung der Ordinarien, nach persön­
lichen Dünken zu forschen, und das In­
teresse einzelnen Firmen entgegen, be­
stimmte, für sie wichtige Dinge an der 
Hochschule erforschen zu lassen ohne 
auf sonstige für das Gesamtkapital wich­
tige Vorhaben Rücksicht zu nehmen.
Dieser Widerspruch findet seinen Aus-
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druck in der Möglichkeit, innerhalb der 
Fachbereich ständige wissenschaftliche 
Betriebseinheiten zu gründen.
Der für die heutige Forschung erforder­
liche technische und personelle Aufwand 
ist inzwischen so groß geworden, daß 
eine Planung, das heißt, schwerpunkt­
mäßige Verteilung auf die Hochschule, 
unumgänglich ist. Das bisher vorwiegend 
von der Geschicklichkeit klinkenputzen­
der Ordinarien abhängige Wachstum 
jriachte eine effektive Indienstnahme der 
piochschulforschung unmöglich. Der Lan­
deshochschulverband — später noch 
unterstützt durch Bundesbehörden — 
soll die Forschung zentral planen.
Die deutsche Forschungsgemeinschaft 
wird — finanziell gestärkt — intensiver 
die notwendigen „Sonderforschungsbe­
reiche“ herausarbeiten und dorthin ver­
geben, wo die von Bund und Land zur 
Verfügung gestellten Möglichkeiten am 
günstigten erscheinen.

Ordinarien sind, sollen qualifiziert sein 
mitzubestimmen, als ob über die Rich­
tigkeit von Forschungsergebnissen abge­
stimmt würde. Außerdem soll die For­
schung gar nicht auf ihre gesellschaft­
liche Relevanz, auf ihren emanzipatori- 
schen Wert hin untersucht werden, son­
dern die dezentral angesiedelte For­
schung soll planbar gemacht und dadurch 
gleichzeitig die Forscher einer Effizenz- 
kontrolle unterzogen werden.

„Damit soll keine Genehmigungspflicht für 
die Durchführung solcher Vorhaben (aus 
Mitteln Dritter; d. R.) vorgeschlagen, je­
doch sichergestellt werden, daß die Hoch­
schule korrigierend eingreifen kann, wenn 
einzelne Wissenschaftler so umfangreiche 
Forschungsaufgaben in Angriff nehmen, 
daß sie ihren übrigen Pflichten nicht mehr 
gerecht werden können.“
(Wissenschaftsrat, Oktober 1970)

„Die Bereitstellung der für die Forschung 
der Hochschulen in den kommenden Jahren 
benötigten Mittel wird mit darüber ent­
scheiden, ob es gelingt, die Forschung in den 
Hochschulen zu halten, um so die bildungs­
politisch notwendige Verbindung von For­
schung und Lehre zu sichern.“ 
(Wissenschaftsrat Oktober 1970)

Alles wird verdreht, die Hochschule um­
wirbt die Primadonna Industrie, sie möge 
Ihr die Forschung belassen, „um bil- 
xlungspolitisch (etwas ab-)zusichern“ und 
„sie war sehr erbaut davon“ (Goethe, 
Faust Teil I).
Wer sich jetzt noch über das Gezeter 
der Ordinarien („Studenten dürfen For­
schung mitgestalten“) freut und glaubt, 
Fischer-Fälle gebe es deshalb nicht 
mehr, fängt selbst an zu zetern, wenn er 
hört, mit welcher Intention diese „Mit­
bestimmung“ eingerichtet wurde:

„Erfahrungsgemäß schlägt die ablehnende 
Haltung zumeist in verantwortungsbewußte 
Kooperationsbereitschaft um, sobald die 
Gelegenheit zu sinnvoller Zusammenarbeit 
geboten wird.“
(Wissenschaftsrat, Dezember 1968)

Quellen

— Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
zur Struktur und Verwaltungsorganisa­
tion der Universitäten vom Dezember 
1968

— Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
zur Struktur und zum Ausbau des Bil­
dungswesens im Hochschulbereich nach

1970 (Zusammenfassung) vom Okto­
ber 1970

— Schlaffke Zitat aus: Stellungnahme 
des Verbandes deutscher Studenten­
schaften (vds) zum Regierungsent­
wurf für ein Hochschulrahmengesetz

Kurz: Mitbestimmung als partizipatorische 
Disziplinierung. Darüberhinaus werden 
die Ordinarien versuchen, das Stimm­
recht per Satzung an „bestimmte Qualifi­
kationen“ zu binden: Nur graduierte Stu­
denten (Doktoranden), die unter starkem 
Druck stehen und letztlich abhängig von

§ 23
Dekan des Fachbereichs

(1) Der Dekan leitet mit Hilfe des 
Amtsvorgängers (Prodekan) und des 
Amtsnachfolgers (designierter Dekan) 
die Verwaltung des Fachbereichs und 
führt die Geschäfte.

(2) Der Dekan wird aus dem Kreis 
der Professoren von der Fachbereichs­
konferenz für mindestens ein Jahr ge­
wählt. Er ist Vorsitzender der Fachbe­
reichskonferenz, bereitet ihre Be­
schlüsse vor und führt sie aus.

(3) Der Dekan wahrt die innere Ord­
nung des Fachbereichs. Er wirkt dar­
auf hin, daß die Hochschullehrer ihre 
Lehrverpflichtungen ordnungsgemäß 
erfüllen.

§ 24
Fachbereichskonferenz

(1) Die Fachbereichskonferenz ent­
scheidet in allen Angelegenheiten des 
Fachbereichs. Die Zuständigkeit der 
Prüfungsämter und besonderen Aus­
schüsse nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und 
3 bleibt unberührt.

(2) Die Fachbereichskonferenz be­
steht aus allen Professoren des Fach­
bereichs, die nicht beurlaubt sind, aus 
Vertretern der Dozenten, der Studen­
ten und der wissenschaftlichen Be­
diensteten im Verhältnis 5:1:3:1, sowie 
aus einem Vertreter der weiteren Be­
diensteten.

(3) Die Dozenten, die Studenten 
und die wissenschaftlichen Bedienste­
ten des Fachbereichs wählen ihre 
Vertreter nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl. Studenten sind nur in 
einem Fachbereich wählbar. Wahl­
recht und Stimmrecht üben sie in den 
Fachbereichen aus, denen sie nach 
Maßgabe der Allgemeinen Vorschrif­
ten für Studierende angehören.

(4) Die Satzung des Fachbereichs 
kann die Zahl der weiteren Bedienste­
ten bis auf fünf erhöhen, wenn dies 
nach dem Umfang, in dem nichtwissen­
schaftliches Personal in dem jeweili­
gen Fachbereich bei der Durchführung 
von Lehre und Forschung beteiligt ist, 
angemessen erscheint. Die weiteren 
Bediensteten des Fachbereichs wäh­
len ihre Vertreter nach den Grund­
sätzen der Verhältniswahl.

(5) Die Amtszeit der Vertreter der 
Dozenten, der wissenschaftlichen und 
der weiteren Bediensteten beträgt
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Die Abhängigkeit bleibt
kommt Rat; kommt noch mehr Zeit, 
kommt Oberrat.“ Deutsche Volksweisheit) 
trat die Forderung aus den Reihen der 
bisherigen Nichtordinarien und Assisten­
ten nach korporationsrechtlicher Gleich­
stellung aller an der Lehre hauptsächlich 
Beteiligten. Damit verknüpft waren 
Forderungen nach Demokratisierung der 
Entscheidungsprozesse.
Den letzten Forderungen wurde nur in 
soweit Genüge getan, als es zukünftig 
in dem Bereich, der etwa dem des bis­
herigen Mittelbaus vergleichbar ist, M 
keine persönlichen Abhängigkeiten meh* 
geben wird — also etwa Assistent vom 
Ordinarius. Vielmehr werden alle an 
der Lehre Tätigen ihrem jeweiligen 
Fachbereich zugehörig sein. Doch an die 
Stelle der persönlichen Abhängigkeiten 
treten mit der veränderten Personal­
struktur neue Abhängigkeiten in einem 
leistungsorientierten Schema der Unter­
gliederung aller an der Lehre Beteiligten. 
Vielfältige nach scheinbar objektivierten 
Kriterien ablaufende Selektionsmecha­
nismen sorgen künftig für eine strenge 
Auswahl der Lehrenden auf dem Wege 
zu einer Lebensstellung als Professor. 
Dabei vollzieht sich die Auswahl nicht 
mehr nach den Vorstellungen irgend­
welcher Doktorväter und sonstiger Auf­
stiegsmäzene, sondern durch die nun­
mehr kontrollierenden Institutionen wie 
Prüfungskommissionen und Fachbereichs­
konferenzen. Dadurch wird es ermöglicht, 
herrschenden Normen, das heißt Normen^ 
die durch die aktuelle wirtschaftliche 4  
Entwicklung gesetzt werden, in viel 
stärkerem Maße zum Tragen zu ver­
helfen als bisher.
Es bleibt zu hoffen und auch zu erwarten, 
daß durch das Fehlen der unmittelbar 
persönlichen Abhängigkeit ein stärkerer 
Solidarisierungsprozeß vornehmlich im 
Bereich der wissenschaftlichen Bedien­
steten ermöglicht wird.

DIE NEUEN GRUPPEN DER LEHREN­
DEN -  PROMOTION

1. Hochschullehrer
In der Gruppe der Hochschullehrer 
wird zukünftig unterschieden zwischen 
Professoren und Dozenten.
Professoren sind in der Regel Beamte 
auf Lebenszeit; sie erlangen ihre 
Position auf dem Wege eines Berufungs­
verfahrens (HUG; §§ 39, 40). Unter­
scheidungen in ordentliche Professoren 
(Ordinarien, also Lehrstuhlinhaber) und 
die Skala der übrigen nichtordentlichen

An dieser Stelle und in diesem Umfang 
ist es nicht möglich, einen vollständigen 
Überblick über die zu erwartenden \Folgen 
der neuen Personalstruktur zu geben.
Es bleiben hier deshalb beispielsweise die 
seit Monaten im Rat der Nichthabilitierten 
der THD diskutierten finanziellen Folgen 
für die Betroffenen außer Betracht; es läßt 
sich heute noch nicht absehcn, ob nicht durch 
Besoldungsanhebungen oder Sonderzulagen 
die zur Zeit vermuteten Schlechterstellungen 
aus Furcht um die Funktionsfähigkeit der 
Universitäten in letzter Minute ausgebügelt 
werden. Überhaupt sollen hier Fragen der 
Überleitung — also etwa die Frage, wird 
ein derzeitiger Assistent zum Dozenten oder 
zum wissenschaftlichen Bediensteten — 
undiskutiert bleiben. Zwar gibt es Pläne, 
in denen schon sehr weitreichende Vor­
stellungen zu Papier gebracht worden sind, 
wie etwa der Bericht der Personalstruktur- 
Kommission des Senats der THD vom 
Januar dieses Jahres; doch den Ausschlag 
geben wird letzten Endes die Haushaltslage 
des Landes Hessen, die derzeit mies ist. 
Soweit also hier Pläne über eine zukünftige 
Strukturierung der Lehrenden an dieser 
Hochschule angeführt werden, interessiert 
dabei die politische Absicht der Verfasser. 
Ansonsten soll es Sinn dieses Artikels sein, 
einen kurzen Überblick über die gesetzlich 
verankerte Neustrukturierung des Lehr - 
körpers und der sich abzeichnenden poli­
tischen Auswirkungen zu geben.

Das Hessische Universitätsgesetz (HUG) 
vom 12. 5. 1970 sieht neben der Präsi­
dialverfassung mit der Zusammenlegung 
von akademischer und Wirtschaftver­
waltung zur Einheitsverwaltung und der 
Fachbereichseinteilung als drittes bedeu­
tendes Element der Neuordnung der 
hessischen Universitäten die Neustruk­
turierung des Lehrkörpers in einer neuen 
Personalstruktur vor. Mit letzterem trüge 
das Land Hessen als erstes Bundesland 
der Forderung der Westdeutschen Wirt­
schaft nach einer effektiv arbeitenden 
Universität Rechnung — oder besser: 
man war darum bemüht. Daß es aus 
derzeitiger Sicht nicht gelang, hat 
wesentlich zwei Gründe:
Notwendige Gleichstellungen von Hoch­
schullehrern wurden nicht vollzogen, 
da befürchtet wurde, viele Professoren 
kehrten sonst der Universität den Rücken 
und suchten sich andererorts attraktivere 
Stellen.
Ein Anheben der Gehälter aller bisher 
hauptsächlich die Lehre tragenden Per­
sonen und damit eine Anhebung für die 
Mehrzahl der bisherigen Assistenten zu 
Hochschullehrern überfordere den 
Landeshaushalt.
Zu den Forderungen der Wirtschaft nach 
einer rentablen Universität mit hohem 
out-put und der sich daran anknüpfenden 
Einsicht in die Uneffektivität der aka­
demischen Laufbahn („Kommt Zeit,
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Professoren (Nichtordinarien) entfallen, 
da nach dem HUG (§ 20) die Fach­
bereiche Grundeinheiten von Forschung 
und Lehre sind und damit die Unter­
gliederungen in Lehrstühle und Institute 
und deren Leitungsstellen entfallen. 
Nach Artikel 1 Ziff. 2 des Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher und be- 
mldungsrechtlicher Vorschriften vom 
W. 10. 1970 gibt es nur noch den 
„Professor an einer Universität". 
Beibehalten wurde eine irrationale 
Zuordnung der Professoren in ver­
schiedene Besoldungsstufen (H 2, H 3 
und H 4), wodurch auch fürderhin der 
ehemalige Ordinarius eindeutig als 
H4-Mann gekennzeichnet ist.

Dozenten sind in der Regel Beamte auf 
Widerruf mit einer begrenzten Dienstzeit 
von sechs Jahren. Sie werden auf Vor­
schlag eines Fachbereichs ernannt und 
gehören diesem an (HUG; §§ 39,41).
Bis auf den Bereich der Ingenieur­
wissenschaften gilt als Ernennungs­
voraussetzung die Promotion. Gelingt 
es ihnen innerhalb ihrer Dienstzeit 
nicht, sich von einem Ruf auf eine 
Professorenstelle ereilen zu lassen, 
ist ihre Karriere beendet. Sie sind 
daher gezwungen, sich stets wohlver­
haltend gegenüber ihren Kollegen und 
dem für die Berufung letzthin verant­
wortlichen Staat zu zeigen. Was das für

eine zumindest bisher herrschenden 
Normen kritisch gegenüberstehende 
Person bedeutet, braucht an dieser Stelle 
nicht weiter ausgeführt zu werden.

2. Wissenschaftliche Bedienstete

Dazu HUG § 45 (1): „Wissenschaftliche 
Bedienstete sind die Beamten und An­
gestellten, die wissenschaftliche Dienst­
leistungen zur Organisation, zur Vor­
bereitung und zur Durchführung von 
Forschung und Lehre, in der Betreuung 
wissenschaftlicher Sammlungen und Ge­
räte und im Betrieb wissenschaftlicher 
Einrichtungen wahrnehmen.“
Sie nehmen also die Aufgaben wahr, 
die bisher den wissenschaftlichen Assi­
stenten zufielen. Daß dabei die Lehre 
nicht zu kurz kommt, das heißt, daß sie 
den Professoren weiterhin die Dreck­
arbeit vom Halse halten werden, geht 
aus der Stellungnahme der Personal­
strukturkommission des Senats der THD 
hervor: „Es ist . . . klar, daß nicht alles, 
was an zu Lehrendem vermittelt werden 
muß, allein von Hochschullehrern getan 
werden kann.“ Der Unterschied zum 
bisherigen Assistenten ist „nur“ der­
jenige, daß die wissenschaftlichen Be­
diensteten ihre Funktion im Rahmen 
einer 40-Stunden-Woche ausführen; 
ein im Dienstvertrag zugesichertes Recht

zwei Jahre, die der Studenten minde­
stens ein Jahr. Im übrigen gilt § 14 
Abs. 2 und 3 entsprechend.

(6) Die Fachbereichskonferenz ist 
beschlußfähig, wenn mindestens die 
Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. 
Sie beschließt mit der Mehrheit der 
Anwesenden, soweit das Gesetz nichts 
anderes bestimmt. Für Beschlüsse, 
durch die eine besondere Regelung 
des Stimmrechts im Sinne von § 8 
Abs. 4 getroffen wird, sind die Be­
stimmungen von § 8 Abs. 3 entspre­
chend anzuwenden.

§ 25
Fachbereichskonferenz

(1) Die Fachbereichskonferenz kann 
zur Beratung von Lehr- und Studien­
angelegenheiten, Forschungsangele­
genheiten und Haushaltsangelegen­
heiten Fachbereichsausschüsse bilden. 
Die Fachbereichskonferenz kann den 
Ausschüssen Entscheidungsbefugnisse 
übertragen. Der Dekan ist Vorsitzen­
der der Fachbereichsausschüsse.

(2) Die Ausschüsse bestehen aus 
Professoren, Dozenten, Studenten, 
wissenschaftlichen Bediensteten und 
weiteren Bediensteten des Fachbe­
reichs, die jeweils von den Vertretern 
dieser Gruppen in der Fachbereichs­
konferenz nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl gewählt werden. Die 
Amtszeit der Professoren, Dozenten 
und wissenschaftlichen Bediensteten 
beträgt mindestens zwei Jahre, die der 
Studenten mindestens ein Jahr. Im 
übrigen gilt § 14 Abs. 2 und 3 entspre­
chend. Die Ausschüsse setzen sich 
wie folgt zusammen:
1. Ausschuß für Lehr- und Studienan­

gelegenheiten:
der Dekan, 
ein Professor, 
ein Dozent, 
drei Studenten;

2. Ausschuß für Forschungsangele­
genheiten:
der Dekan, 
zwei Professoren, 
ein Dozent, 
ein Student,
ein wissenschaftlicher Bedien­
steter;

3. Ausschuß für Haushaltsangelegen­
heiten:
der Dekan, 
zwei Professoren, 
ein Dozent,
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ein Student,
ein wissenschaftlicher und ein 
weiterer Bediensteter.

(3) Die Satzung des Fachbereichs 
kann weitere Ausschüsse vorsehen 
und nähere Regelungen treffen, insbe­
sondere darüber, daß die Mitglieder 
der Ausschüsse verschiedenen Fach­
gebieten angehören müssen.

§ 26
Wissenschaftliche Zentren und 
interdisziplinäre Arbeitsgruppen

(1) Für Aufgaben, die in die Zu­
ständigkeit mehrerer Fachbereiche 
fallen oder die den Bedürfnissen der 
Universität als Ganzes dienen, kön­
nen die Fachbereiche mit Zustimmung 
des Ständigen Ausschusses für Orga­
nisationsfragen, Angelegenheiten der 
Forschung und des wissenschaftlichen 
Nachwuchses wissenschaftliche Zen­
tren errichten.

(2) Die Einrichtungen, Sachmittel 
und Personalstellen werden dem Zen­
trum von den beteiligten Fachberei­
chen zugeteilt. Das Zentrum verfügt 
im Benehmen mit den Fachbereichen 
über die Einrichtungen und Sachmittel 
und bestimmt die Aufgaben der Mit­
arbeiter.

(3) Wissenschaftliche Zentren kön­
nen auch vom Präsidenten mit Zustim­
mung des Ständigen Ausschusses für 
Organisationsfragen, Angelegenhei­
ten der Forschung und des wissen­
schaftlichen Nachwuchses errichtet 
werden. Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Fachbereiche können für 
interdisziplinäre Aufgaben der For­
schung und Lehre Arbeitsgruppen bil­
den. § 20 Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt ent­
sprechend.

§ 27
Verwaltung der wissenschaftlichen 

Zentren und ständigen Betriebsein­
heiten

(1) Die in den ständigen wissen­
schaftlichen Betriebseinheiten und 
wissenschaftlichen Zentren tätigen 
Hochschullehrer bilden das Direkto­
rium. Dem Direktorium gehören au­
ßerdem ein Student, ein wissenschaft­
licher und ein weiterer Bediensteter 
an, die jeweils von den Vertretern 
dieser Gruppen in den Fachbereichs­
konferenzen der beteiligten Fachbe­
reiche, im Fall des § 27 Abs. 3 im

auf Promotion besitzen sie nicht. Den 
Assistenten stand immerhin formal die 
Hälfte ihrer Arbeitszeit zu eigener 
Forschungstätigkeit (sprich: Promotion) 
zur Verfügung.

3. Promotion und versteckte akademische 
Laufbahn

Da zukünftig die Assistentenstellen als 
Promotionsgrundlage entfallen, wurde 
ein neuer Typus Student definiert, der 
graduierte Student. Er ist im Besitz 
eines Diplom-, Staatsprüfungs- oder 
Magisterabschlusses und eines auf 
zwei Jahre begrenzten Graduierten­
stipendiums und versucht innerhalb 
dieser Frist zu promovieren. Er soll 
während dieser Zeit nicht mehr der 
Zuständigkeit eines Doktorvaters, son­
dern einem Promotionsausschuß unter­
liegen.
Eine Ausnahme in diesem Verfahren 
werden die Ingenieurwissenschaften sein: 
Dort sollen vor allem nicht promovierte 
Ingenieure mit mindestens einjähriger 
praktischer und/oder wissenschaftlicher 
Tätigkeit innerhalb oder außerhalb der 
Hochschule zu Dozenten ernannt werden. 
Für sie wird das jeweils die Gelegenheit 
zur Promotion sein.
Offiziell gibt es keine akademische 
Laufbahn mehr. Aber es wird sich etwa 
folgender Weg des „angehenden Pro­
fessors" herauskristallisieren: Nach der 
Promotion wird eine Wartestellung im 
Bereich des wissenschaftlichen Dienstes 
bezogen. Für einige Auserwählte erfolgt 
die Ernennung zum Dozenten.

Vorstellungen zur Neuorganisation in 
Darmstadt — zwei Beispiele

Die beiden hier beschriebenen Beispiele 
aus den Bereichen der Natur- bzw. der 
Ingenieurwissenschaften haben nicht un­
bedingt die Chance, verwirklicht zu 
werden. Vor ihnen steht die Haushalts­
lage des Landes, die dazu führen wird, 
daß die relativ „preiswerte“ Gruppe 
der wissenschaftlichen Bediensteten 
stark ausgeweitet werden wird. Doch 
lassen die Beispiele erkennen, wohin 
die strukturelle Entwicklung nach Ansicht 
der derzeitigen Professoren gehen soll. 
Anzumerken ist noch, daß man an zen­
traler Stelle der Hochschule, von der 
für diese Fragen eingerichteten Senats­
kommission, davon ausgeht, daß ein 
Verhältnis von 3:1 zwischen Professoren 
und Dozenten sinnvoll erscheint.

Naturwissenschaften
(insbesondere Mathematik und Physik)
Die bisherigen „Wissenschaftlichen Räte 
und Professoren“ (H 2) wurden bereits 
im Laufe der letzten Monate zu H 3- 
Professoren ernannt (befördert); die 
bisherigen H1-Dozenten sollen im Herbst 
gemäß dem Überleitungsgesetz vom 
7. 10. 70 zu H2-Professoren ernannt 
werden. Damit ergibt sich ein großer 
Anteil von H2- und H3-Professoren. 
Langfristig ist sogar mit einem größere^Ä 
Kreis von H4-Professoren zu rechnen. Wr 
Die Dozentenstellen werden nicht mehr 
sehr dicht gesät sein, da nur promo­
vierte Naturwissenschaftler ernannt 
werden können; in der Tat entsteht 
zwischen Professoren und Dozenten ein 
zumindestens den Beteiligungen in 
akademischen Selbstverwaltungsgremien 
gerecht werdendes Verhältnis von 3:1. 
Wegen der Masse der bereits jetzt 
vorhandenen Assistentenstellen, die mit 
Nichtpromovierten besetzt sind, wird 
voraussichtlich eine sehr große Gruppe 
von wissenschaftlichen Bediensteten 
entstehen.

Ingenieurwissenschaften
Die Pläne der bisherigen Institutsdirek­
toren der ingenieurwissenschaftlichen 
Fakultäten sind nicht offiziell; sie sind 
nur unter der Hand bekannt geworden. 
Man hat guten Grund, sie nicht öffent­
lich zu diskutieren, denn sie stellen 
eine besondere Art von Besitzstands- 
Währung der „Großgrund“-Ordinarien 
dar.
Zunächst wird argumentiert, man könne 
keine H2- und H3-Professoren gebrau­
chen, da, wer schon eine lukrative 
Stellung in der Industrie ausschlägt, 
gleich H4-Professor werden sollte.
Damit wäre der Ordinarius gerettet. 
Darunter wünscht man sich — etwa im 
Verhältnis 1:3(!) — eine große Zahl von 
Dozenten. Da diese hier nicht promo­
viert haben müssen, sondern eher 
Industrieerfahrung (oder: Erfahrungen 
aus dem Büro des Herrn „Großgrund“- 
Ordinarius) mitbringen sollen, ist für 
eine „zweckgerechte" Form und einen 
ebensolchen Inhalt der Lehre gesorgt. 
Gleichzeitig ist es den Dozenten möglich, 
nach sechs Jahren als Entlohnung pro­
moviert und mit besseren Zukunftschan­
cen die Industrie wiederzusehen; denn 
eine Berufung auf eine Professoren­
stelle ist wegen deren Knappheit so 
gut wie aussichtslos.



Werden nun die bisherigen Institute in 
ständige wissenschaftliche Betriebsein­
heiten überführt (siehe Seite 9), 
so steht als deren geschäftsführender 
Direktor der bisherige Institutsdirektor 
de facto wieder an seiner alten Position. 
Allerdings ist es noch nicht klar, ob es 
angesichts der unsicheren Haushalts­
situation des Landes möglich sein wird, 
im Bereich der Ingenieurwissenschaften 
tatsächlich ein so große Zahl von Dozen- 
enstellen einzurichten. Überdies be­

dürfen ständige wissenschaftliche Be­
triebseinheiten erst einmal der Ein­
richtung.

Die eingeplante Hintertür
„An unseren Hochschulen sind die spekta­
kulären Aktionen, die Tomaten- und Farb- 
beutelhappenings, die Rektoratsbesetzungen 
und Aktenverbrennungen selten geworden. 
Eingekehrt ist die unheimliche Stille eines 
kalten Krieges, in der jeder mit jedem 
unter dem Motto „Homo homini lupus“ 
zu ringen scheint. Die Methoden der hoch- 
schulpolitischen Auseinandersetzung sind 
leiser, aber gefährlicher geworden. Profes­
soren, deren Weltruf gestern noch einhellig 
gefeiert wurde, werden heute boykottiert. 
Sie stehen plötzlich in leeren Vorlesungs­
und Seminarräumen, sie haben für die 
Studenten und damit leider oft auch für die 
Rektoren und Minister aufgehört zu exi­
stieren. Assistenten stellen bei der Verlän­
gerung ihrer Dienstverträge, bei Habilita­
tionen oder bei Berufungsverfahren fest, 
daß die geleistete wissenschaftliche Arbeit 
plötzlich nicht mehr gilt, sondern daß sie 
auf Gedeih und Verderb Wählerclans aus­
geliefert sind, die mit ihren Stimmen auf 
ihre Weise Auslesefunktionen wahrnehmen, 
ln Fachbereichssitzungen, die jeden Ver­
gleich mit dem modernen Absurden Theater 
aushalten, machen Professoren und Rek­
toren aus mangelnder Zivilcourage Zuge­
ständnisse, deren verheerende Auswirkun­
gen ihnen bewußt sind. Hinterher eilen sie, 
die Spuren aschgrauer Furcht im Gesicht, 
zu ihrem Minister, um ihn anzuflehen, er 
möge mit allen Mitteln das verhindern, 
was sie gerade zugesagt hätten. Die Öffent­
lichkeit registriert kaum noch, wieviel 
Hochschullehrer vor den gezielten Pres­
sionen extremer Gruppen kapitulieren, 
Emeritierungsgesuche einzurichten oder ab­
wandern und niemand spricht davon, daß 
Forscher aus dem Ausland ergangene Rufe 
verschmähen, weil Studenten die heute 
en vogue gekommenen Drohbrieflein zu 
schreiben wußten.“

(aus: der arbeitgeber Nr. 13/22 — 1970,
S. 571; Dr. Winfried Schilaffke, Deutsches 
Industrieinstitut, Köln, in seinem Artikel 
über den Bund „Freiheit der Wissenschaft“ : 
„Tut um Gottes willen etwas Tapferes . . .“)

Ob solch düsterer Polemik von Seiten 
der Spitzenverbände der deutschen 
Industrie sollte man meinen, mit der 
alten Universität ginge es tatsächlich zu 
Ende. Der Verdacht entsteht, demokra­
tisch gewählte Gremien (Schlaffke: 
„Wählerclans“) würden die Macht über­
nehmen und die Ordinarien nun end­
lich — beraubt ihres Rückgrates — nach 
Hause geschickt. Schön wär’s. — Doch 
weit gefehlt.

Während im § 20 des HUG festgestellt 
wird „Der Fachbereich ist die organisato­
rische Grundeinheit für Forschung und 
Lehre“, wird dies im selben Paragraphen 
durch den Absatz 3 eingeschränkt: „Die 
Fachbereiche können Laboratorien, 
Werkstätten und Betriebe als ständige 
wissenschaftliche oder technische Be­
triebseinheiten einrichten.“

Mit dieser Klausel im HUG machte der 
Gesetzgeber den bisherigen „Besitzern“ 
der Universität, den Institutsdirektoren, 
ein Geschenk, das ihnen — sollten sie 
nicht daran gehindert werden — die 
Möglichkeit gibt, in einem veränderten 
äußeren Rahmen die alte unangefochtene 
Position zu behalten. Denn was im 
Gesetz als Laboratorien, Werkstätten 
und Betriebe bezeichnet wird, sind nichts 
anderes — und das gilt insbesondere 
an einer Technischen Hochschule — 
als die Einrichtungen der bisherigen 
Institute.

Die Institute, bis zum heutigen Tag 
Grundeinheiten von Forschung und 
Lehre, sind nach § 40 des Gesetzes über 
die wissenschaftlichen Hochschulen des 
Landes Hessen vom 16. 5. 1966 Anstalten, 
die auf Vorschlag der Hochschule vom 
Kultusminister eingerichtet und auf dem­
selben Wege mit Direktoren versehen 
werden. Die Verknüpfung zum übrigen 
Hochschulbetrieb wird durch die Per­
sonalunion von Institutsdirektor und 
Lehrstuhlinhaber erreicht. Vergleicht 
man nun die §§ 20 und 27 des HUG 
mit dem § 40 des Hochschulgesetzes 
von 1966 (siehe Gesetzestexte) so fällt 
bis in die einzelnen Formulierungen 
hinein auf, daß eine gelinde gesagt fatale 
Ähnlichkeit zwischen der damaligen 
wissenschaftlichen Anstalt (Institut) und 
der nunmehr möglichen ständigen wissen­
schaftlichen Betriebseinheit besteht.
Der einzige Unterschied: Was damals 
dem Kultusminister beziehungsweise 
dem Kanzler oblag, ist jetzt Aufgabe 
der Fachbereichskonferenz und des 
Präsidenten. Außerdem hat man in der 
neuen Regelung freundlicherweise so­
wohl einen Studenten als auch einen 
weiteren Bediensteten (nichtwissen­
schaftlich arbeitenden Personalverter) 
vorgesehen.

Die Absicht ist klar: Den im Eingangs­
zitat erwähnten „Professoren von Welt­
ruf“ wird Gelegenheit gegeben, unter 
sich zu bleiben. Die Fachbereichskonfe-
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Konvent gewählt werden; der wissen­
schaftliche und der weitere Bedien­
stete jeweils für zwei Jahre, der Stu­
dent für mindestens ein Jahr. Die 
Satzung kann die Zahl der Mitglieder 
nach Satz 2 jeweils bis auf fünf er­
höhen, wenn dies im Hinblick auf die 
besonderen Aufgaben des Zentrums 
oder der Betriebseinheit in Lehre und 
Forschung oder aus den in § 24 Abs. 
4 genannten Gründen angemessen er­
scheint. Im übrigen gilt § 14 Abs. 2 
und 3 entsprechend.

(2) Das Direktorium wählt aus dem 
Kreis der Professoren einen ge­
schäftsführenden Direktor für eine 
Amtszeit von einem bis zu drei Jah­
ren. Wiederwahl ist zulässig.

(3) Das Direktorium erläßt für die 
Verwaltung und Benutzung der ständi­
gen wissenschaftlichen Betriebsein­
heit oder des wissenschaftlichen Zen­
trums eine Ordnung. Vor Erlaß der 
Ordnung ist dem Präsidenten Gele­
genheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Der geschäftsführende Direktor 
leitet und verwaltet die ständige wis­
senschaftliche Betriebseinheit oder 
das wissenschaftliche Zentrum nach 
Maßgabe der Ordnung. Er übt das 
Hausrecht aus. § 10 Abs. 3 bleibt un­
berührt.

(5) Die Leitung und Verwaltung von 
ständigen technischen Betriebsein­
heiten der Universität regelt der Prä­
sident, die der ständigen technischen 
Betriebseinheiten der Fachbereiche 
der Dekan.

(6) Für die Universitätsbibliothek 
gilt § 37.

NEUNTER ABSCHNITT
Übergangs- und Schlußvorschriften

§49
Zusammensetzung der Organe

Bis zur Bildung der nach diesem 
Gesetz zu schaffenden Kollegialorga­
ne, die von der Änderung der perso­
nalrechtlichen Bestimmungen betrof­
fen werden, setzen sich diese wie 
folgt zusammen:
8. Fachbereichskonferenz:

Die Fachbereichskonferenz be­
steht aus allen Hochschullehrern 
des Fachbereichs, die an der 
Universität hauptberuflich tätig 
und nicht beurlaubt sind, aus 
Vertretern der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter und der Studenten im 
Verhältnis 5:3:2 sowie aus einem

renz, ein Gremium in dem möglicher­
weise — wenn auch mit Abstrichen — 
die Planungen für Forschung und Lehre 
grundsätzlich in großem Kreis öffentlich 
erörtert werden könnten, wird tenden­
ziell entmachtet.
Welche Chance sich gerade hier an der 
Technischen Hochschule mit ihren um­
fangreichen technischen Einrichtungen, 
die unmittelbar der wissenschaftlichen 
Arbeit dienen, für die allmächtigen 
„Großgrund“-Ordinarien eröffnet, liegt 
auf der Hand. Daß diese Chance er­
kannt ist, steht außer Zweifel. Billige 
Anbiederungsversuche des Präsident­
schaftskandidaten Krupp gegenüber den 
gewesenen Ordinarien beim Kandidaten­
hearing im Februar (er würde die Ein­
richtung von ständigen wissenschaftlichen 
Betriebseinheiten unterstützen) und die 
Informationen aus der bisherigen Bau­
ingenieurfakultät über Absprachen zwi­
schen den Institutsdirektoren („Tust du 
mir nichts, tu ich dir nichts“) bestätigen 
dies. Sie wären ja auch dumm, die Be­
sitzer der Quellen allen Reichtums an 
den Universitäten, die das Gros aller 
Industrieunterstützung absahnen -  im 
Bauingenieurwesen verließ bisher jeder 
Institutsdirektor die Hochschule als 
Millionär —, wie dumm wären sie, wollten 
sie nunmehr das Geld mit anderen teilen, 
wollten sie sich den Beschlüssen der 
Fachbereichskonferenz unterordnen. 
Angesichts der in Darmstadt zur Dis­
kussion anstehenden Volumina erschei­
nen die Versuche der Institutsdirektoren 
an der bisherigen Rechtswissenschaft­
lichen Fakultät in Marburg, sich über 
einen Zusammenzug ihrer Bücherbe­
stände zu ständigen wissenschaftlichen 
Betriebseinheiten der unmittelbaren 
Kontrolle der Fachbereichskonferenz zu 
entziehen, geradezu lachhaft. Aber 
deutlich wird daran, daß es die Darm­
städter Ordinarien nur einfacher haben, 
Betriebseinheiten unter dem „Sach­
zwang“ der bestehenden Institutseinrich­
tungen zu schaffen.
Sehen die einschlägigen Vorschriften des 
HUG für die Fachbereiche eine relativ 
starke Transparenz der Entscheidungs­
vorgänge über die Zuwendungen der 
Personal- und Sachmittel an die Hoch­
schullehrer, Arbeitsgruppen und Betriebs­
einheiten vor, so bleibt — haben die 
Betriebseinheiten erst einmal ihre Mittel 
zugewiesen bekommen — alles weitere 
im Halbdunkeln. Geleitet werden die 
Betriebseinheiten durch ein Direktorium,

I das aus allen an ihnen tätigen Hoch­

schullehrern und drei Alibivertretern 
(je einem Studenten, wissenschaftlichen 
und weiteren Bediensteten) besteht.
Der jeweils geschäftsführende Direktor 
muß Professor sein, was den Kreis der 
damit für diese zentrale Funktion Wähl­
baren aufs äußerste eingrenzt. Damit 
dürfte, solange das HUG in dieser Form 
bestehen bleibt, die Stellung der bis­
herigen Institutsdirektoren gesichert 
sein.
Was macht es schon aus, wenn durch 
die Betriebseinheits-Ordnung die Zahl I  
der Studenten, wissenschaftlichen und 
weiteren Bediensteten im Direktorium 
jeweils auf fünf erhöht werden kann, 
wenn diese Ordnung von dem vom Ge­
setz vorgesehenen Hochschullehrer- 
Direktorium verabschiedet wird und 
überdies eine solche Erhöhung für die 
Übergangsphase erst gar nicht vorge­
sehen ist. Was sich damit hinter den 
Türen der ständigen wissenschaftlichen 
Betriebseinheiten im nichtöffentlichen 
Bereich vollzieht, dürfte im wesentlichen 
eine Angelegenheit der im „arbeitgeber“ 
als „Professoren von Weltruf“ ausge­
wiesenen ehemaligen Ordinarien sein.
Es sei denn, dieser oder jener der 
Herren erwiese sich, wie es schon früher 
hier und da der Fall gewesen ist, als 
gnädig.
Die ständigen wissenschaftlichen Be­
triebseinheiten sind im HUG das Instru­
ment für die bisherigen Ordinarien — 
die Beherrscher der Universität — die i  
sonstigen fortschrittlichen Ansätze des"  
Gesetzes zunichte zu machen, insbeson­
dere die mögliche Transparenz der Ent­
scheidungen auf unterer Ebene, das heißt 
auf der Ebene, auf der unmittelbar über 
Forschung und Lehre entschieden wird. 
Diese Widersprüchlichkeit des Gesetzes 
erfolgt notwendigerweise aus seinem 
technokratischen Ansatz. Den für die 
Verabschiedung dieses Gesetzes ver­
antwortlichen Kräften (Landesregierung, 
Landtag, insbesondere die SPD-Fraktion 
und Wirtschaftslobby) ging und geht es 
um ein möglichst reibungsloses Funk­
tionieren der Universität. Das impliziert 
sowohl eine Beteiligung der auf demo­
kratische Veränderungen drängenden 
Studenten, Personalvertreter und Assi­
stenten, als auch eine Berücksichtigung 
der eigennützigen Professoreninteressen. 
Denn was nützen Universitäten, an de­
nen keine hinreichend qualifizierten 
Hochschullehrer zu halten sind.
In Berlin wurde zur Besänftigung der 
Professoren ein ähnlicher Weg be-
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schritten; nur machte es sich der Gesetz­
geber dort viel einfacher als in Hessen — 
die Institute blieben gleich bestehen 
(§ 20 des Berliner Universitätsgesetzes 
vom 16. 7. 1969). Die Behauptung im 
eingangs aufgeführten Zitat des „arbeit- 
gebers“, daß Hochschullehrer angesichts 
der geänderten Zustände die Universität 
verlassen, erweisen sich unter Heran­
ziehung von Informationen gerade aus 
Berlin als mehr als eine plumpe Polemik, 
sie sind schlichtweg falsch. Gerade in 
Berlin, mit seiner erfreulicherweise sehr 
weitreichenden Studentenbewegung und 
dem ersten Universitätsgesetz, in dem 
mit der Auflösung der Fakultäten Fach­
bereiche geschaffen wurden, gerade 
dort hat sich die Abgangsrate von Hoch­
schullehrern von der Universität nicht 
vergrößert. Welchen Grund hätten sie 
auch zu gehen, sind sie doch in ihren 
alten Rechten — zumindestens da, wo 
es materielle Auswirkungen hätte — 
nicht beschnitten.
Zwar bleiben in Hessen die Institute 
nicht bestehen, aber mit der Ersatzein­
richtung der ständigen wissenschaftlichen 
Betriebseinheiten ist auch hier ein hin­
reichend umfangreiches Instrumentarium 
zur Professoren-Befriedung geschaffen.
Daß sich natürlich jeder Versuch, eine 
ständige wissenschaftliche Betriebsein­
heit einzurichten, gegen die Interessen 
der Studenten richtet, versteht sich nach 
dem nunmehr Gesagten von selbst.
Daß während der Entwicklung der Hessi­
schen Hochschulgesetzgebung nicht 
immer an derartige Kompromißlösungen 
gedacht wurde, geht aus dem Papier 
des Hessischen Kultusministers „Schwer­
punkte einer Novellierung des Hochschul­
gesetzes vom 16. 5. 1966“ hervor. Dort 
wird im Abschnitt I „Grundsätze“ unter 
Punkt 2 gesagt:
„ . . . Außer der zentralen Verwaltungs­
kompetenz des Präsidenten ist als zweite 
Ebene der Verwaltung der Fachbereich vor­
gesehen, innerhalb dessen es andere auto­
nome Arbeitseinheiten — Institute, Lehr­
stühle — nicht mehr geben wird . .
Geht man noch weiter zurück, etwa bis 
zu Beginn der 60er Jahre, und verfolgt 
man die Diskussion über die Neuord­
nung der Universität bundesweit, ergibt 
sich (hier natürlich nur sprunghaft an 
einigen Zitaten dargestellt) etwa fol­
gendes Bild:
Zum einen erwiesen sich damals die 
traditionellen Fakultäten als nicht mehr 
fähig, die tragenden Säulen von For-
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nichtwissenschaftlichen Mitarbei­
ter. § 24 Abs. 4 bleibt unberührt;

9. Fachbereichsausschuß für Lehr- 
und Studienangelegenheiten:
Der Dekan und ein Hochschulleh­
rer,
zwei wissenschaftliche Mitarbei­
ter,
zwei Studenten;

10. Fachbereichsausschuß für For­
schungsangelegenheiten:
Der Dekan und zwei Hochschul­
lehrer,
zwei wissenschaftliche Mitarbei­
ter,
ein Student;

11. Fachbereichsausschuß für Haus­
haltsangelegenheiten:
Der Dekan und zwei Hochschul­
lehrer,
zwei wissenschaftliche Mitarbei­
ter,
ein Student,
ein nichtwissenschaftlicher Mitar­
beiter;

12. Direktorium der Wissenschaftli­
chen Zentren und ständigen Be­
triebseinheiten (§ 27):
Die in den ständigen wissen­
schaftlichen Betriebseinheiten und 
Wissenschaftlichen Zentren
hauptberuflich tätigen Hochschul­
lehrer bilden das Direktorium. 
Dem Direktorium gehören außer­
dem zwei wissenschaftliche Mit­
arbeiter, ein Student und ein 
nichtwissenschaftlicher Mitarbei­
ter an. Nr. 16 bleibt unberührt;

13. Geschäftsführender Direktor (§ 27 
Abs. 2):
Das Direktorium wählt den ge­
schäftsführenden Direktor aus 
dem Kreis der beamteten Hoch­

schullehrer.

Gesetz über die wissenschaftlichen 
Hochschulen des Landes Hessen
Hochschulgesetz vom 16 Mai. 1966 

§ 40
Wissenschaftliche Anstalten

(1) Wissenschaftliche Anstalten sind 
die der Forschung und Lehre dienen­
den Institute, Seminare, Kliniken und 
Betriebe. Sie werden auf Vorschlag 
des Senats oder der Fakultäten vom 
Kultusminister errichtet. Die Anglie-

schung und Lehre der Universität abzu­
geben. Die Fehlentwicklung an den 
großen Philosophischen und Mathe­
matisch-Naturwissenschaftlichen Fakul­
täten wurde offenkundig, wo durch jahr­
zehntelange naturwüchsige Ausdehung 
so viele verschiedene Fachgebiete in 
einer Fakultät zusammengefaßt waren, 
daß u. a. kaum noch vernünftig über 
Promotionen und Habilitationen ent­
schieden werden konnte. Um zu einer 
effektiveren Organisation der Universi­
täten zu gelangen, wurde die Forderung 
nach kleineren Einheiten laut. Ein erster 
Versuch bei der Neugründung der Ruhr- 
Universität in Bochum wurde unter­
nommen: Die Universität wurde anstelle 
von Fakultäten unter Beibehaltung von 
Instituten und Lehrstühlen in eine Viel­
zahl von Abteilungen untergliedert. 
Andernorts kam durch zurückkehrende 
Wissenschaftler aus den USA die Forde­
rung nach der Einführung des amerika­
nischen Department-Systems auf, was 
zu einem praktischen Versuch in der 
Münchener Physik führte. Generell setzte 
sich nach und nach die Ansicht durch, 
im Rahmen der Hochschulgesetzgebung 
der Länder, die Fakultäten aufzulösen 
und durch Fachbereiche zu ersetzen.
Die Forderung nach Fachbereichen 
schloß in der Regel die Feststellung ein, 
daß sie Grundeinheiten seien und damit 
nicht weiter untergliedert werden soll­
ten — im Gegensatz zum Abteilungs­
system von Bochum. Die Überlegungen 
einer Neuordnung gingen von rein 
technokratischen Ansätzen aus. Es galt, 
uneffektiv gewordenes effektiv zu ge­
stalten.
Zum anderen erwiesen sich vielfach die 
Institute als nicht mehr arbeitsfähig. Der 
Wissenschaftsbeirat beschreibt das in 
seinen Empfehlungen zum Ausbau der 
wissenschaftlichen Einrichtungen vom 
November 1960 so:

„ . . . Entsprechend der Entwicklung der 
Wissenschaft sind die meisten Hochschul­
institute ursprünglich für sehr große Ge­
biete geschaffen worden, z. B. für das ge­
samte Gebiet der Chemie und der Physik. 
Seit der Gründung der Universitätsinstitute 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
hat sich indessen die Wissenschaft in fast 
allen Disziplinen reich gegliedert. Der Ge­
lehrte vermag heute in der Regel nicht mehr 
die Gebiete zu übersehen, die seine Vor­
gänger vor zwei Generationen noch ohne 
Schwierigkeiten in Lehre und Forschung 
allein vertreten konnten. In den Bereichen,

in denen sich eine solche Entwicklung voll­
zogen hat, besteht die Gefahr, daß die 
Institutsorganisation hinter der Entfaltung 
der betreffenden wissenschaftlichen Dis­
ziplin zurückbleibt. . .“

Schon in seinen Empfehlungen vom 6. 3. 
1959 stellt der Wissenschaftsrat dazu fest:

„ . . . Die einheitlich geleiteten wissenschaft­
lichen Institute (Direktoren-Prinzip) an 
Hochschulen sollten nicht zu groß sein, 
damit der Institutsleiter noch eine eigene 
Forschungstätigkeit ausüben kann. . .
. . .  Es sollte darüber hinaus erwogen wer­
den, ob in solchen Fällen (der großen in 
Abteilungen untergliederten Institute; Red.) 
das Direktorial-Prinzip durch eine kolle­
giale Verwaltung (evtl, mit wechselnder 
Geschäftsführung) ersetzt werden kann.“

Sehr deutlich wird hier der rein techno­
kratische Ansatz, der keinerlei Über­
legungen über eine mögliche Demokra­
tisierung dieser Instiutionen mit ein­
schließt. Im Gegenteil. — In den An­
regungen des Wissenschaftsrates zur 
Gestalt neuer Hochschulen vom 10. 2. 
und 26. 5. 1962 findet sich folgender 
Abschnitt:

„Die Institute und Seminare als die eigent­
lichen Stätten der Forschung und der Ein­
übung der Studenten sind heute aus keiner 
Hochschule mehr wegzudenken. In ihnen 
vollzieht sich auch am ehesten die persön-4 
liehe Begegnung von Lehrern und Schülern ^ 
und bilden sich Arbeits- und Diskussions­
gemeinschaften zwischen Studenten und 
Assistenten. Insofern ist es ein Zeichen 
gesunden Gruppenlebens, wenn sich hier je­
weils ein besonderer Institutsgeist mit der 
daraus folgenden Absonderungstendenz ent­
wickelt. . .“

Auch die sich anschließende Bemerkung, 
daß einer Isolierung entgegenzuwirken 
sei, läßt in dieser makabren Stellung­
nahme des Wissenschaftsrates keinen 
Zweifel, daß es allein darum geht, den 
Ordinarien bei der „Einübung der Stu­
denten“, der Förderung „gesunden 
Gruppenlebens“ und der Weckung eines 
absonderlichen „Institutsgeistes“, sprich: 
bei der Findung ihres eigenen Wohlbe­
findens behilflich zu sein. Dieses Wohl­
befinden war durch die etwas ins Kraut 
geschossene Organisation ihrer Institute 
gestört worden. Dem galt es, Abhilfe 
zu schaffen.
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Im Zuge der vor allem von studentischer 
Seite geforderten Demokratiserung der 
Hochschule wurden die Institute von 
eben dieser Seite unter ganz anderem 
Blickwinkel als dem des Wissenschafts­
rats Anfang der 60iger Jahre in Frage 
gestellt. Zur Zusammenfassung der For­
derungen nach Demokratisierung eine 
kurze Stelle aus den Grundsätzen der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen­
schaft (GEW) zur Reform der wissen­

schaftlichen Hochschulen vom 3. 4. 1968:

„Die Institutionen des Lehrstuhlinhabers 
und des Institutsdirektors sind abzu­
schaffen. Sie sind einer der wesentlichen 
Ursachen für die ineffektive hierarchische 
Ordnung und die autoritäre Gestaltung des 
Wissenschaftsbetriebes der Hochschulen.
Sie sind durch die Gliederung in Fachbe­
reiche zu ersetzen, in der wissenschaftliche 
Einrichtungen gleicher oder verwandter 
Fachgebiete zusammengefaßt sind. Die 
Unterscheidung zwischen Ordinarien und 
Nichtordinarien ist aufzugeben. Die Selbst­
verwaltung eines Fachbereichs wird in einer 
Fachbereichsleitung von den hauptberufli­
chen Hochschullehrern, den wissenschaftli­
chen Mitarbeitern und den Vertretern der 
Studentenschaft des Fachbereichs in pari­
tätischer Zusammensezung wahrgenommen. 
Auf diese Weise wird u. a. die persönliche 
Abhängigkeit der wissenschaftlichen Mit­
arbeiter (mittelbar) von den Ordinarien 
und Institutsdirektoren weitgehend aufge- 

oben.“

Während also einerseits die Forderung 
nach Untergliederung der Universität in 
Fachbereiche sich gründet auf die Ein­
sicht in die Funktionsunfähigkeit der 
Fakultäten, macht dieser politische, 
nichttechnokratische Ansatz der GEW 
zur Kritik der Institutsstruktur deutlich, 
was gleichzeitig Fachbereiche als Nach­
folgeeinrichtungen der Institute zur 
Demokratisierung der Universität bei­
tragen können. Daß in dieses Demo­
kratisierungsmodell eine weitere Unter­
gliederung der Fachbereiche etwa im 
Sinn der ständigen wisseschaftlichen 
Betriebseinheiten nicht hineingehört, 
liegt auf der Hand. Selbst der techno­
kratische Wissenschaftsrats machte 
bis zum Jahre 1968 einen Lernprozeß 
durch. In seinen Empfehlungen zur 
Struktur und Verwaltungsorganisation 
der Universitäten von Dezember 1968 
stellte er fest:
„Dem Fachbereich w ird . . . die Verwal­
tungskompetenz der Lehrstühle und In­

stitute zu übertragen sein. Demgemäß wird 
der Fachbereich über die zu seinem Bereich 
gehörenden Personalstellen und die Sach- 
mittel und damit und insoweit über die 
Seminare und Institute im Gesamtinteresse 
der Beteiligten verfügen.“

Im gleichen Monat am 17. 12. 1968 
äußerte sich die Westdeutsche Rektoren­
konferenz im selben Sinne. Zwar handelt 
es sich in beiden Fällen um rein techno­
kratische Ansätze, doch wäre es möglich 
gewesen, sie durchaus mit Inhalt zu 
füllen. Auf dem gleichen Stand bewegte 
sich die bereits oben erwähnte Dar­
stellung der „Schwerpunkte einer Novel­
lierung des Hochschulgesetzes“ des 
Hessischen Kultusministers.
Doch offensichtlich erschreckt durch die 
sich ausweitende Studentenbewegung 
wurden bald von allen Seiten Rückzieher 
gemacht. Die Westdeutsche Rektoren­
konferenz formulierte in ihrem MINIMA 
LEGALIA vom 29. 5. 1969 die qualifizierte 
und damit eingeschränkte Mitbestim­
mung. Schon der Referentenentwurf für 
ein Hessisches Universitätsgesetz sah, 
wenn auch sehr beschränkt ohne eigene 
Kompetenz, Betriebseinheiten unterhalb 
der Fachbereiche vor. Dem folgte im 
März 1969 die Vorlage der Landes­
regierung für ein Gesetz über die Uni­
versitäten des Landes Hessen, in der 
alle Regelungen über die ständigen 
wissenschaftlichen Betriebseinheiten 
vorgesehen waren, wie sie nun auch 
heute das HUG aufweist. Die Begrün­
dung der Landesregierung war:

„Die Regelung für die ständigen wissen­
schaftlichen Betriebseinheiten paßt § 40 
HG 66 (der Paragraph über die Institute im 
Hochschulgesetz von 1966; Red.) der neuen 
Organisationsstruktur der Universität an.“

Mit anderen Worten: Inhaltlich hat sich 
nichts geändert, nur der Dienstweg ist 
länger geworden. Konnten die Instituts­
direktoren bisher direkt zum Kultus­
minister laufen, so führt der Weg jetzt 
über Dekan, Präsident und Präsident 
des Landeshochschulverbandes zum 
Kultusminister. Nun, vielleicht war es 
der Minister leid, Professoren mit 
„Spuren aschgrauer Furcht im Gesicht“ 
(arbeitgeber) in seinem Dienstzimmer 
zu sehen.

derung anderer wissenschaftlicher 
Anstalten an die Hochschulen bedarf 
der Genehmigung des Kultusministers.

(2) Auf Vorschlag der Fakultäten 
oder des Senats werden Hochschul­
lehrer des Fachgebiets, dem die wis­
senschaftliche Anstalt zugeordnet ist, 
vom Kultusminister zu Direktoren be­
stellt. Für die Institute für Leibes­
übungen können auch Direktoren be­
stellt werden, die keine Hochschulleh­
rer sind.

(3) Die Direktoren leiten die wissen­
schaftlichen Anstalten. Sie erlassen 
für die Verwaltung und Benutzung der 
ihnen unterstellten Anstalten eine 
Ordnung, an deren Aufstellung die 
Versammlungen der Nichtordinarien 
und der Nichthabilitierten zu beteili­
gen sind. Der Kanzler ist vor Erlaß 
der Anstaltsordnung zu hören.

(4) Der geschäftsführende Direktor 
wechselt nach Maßgabe der Anstalts­
ordnung.

(5) In den wissenschaftlichen An­
stalten arbeiten die Hochschullehrer 
im Rahmen der Anstaltsordnung 
gleichberechtigt zusammen. Den wis­
senschaftlichen Mitarbeitern ist weit­
gehend Gelegenheit zur eigenen For­
schung zu geben. Die Bildung von 
Forschungsgruppen ist zu fördern.
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Universitätspräsidenten 
Wer hält durch?
Präsidialverfassung — das heißt Zu­
sammenlegung der bisherigen akade­
mischen Verwaltung mit ihren Immatri- 
kulations- und Prüfungssekretariaten 
unter der Leitung des Rektors und der 
Haus- und Wirtschaftsverwaltung unter 
der Leitung des Kanzlers zu einer Ein­
heitsverwaltung unter der Führung einer 
Person, dem Präsidenten der Universität. 
Ein Verwaltungsakt, so möchte es 
scheinen. — Doch mit diesem Schritt 
verbindet sich weit mehr als ein bloßes 
Zusammenlegen von Büros.
Erkenntlich wird die Bedeutung dieser 
neuen Verwaltungsstruktur, benennt 
man Stellung und Funktion der beiden 
bisherigen Köpfe der Universität, Rektor 
und Kanzler.

Der Rektor war der Repräsentant der 
Universität, gewählt von der akademi­
schen Selbstverwaltung für ein Jahr und 
somit auch der Interessenvertreter der 
in ihr tätigen Mitglieder der Universität. 
So war er früher der Vertreter der 
Ordinarien; mit der Reformierung der 
Universität und der Einführung einer 
Beteiligung sowohl der Assistenten und 
der Studenten an der akademischen 
Selbstverwaltung vor allem wenn das 
für die Rektorwahl zuständige Organ 
paritätisch besetzt war — wurde er 
tendenziell zum Vertreter der Gesamt­
universität.

Der Kanzler war der leitende Verwal­
tungsbeamte der Universität, in Darm­
stadt hieß er früher deshalb auch Ver­
waltungsdirektor, bis einheitlich die 
Bezeichnung Kanzler eingeführt wurde. 
Als Beamter auf Lebenszeit leitete er 
selbständig die Haus- und Wirtschafts­
verwaltung, verantwortlich nur gegen­
über dem Kultusministerium. Das Ergeb­
nis dieser Konstruktion war, daß damit 
de facto die Kultusbürokratie einen 
verlängerten Arm innerhalb der Univer­
sität hatte.

Nunmehr sind beide Funktionen in einer 
Person vereinigt. Zwar wurde die Posi­
tion des Kanzlers in die neue Struktur 
übernommen, doch unterliegt er dem 
Weisungsrecht des Präsidenten. Der 
Präsident ist damit Repräsentant und 
oberster Verwaltungsbeamter der Uni­
versität zugleich. Zum einen muß er die 
Forderungen der Universität nach außen, 
daß heißt vornehmlich gegenüber der 
Kultusbürokratie, artikulieren, zum ande­
ren wird die Kultusbürokratie versuchen,
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ihre Interessen im universitären Bereich 
über die Person des Präsidenten, so wie 
sie es bisher über den Kanzler konnte, 
durchzusetzen.

Der Präsident, der gleichzeitig das, 
was an der Universität entschieden wird, 
nach außen zu verantworten hat, befindet 
sich daher in einer widersprüchlichen 
Situation. Allein ist er kaum in der Lage, 
sämtliche gleichzeitig vonstatten gehende 
Vorgänge zu überschauen. Was er 
braucht, um überhaupt die Arbeit be­
wältigen zu können, ist ein kleiner Kreis 
von Personen, der ständig mit ihm zu­
sammenarbeitet, der entscheidet, welche 
Problemstellungen überhaupt relevant 
sind, an die Person des Präsidenten 
herangetragen zu werden.

Bisher gibt es noch nicht sehr viele 
Universitätspräsidenten in Westdeutsch­
land und Westberlin. Aus dem Kreis 
der im Amt befindlichen Präsidenten 
seien hier, um das Problem zu illustrie­
ren, drei Präsidenten zur näheren 
Betrachtung ausgewählt, um zu zeigen, 
wie ein Präsident sinnvollerweise 
nicht an sein Amt herangehen sollte.

Der erste Präsident einer Universität 
in der BRD und Westberlin war der 
Präsident der FU Berlin, Kreibich. Erst 
nachdem mehrere prominente Bewerber 
abgesagt hatten, fand sich ein Wahl­
bündnis, an dem auch zunehmend Stu­
denten beteiligt waren. Dieses Bündnis 
mehr oder minder dezidierter Linker 
aus allen Gruppen arbeitete in einem 
informellen Beratergremium zusammen, 
das ein Proogramm für die Präsident­
schaft Kreibichs formulierte. Aber Krei-^ 
bich hielt sich nur solange an dieses \ 
Gremium und die dort erarbeiteten 
Stellungnahmen zu Grundsatzfragen, 
bis er die dreistesten Reaktionäre an 
der FU weit genug zurückgedrängt hatte. 
Danach erklärte er, er brauche dieses 
Gremium nicht mehr, seine Heimat sei 
die Charlottenburger SPD. Kreibich 
entfernte sich somit von der ihn tragen­
den Basis und lehnte sich, da er sich 
keinesfalls auf die Reaktion stützen 
wollte, an den politischen Senat West- 
Berlins, insbesondere an Wissenschafts­
senator Stein an. Von Effektivierung der 
Universität und pragmatischen Lösungen 
träumend, schwebt er als vermeintlicher 
Vater der FU über den Gruppen und



den tatsächlichen politischen Kräften.
Diese Entwicklung wurde auch dadurch 
gefördert, daß sich Kreibich und sein 
Stab im Präsidialamt nicht auf den 
riesigen Verwaltungsapparat der FU 
stützen konnten. Die Ursachen dafür 
liegen sowohl in der Person Kreibichs 
als auch im Aufbau von Universitäts­
und Verwaltungsspitze. Es ergab sich 
eine Gliederung mit einem weit oben 
stehenden Universitätspräsidenten, dem 
nach gehörigen Abstand sein Stab im 
Präsidialamt folgt, der wiederum ohne 
Bezug weit über der Verwaltung steht.

Ein anderes Beispiel für eine geschei­
terte Präsidentschaft bietet Fischer- 
Appelt, der Präsident der Universität 
Hamburg. Er wurde binnen kurzer Zeit 
„Außenminister“ der Universität, das 
heißt, er vertritt die Hamburger Uni­
versität bei der Westdeutschen Rek­
torenkonferenz, bei HIS, bei der Euro­
päischen Rektorenkonferenz, bei inter­
nationalen Organisationen und Tagungen 3. 
und bei der Leningrader Partneruniver­
sität. Die eigentliche Leitung der Uni­
versität liegt in den Händen des Vize­
präsidenten Sinn, der schon vor Fischer- 
Appelt Rektor der Uni Hamburg war 
und auch jetzt die politischen Entschei­
dungen trifft. Hinzu kommt der Leitende 
Verwaltungsbeamte (Kanzler) Kreyen- 
berg, der neben Sinn der Manager einer 
relativ eigendynamischen Verwaltung ist. 
Charakteristisch für Hamburg ist unter 
anderem, daß sich die alten Fakultäten 
in Form von akademischen Prüfungs­
ämtern weiter am Leben gehalten haben 
und dort ein Hort reaktionärer Gegen­
macht sogar als Institution existiert.

der Rechten an der Uni Frankfurt; 
andererseits wird er sich der normativen 
Vorplanung in der Verwaltung nicht 
entziehen können, die zum Teil im 
Interesse der Kultusbürokratie liegt, 
mit der sie seit eh und je zusammen­
arbeitet.

Bisher sind die hier genannten Universi­
tätspräsidenten zumindest politisch ge­
scheitert. Denn:

1. Sie haben sich von der sie tragenden 
Basis entfernt; damit mußten sie 
zwangsläufig in eines der anderen 
Lager umfallen.

2. Sie versuchten als Herrscher im 
Präsidentensessel zu regieren, und 
legten sich keine politisch zuver­
lässigen, sachkundigen Berater zu, 
die sie zu sinnvollen Entscheidungen 
befähigt hätten.

Sie arbeiteten nicht mit den Kanzlern 
sondern zum Teil sogar gegen sie. 
Insbesondere der Kanzler muß weit­
gehend mit dem hochschulpolitschen 
Bild des Präsidenten übereinstimmen 
und verantwortlich in der Univer­
sitätsleitung mitarbeiten.

Zuletzt sollte man noch Kantzenbach, 
den Präsidenten der Universität Frank­
furt, nennen, der von der Reaktion und 
einigen Technokraten als Instrument 
gegen die Verwirklichung des HUG 
und seiner ansatzweiten Überwindung 
alter Herrschaftsstrukturen konzipiert 
wurde. Genau diese Funktion erfüllt 
Kantzenbach vollständig, indem er im 
wahrsten Sinne des Wortes nur als 
Präsident, das heißt Vorsitzender der 
Ständigen Ausschüsse fungiert und sich 
als deren Spielball darstellt. Daneben 
besteht relativ unberührt von der hoch- 
schulpolitischen Szene die Verwaltung 
unter Leitung des Kanzlers. Kantzenbach 
ist in Fragen der Organisation der 
Fachbereiche, von Lehr- und Studien­
angelegenheiten usw. Steigbügelhalter



5 J ■ ■ ■ich bin vielleicht ein 
gewisses Mittelmaß..

dsz: Sie gelten als einer der progressiv­
sten Wirtschafts-Historiker in der Bun­
desrepublik. Inwiefern liegt da der 
Schwerpunkt auf Wirtschaft?
Böhme: Wirtschafts-Historiker heißt, daß 
der Schwerpunkt meiner Forschung nicht 
nur darin lag, wirtschaftliche Sachverhal­
te zu analysieren, die vergangen sind, 
sondern daß ich in den ökonomischen 
Entwicklungen jene vielleicht entschei­
denden Tendenzen zu erkennen und 
nachzuweisen versuche, die für die Ent­
wicklung unserer modernen Gesellschaft, 
für die politische Willensbildung bestim­
mend sind. Deswegen würde ich sagen, 
daß ich kein Wirtschaftshistoriker in dem 
Sinne bin, der sich nur um die isolierte 
wirtschaftliche Entwicklung kümmert.
Ich möchte die Rolle der „Ökonomie“ 
als Faktor und begründetes Element 
politischer Entscheidungen an der histo­
rischen Überlieferung nachprüfen, um 
kritisch festzustellen, was ist an dem 
Theorem, zum Beispiel, daß Ökonomie 
das politische Faktum bestimme, richtig. 
Das heißt, ich frage, kann die Kenntnis 
soziologisch-ökonomischer Strukturen 
bereits hinreichend begründete Aussagen 
geben über das, was als politisches Han­
deln überliefert wurde. Das ist also 
wie gesagt nicht als Ergebnis da, son­
dern das ist für einen Historiker eine 
Fragestellung.
dsz: Sie haben von „unserer modernen 
Gesellschaft“ gesprochen?
Böhme: Als unsere moderne Gesellschaft 
verstehe ich jenes Höchstmaß an wirt­
schaftlich-politischer Integration zur Er­
haltung einer gesellschaftspolitischen 
Ruhelage.
dsz: Ruhelage?
Böhme: Ruhelage, ja. Konservativ; con- 
servare, das bedeutet bewahren; über­
tragen interpretiert, beruhigen; versuchen 
in evolutionärer Weise ein gewisses 
Maß an, na ja, Sprengstoff oder Klassen­
entwicklung abzudämpfen.
dsz: Begrüßen Sie das?
Böhme: Was heißt da begrüßen? Als 
Historiker, als Wissenschaftler kann ich 
das nie begrüßen, denn ich meine, daß 
die Vorstellung einer Ruhelage als Ziel 
politischen Handelns eine ideologisch 
gebundene Aussage ist. Ich glaube nicht, 
daß wir im Konservieren — obwohl dieses 
Konservieren als ein wesentlicher Teil 
politischer Entwicklung berücksichtigt 
werden muß — die Möglichkeit haben,
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die Probleme, die uns heute sowohl hier 
in der Bundesrepublik als auch woanders 
gestellt sind, zu lösen.
dsz: Wir entnehmen dem, daß Sie dieser 
Gesellschaft durchaus kritisch gegen­
überstehen.
Böhme: Ja, das können Sie dem entneh­
men, wenn ich auch jetzt fragen müßte, 
was „dieser Gesellschaft“ heißt. Im übri­
gen wäre ich, würde ich dieser Gesell­
schaft, in der ich lebe, nicht kritisch 
gegenüberstehen, wohl als Historiker arr^p 
falschen Platz. Denn ein Historiker ist 
ja nicht nur einer, der Traditionen pflegt, 
sondern er hat nach meiner Meinung vor 
allem die Pflicht, das Selbstverständ­
liche, das naiv Vorgestellte oder doktri­
när Konstruierte mit Hilfe der Analyse 
hin zu relativieren und damit zugleich 
die Relativität von Urteilen bewußt wer­
den zu lassen. Der Historiker hat in der 
Reflexion auf die Möglichkeiten, die 
Grenzen und die kritische Funktion seiner 
Wissenschaft die Chance, in besonderer 
Weise Manipulierung, Ideologisierung 
und Indoktrination erkennen zu lassen; 
denn um das Gegenwärtige in den Griff 
zu bekommen, muß auch das Vergangene 
begriffen sein.
dsz: Sie haben offensichtlich Marx ge­
lesen?
Böhme: Ja, ich habe auch Karl Lieb­
knecht herausgegeben, 
dsz: Sie haben also ein gewisses Ver­
hältnis zum Kapitalismus, . . .
Böhme: kritisches Verhältnis!
dsz: . . . das darauf hinausläuft, daß Sie 
diesem Kapitalismus nicht durchweg 
positiv gegenüberstehen.
Böhme: Das ist sehr nett gesagt!
dsz: Im Rahmen der Entwicklung der 
Produktivkräfte und der Produktionsver­
hältnisse wäre es interessant, die Bedeu­
tung der Universität ein wenig zu um­
reißen. Was kann von der Universität 
ausgehen und was kann sie überhaupt 
leisten?
Böhme: Und was kann sie nicht leisten?
dsz: Sie müßten da etwas eingehen auf 
die Studentenbewegung. Welche Bedeu­
tung kommt der Studentenbewegung zu?
Böhme: Gut. Ich habe schon mehrfach 
betont, daß ich der Überzeugung bin, 
daß ohne die Studentenbewegung — und 
zwar in ihrer Gesamtheit — jene Entwick-



lung, die wir in den Universitäten, aber 
auch, wenngleich verschieden deutlich 
akzentuiert, in unserer Gesellschaft in 
den letzten Jahren feststellen konnten, 
nie hätte stattfinden können wie es der 
Fall war. Ich sehe die Studentenbewe­
gung, wenn auch nicht als einen vollen 
Erfolg, aber doch als einen gewissen Er­
folg. Dies zeigt sich zum Beispiel darin, 
daß ein Universitätspräsident jetzt hier 
am Tisch sitzt und versuchen muß, Ihre 
Mitsprache, Ihr kritisches Mitdenken und 

^Vlithandeln an dieser Hochschule zu er­
möglichen, zu beachten, einzuordnen.
Die Studentenbewegung ist aber für 
mich nicht nur eine Bewegung gewesen, 
die nur auf die Hochschule bezogen 
einen Erfolg gehabt hat. Denn nicht nur 
hier an der Hochschule müssen Struktur­
veränderungen durchgeführt werden. Ich 
finde, daß die Studentenbewegung auch 
in der Öffentlichkeit — gerade durch die 
verschiedenen Spielarten in Frankreich, 
Italien, England und hier in Deutschland 
— ein bislang noch nicht voll erkennbares 
Maß an Bewußtseinsbildung auch beim 
Einzelnen erzeugt hat. Und das bedeutet 
etwas, da in Deutschland seither grund­
sätzlich das Herz rechts steht, wenig­
stens bislang immer rechts gestanden hat. 
dsz: Sie sagen: das Herz steht rechts 
und nicht schlägt rechts.
Böhme: Ich habe ja schließlich auch mal 
Germanistik studiert!

.dsz: Worauf führen Sie nun das Schei- 
Ftern der Studentenbewegung zurück?
Böhme: Ganz klar führe ich das Schei­
tern darauf zurück, daß die Basis ver­
loren wurde, die Basis nämlich insofern, 
daß in der Studentenbewegung vergessen 
wurde, daß die Hochschule nicht gleich­
sam der Mikrokosmos der Gesellschaft 
ist. Daß also die stark auf das Wort und 
nach außen gerichtete Aktivität notwen­
dig dann abbrechen mußte, als die Trä­
ger dieser Aktivitäten, dieses Prozesses 
von Bewußtseinsmachung, selbst zu Trä­
gern bürgerlichen Fortschritts wurden. 
Sie wissen, ich hatte Kontakt mit jenen 
Gruppen des SDS, die nach 1959 die 
ersten Schritte in Richtung Hochschul­
reform unternahmen. Und ich würde 
meinen, wenn Sie diese Gruppen heute 
sehen, dann werden Sie erkennen, daß 
eine Integration in unsere Gesellschaft 
stattgefunden hat, denken Sie an Jens 
Litten. Und auch ich bin meiner Person 
keineswegs so sicher, nicht bereits voll 
integriert zu sein; es ist nämlich ein ver­
dammtes Geschäft, es ist so leicht,

etabliert zu werden.
Nach meiner Meinung ist dies genau 
die Entwicklung, die kritisch zu betrach­
ten ist, nämlich, daß die Verbindung mit 
der Öffentlichkeit zu kurzatmig gesehen 
wurde und im Grunde genommen in der 
breiten Schicht der Arbeiter Lächerlich­
keit, mindestens Distanz ausgelöst hat 
mit diesem übertriebenen Bemühen, hier 
eine proletarische Universität aufzubauen, 
wobei die Revolution von lauter Bürger- 
söhnchen getragen wurde. Ich möchte 
ganz offen und kraß sagen, daß nach 
meiner Meinung der theoretisch-kritische 
Ansatz noch bewältigt werden muß. Die 
Universität kann dabei selbstverständlich 
eine Aufgabe haben, diesen Bewußt­
seinsbildungsprozeß in kritischer Weise 
zu ermöglichen, aber sie kann nicht — 
und ich glaube ihrer ganzen Struktur 
nach nicht, auch nicht durch das neue 
Gesetz — gleichsam Bannerträger für 
revolutionäre Taten sein.
dsz: Sehen Sie überhaupt die Möglich­
keit, daß die Hochschule als offizielles 
Organ dieser Gesellschaft etwas derarti­
ges leisten kann, oder sollten nicht sehr 
viel mehr die Mitglieder dieser Universi­
tät im Rahmen politischer Gruppierun­
gen an die Gesellschaft herantreten?
Böhme: Genau! Ich bin froh, daß Sie es 
so sagen. Das ist meine Antwort! Die 
Universität als Körperschaft des öffent­
lichen Rechts kann das nicht leisten, 
sondern wenn überhaupt dann können 
das die einzelnen Mitglieder.
dsz: Wir sprachen über die Studenten­
bewegung und weshalb sie gescheitert 
ist, vielleicht sogar notwendig gescheitert 
ist in dieser historischen Situation.
Böhme: Ich meine, daß sie notwendig 
gescheitert ist, scheitern mußte. Aber sie 
ist nur gescheitert, wenn Sie an die 
Studentenbewegung den größten aller 
Maßstäbe setzen, nämlich den der gesell­
schaftlichen Revolution. Ich würde sagen, 
das ist kein Vorwurf. Sie ist nach meiner 
Meinung im wesentlichen Teil, nämlich 
in der Aktivierung neuer Fragen, neuer 
politischer Reserven nicht gescheitert.
dsz: Es sind Fehler gemacht worden.
Sie haben Sie selbst angerissen. Welche 
Möglichkeiten sehen Sie für die weitere 
Entwicklung? Wie könnte die Nachfolge 
der Studentenbewegung aussehen, um 
Bewußtsein zu bilden, um Klassenbe­
wußtsein zu bilden?
Böhme: Um in der gleichen Wortwahl zu 
bleiben würde ich sagen, sie müßte

Achten Sie 
auf
Reihe Hanser
Eldridge Cleaver/Lee Lockwood 
Gesprächein Algier
Band 58. Ca 7.80 DM_______________________
Hermann Schürrer
Europa: Die Toten haben nichts zu lachen
Band 59. Ca 5.80 DM_______________________
Paul Lüth
Ansichten einer künftigen Medizin
Band 60. Ca 7.80 DM
Wolf Lepenies/Helmut Nolte 
Kritik der Anthropologie
Marx und Freud. Gehlen und Habermas.
Über Aggression. Band 61. Ca 7.80 DM
Witold Wirpsza 
Der Mörder
Erzählungen. Band 62. Ca 5.80 DM
Verwaltete Musik
Analyse und Kritik eines Zustandes. 
Herausgegeben von Ulrich Dibelius.
Band 63. Ca 7.80 DM________________________
Die Unterhaltung der deutschen 
Fernsehfamilie
Ideologiekritische Untersuchungen. 
Herausgegeben von Friedrich Knilli.
Band 64. Ca 7.80 DM________________________
Alain Labrousse 
DieTupamaros
Stadtguerilla in Uruguay. Band 65. Ca 9.80 DM
Die Tabus der bundesdeutschen Presse
Aufsätze von L  Gothe, R. Kippe, K. P. Kisker,
H. D. Müller, H. Ostermeyer, H. Schweppenhäuser, 
A Skriver, U. Sonnemann, R. Sülzer,
G. Wallraff. Herausgegeben von Eckart Spoo. 
Band 66. Ca 9.80 DM
Michael Hatry 
Aus lauter Liebe
Band 67. Ca 5.80 DM_______________________
Leo Navratil 
a + b leuchten im Klee
Psychopathologische Texte. Band 68.
Ca 7.80 DM_______________________________
Das Rechtskartell
Reaktion in der Bundesrepublik.
Herausgegeben von Harald Jung und 
Eckart Spoo. Band 70. Ca 7.80 DM
In jeder Buchhandlung oder direkt vom 
Carl Hanser Verlag, 8 München 86,
Kolbergerstr. 22, erhalten Sie den ausführlichen 
Sonderprospekt.

17



praktisch werden; Theorie und Praxis — 
sie hat sich bislang zu sehr an der Theo­
rie ausgerichtet, sie ist nicht praktisch 
geworden. Und das zweite, das ich sehr 
kritisch beurteile, ist diese fast affen­
artige Nachbeterei stalinistischer Konvo­
lute aus den zwanziger Jahren, die ein 
ganz erstaunlicher Teil der sogenannten 
Schulung ausmacht, und die ich als einen 
totalen Unsinn betrachte.
Was notwendig ist, und wo ich glaube, 
daß tatsächlich weiter gearbeitet werden 
kann oder wo möglicherweise für Be­
wußtseinsbildung ein Weg sein könnte — 
als Präsident antworte ich da gar nicht, 
sondern da antworte ich als Professor, 
wenn man so will — ist, daß Sie die 
Hochschule nicht als einziges und alleini­
ges Terrain Ihrer Aktivität betrachten, 
sondern daß Hochschule und Nicht-Hoch­
schule miteinander im Kontext gesehen 
werden müssen, und Sie müßten auf bei­
den Ebenen, aber nicht bloß auf ein 
paar Monate, zu Hause sein. Sie werden 
sonst hoffnungslos in die Ecke gedrängt 
und Sie schaffen keine Bewußtseins­
bildung, wenn Sie nur hier in diesem 
gleichsam Zoologischen Garten großge­
zogen werden und dann plötzlich hinaus­
kommen. Dann ist es aus.
Was aber nun unter praktischer Studen­
tenbewegung nicht in erster Linie ver­
standen werden sollte, ist diese nach 
außen gerichtete Aktivität, Demonstration 
um jeden Preis, hysterische Reaktion auf 
jeden politischen Sachverhalt. Der Ver­
such, Bewußtsein zu bilden an Gegen­
ständen, die durchaus außerhalb der 
Universität liegen, war und ist möglich. 
Denken Sie an die ersten Entwicklungen: 
Schah-Besuch, dann, wie hat er geheißen, 
der Perser? 
dsz: Nirumand!
Böhme: Nirumand, ja! Das war ein in­
direktes Reagieren auf nicht näher de­
finierte politische Tatbestände in einer 
überfälligen, dumpfen Luft einer kontur­
los verordneten formierten Gesellschaft, 
die bereits aus dem Leim gegangen war. 
Ich würde meinen, man sollte hier sehr 
klar die verschiedenen Phasen unter­
scheiden, in denen damals Hochschulpoli­
tik zu initiieren, und die Notwendigkeit 
gesellschaftspolitischer Aktionen ver­
sucht wurde bewußt zu machen und dies 
dann auch umzusetzen. Heute müssen 
wesentlich andere Aufbauarbeiten weiter­
geführt werden, die im Grunde genom­
men bereits ein gewisses Maß an, ich 
muß es nochmal wiederholen, Erfolg ge­
habt haben. Sonst würden Sie hier nicht
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mit einem Präsidenten und dann mit dem 
Präsidenten Böhme sitzen, wenn ich 
natürlich auch für Sie oder für diese Be­
wegung also wirklich nicht das Beste 
des Möglichen darstelle. Aber ich bin 
vielleicht ein gewisses Mittelmaß ge­
messen an dem, was gegeben ist außer­
halb der Universität und das gewachsen 
ist in der Tradition der Universität. 
Allerdings zu wenig praktisch bin auch 
ich, das weiß ich.
dsz: Welche Möglichkeiten glauben Sie 
als Präsident innerhalb dieser Universität 
zu haben?
Böhme: Von den Möglichkeiten hier 
könnte man auf den ersten Blick sagen, 
der Kerl der kann alles machen, was er 
sich vorstellt. Aber beim zweiten Blick 
wird die Sache bedeutend schwieriger, 
das Handeln — was nur konsequent ist — 
eingeengter. Die Konventzusammen­
setzung, die mich gewählt hat — mit 
einer Stimme Mehrheit möchte ich noch 
einmal betonen -  hat schon jetzt gezeigt, 
wie schwierig es ist, überhaupt einen 
gewissen Konsensus für die Bildung der 
Ständigen Ausschüsse und natürlich auch 
für den Vizepräsidenten zu bekommen.
Im übrigen bin ich nicht der Meinung, 
daß ich jede Woche etwas Neues zur 
Universitätspolitik, zur Studienreform, 
zu irgendetwas beitragen sollte. Wenn 
es um Dinge geht, wie z. B. mit der 
Chemieschule oder mit dem Hilton- 
Super-Hotel hinter dem Mollerbau, wenn 
es um die Beteiligung der TH geht in 
Umweltfragen, oder um Veränderungen 
von Studienabläufen durch Oktroy, oder 
wenn es um die Entwicklung einer Rah­
menkonzeption, von Planungen geht, da 
würde ich meinen, habe ich aktiv zu sein 
und Zeichen zu setzen. Das sind Dinge,

die nicht auf die lange Bank geschoben 
werden dürfen und die eine gewisse 
Beschleunigung brauchen. Dabei sehe ich 
weiter vornehmlich in der Entwicklung 
von Entscheidungsalternativen, der kon­
tinuierlichen Wahrnehmung der Interes­
sen der Technischen Hochschule und 
ihrer Mitglieder sowohl nach außen als 
auch in der Entwicklung von Gruppen­
mehrheiten meine Aufgabe. Aber wenn 
es um kritische Dinge geht, um Studien­
reform oder Prüfungsordnung, von In­
halten des Studiums, um die Art und I 
Weise, wie Wissenschaft vermittelt wer­
den kann, um intellektuelle Selbständig­
keit zu wecken im Bewußtsein, daß diese 
Wissenschaft immer auch politisch ist, 
politische Folgen hat und nur unter poli­
tischen Bedingungen existieren kann, 
dann bin ich nicht die Instanz, die diese 
Dinge initiativ wie ein König offerieren 
kann. Vielmehr sehe ich es andersherum. 
Ich sehe, daß ich auf die Arbeit der 
Basis angewiesen bin, auf Kritik, Enga­
gement, Effektivität und das Potentielle 
dieser Basis, auch Ihrer Basisarbeit.
Das wird entscheiden darüber, ob ich als 
Präsident dieser TH eine Chance habe, 
eine angemessen i eformerische Politik 
einleiten und durchführen zu können 
oder nicht. Ich halte mich da ganz strikt 
an die Erfahrungen, die Wittkowsky 
(Präsident der TU Berlin, d. Red.) mir 
gesagt hat. Er hat mir völlig die Illusion 
geraubt, daß von der Spitze her grund­
sätzliche Initiativen gestartet werden . 
können. Ich weiß, daß dies eine Vorstel-| 
lung von Kreibich (Präsident der FU 
Berlin, d. Red.) ist, die ich aber nicht 
teile.
dsz: Mit Basis meinen Sie jetzt also 
nicht den Konvent, die anderen Organe, 
die laut Gesetz . . .
Böhme: Laut Gesetz ist natürlich der 
Konvent die umgreifende und höchste 
Instanz, die mich zur Verantwortung zieht. 
Gleichzeitig sind aber für mich alle Tei­
le dieser Hochschule Elemente dieser 
mehr oder minder ausgeprägten Basis.
Für mich ist es wichtig, wenn ich über­
haupt eine Chance haben kann, die TH 
„zeitgemäß“ zu entwickeln, daß ich in 
Auseinandersetzungen, die von der Sache 
her begründet werden, gezogen werde.
Die sich hieraus entwickelnden Forderun­
gen und Überlegungen sind dann nicht 
nur an mich gebunden, sondern sie bin­
den die Gruppen durch Verantwortung 
und das ist für mich dann, gibt mir dann 
eine Basis.
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dsz: Von dieser Beurteilung aus ist dann 
vermutlich auch das zu verstehen, was 
Sie kürzlich etwas pauschal übertreibend 
gesagt haben: Mit 10,1 km kann ich alles 
machen! (gemeint ist § 10,1 des HUG: 
„Der Universitätspräsident (Präsident) 
repräsentiert und vertritt die Universität. 
Er fördert gemeinsam mit den anderen 
Organen, den Fachbereichen, den Mit­
gliedern und Angehörigen der Universi­
tät ihre zeitgerechte innere und äußere 
Entwicklung.“ d. Red.)

Böhme: Mit 10,1 kann ich theoretisch, 
wenn es hart auf hart geht, sehr weit 
kommen, ja ich muß wohl sogar sehr 
weit kommen. Das „alles machen“ möchte 
ich aber so verstehen: Wenn ich die 
Unterstützung der Mehrheit dieser Uni­
versität in den verschiedenen Gruppen 
habe — die Unterstützung kann dabei 
sehr verschieden sein, siehe Konvent — 
dann könnte ich alles machen, aber natür­
lich auch wiederum nur in dem Rahmen, 
den das Ministerium mir vom Geld her 
gibt und weiter in dem Rahmen, was 
politisch möglich ist. Aber ich werde 
nicht alles machen!
Ich habe immer gesagt, daß ich keine 
Garantie geben kann, wie das alles ge­
hen wird; aber eine Garantie möchte ich 
geben: ich werde versuchen, daß die 
Ausbildungsziele, die entsprechenden 
Qualifikationen, die Auswahlkriterien der 
wissenschaftlichen Inhalte und die Ver­
mittlungsweise definiert werden, und daß 
Ihre Aktionen und Reaktionen, die Ent­
wicklung Ihrer Aufmerksamkeit und Ihrer 
Frageenergien nicht administrativ inhi­
biert werden. Sie sollen die Stereotypie­
bereitschaft zersetzen und das weiter­
entwickeln, was nach meiner Meinung 
an einer Universität so notwendig ist wie 
die fachliche Ausbildung, nämlich die 
Ausbildung zum kritischen Denken, zur 
begründeten Konfrontation. Das heißt 
aber, daß ich nicht meine, daß man sich 
gegenüber dieser Gesellschaft abschlie­
ßen könnte, denn dann würde man wi­
derstandslos, so wie die Lappen — 
empfindlich gegen Grippeviren. Ich 
glaube, man muß sich viel öfter und viel 
krasser zur Diskussion stellen.
dsz: Was halten Sie von dem Phänomen 
von Friedeburg?
Böhme: Gar nichts, weil er kein Phä­
nomen ist. Er ist für mich eine Realität!
dsz: Friedeburg war ja früher in Frank­
furt und hat mit Leuten wie Habermas, 
Horkheimer, Adorno zusammengearbeitet.

Böhme: Da bin ich also, muß ich ehrlich 
sagen, überfragt, weil ich die Arbeiten 
von Friedeburgs nicht so gut kenne. 
Eines muß ich nun allerdings sagen: Er 
stellte sich erstaunlicherweise dann doch 
praktischer Tätigkeit. Das ist für mich 
der wesentliche Unterschied, er geht 
nicht an den Starnberger See (wie Haber­
mas, d. Red.), sondern er macht den 
Kultusminister.
dsz: Er stellt sich wohl praktischer Tätig­
keit, aber die praktische Tätigkeit wider­
spricht seiner eigenen Theorie.
Böhme: Das weiß icht nicht, aber ich 
könnte mir dies vorstellen, daß Sie das 
so sehen. Aber wenn wir der Theorie der 
ökonomisch-gesellschaftlichen Abhängig­
keiten einigermaßen Tragkraft zubilligen, 
dann können wir nicht vom einzelnen 
Individuum plötzlich ein übermenschliches 
Maß erwarten, daß er kraft seiner theore­
tischen Einsichten diese Verhältnisse 
ändern könnte. Da bitte ich doch, von 
diesen Erkenntnissen auszugehen und 
die Bedingtheit von individuellem Wol­
len und den existentiellen Möglichkeiten 
innerhalb gesellschaftlich-ökonomischer 
Bezüge zu beachten, 
dsz: Das, was Sie eben über Friedeburg 
sagten, übertragen auf die Hochschule,

entspricht dann dem, was Sie von Ihrer 
Stellung als Präsident denken?
Böhme: Nein; ich würde meinen, ich habe 
nur noch weit weniger die Chance, mich 
über die ökonomischen Bedingungen i 
hinwegzusetzen. Wenn ich überhaupt ein* 
Ziel erreichen kann, dann ist es dies, 
was ich mal mit Transparenz angespro­
chen habe. Mehr ist nämlich hier momen­
tan nicht zu leisten. Denn ich bin mir sehr 
klar der Bedingungen bewußt, unter 
denen hier gearbeitet werden kann und 
vor allem unter denen ich auch zu arbei­
ten habe. Erst wenn ich klar erkennen 
kann, wie meine Position hier ist, in 
diesem Geflecht von Tradition und mög­
licher, oder besser, verordneter Reform, 
habe ich eine Chance, überhaupt etwas 
zu tun. Sonst würde ich selber manipu­
liert und krähe rum, daß ich theoretisch 
gesehen der Obermotz sei, ohne über­
haupt eine Funktion zu haben, als even­
tuell zu reisen. Da macht mich das Ver­
waltungsrecht kaputt, ehe ich überhaupt 
anfange. Denn die Tradition des römi­
schen Rechts, die alma mater politica, 
die zu überwinden ein hartes Geschäft 
ist, kann nur gelingen, wenn andere Be­
wußtseinsinhalte akzeptiert werden als 
jetzt. Schauen Sie sich andere Hoch-
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schulen an. Zum Teil ist deren Hauptge­
schäft, sich nur mit der römischen Tra­
dition unserer Gerichte herumschlagen zu 
müssen. Un dös will i net! Darum bin ich 
bestrebt, daß diejenigen Initiativen, 
die von der Basis kommen, auch die 
Chance haben, durchgesetzt zu werden 
und nicht scheitern. Denn sonst wäre der 
gesamte Aufwand an Zeit, das gesamte 
Engagement, ohne das eine Hochschule 
ihre Autonomie nicht ausüben kann, 
beim Teufel.

)tlsz: Aber schwierig wird es dann, wenn 
von außerhalb der Hochschule Zwänge 
ausgeübt werden.
Böhme: Ich bin natürlich zum Beispiel bei 
diesen Dingen, wo Zwänge von außer­
halb in die Universität eingreifen, we­
sentlich auf eine klare Information sei­
tens der Fachbereiche, seitens der 
Gruppen und Arbeitsgruppierungen an­
gewiesen. Wenn ich diese Information 
erhalte, habe ich die Möglichkeit, auf 
verschiedenen Ebenen diese Zwänge zu 
relativieren. Aber hier kann ich ebenso­
wenig wie bei anderen Sujets auch 
einen Alleingang machen, sondern werde 
versuchen, einen Konsensus zu finden, 
sei es in den Ständigen Ausschüssen, 
dem Senat, dem Konvent oder mit den 
Fachbereichen.
dsz: Und wenn das Kultusministerium auf 
Sie einwirkt?
Böhme: Dann wird es außerordentlich 
chwierig, ohne Zweifel, denn die Ver- 
indung mit dem Kultusministerium wird 

bei allen Auseinandersetzungen notwen­
dig bleiben. Wir haben unsere Autonomie 
für Lernende, Lehrende und Bedienstete 
zu wahren, aber wir wollen uns über 
die Garantierung dieser Autonomie nichts 
vormachen. Zweierlei wird — so meine 
ich — bei Repressionen von staatlicher 
Seite allerdings zu beachten sein: 1. die 
unmittelbare Reaktion und 2. die grund­
sätzliche Begründung einer Politik der 
Hochschulautonomie. Im ersten Fall wird 
es darauf ankommen, welche Berater 
man hat, da die Sprache des Kultusmini­
steriums in diesem Bereich natürlich 
vornehmlich die juristische ist. Das Parie­
ren auf solche Aktivitäten, glaube ich, ist 
mittlerweile gelernt worden, da kann 
ich auf Erfahrungen aufbauen. Sie poli­
tisch abzuwehren wird allerdings be­
deutend schwieriger sein. Die Autonomie 
dieser Hochschule, für mich das Zentrum 
meiner Überlegungen überhaupt, kann 
ich nur dann wahren, wenn innerhalb der 
Hochschule ein gewisses Maß an Be­

reitschaft da ist mitzuarbeiten, wobei der 
Rahmen, innerhalb dessen man sich ver­
ständigen kann, von der politischen 
Willensbildung innerhalb der Hochschule 
abhängt. Wenn dies nicht der Fall ist, 
könnte ich gleichsam wie eine Laus 
zwischen den beiden Steinen: extreme 
Gruppenbildung in der Hochschule und 
Kultusministerium, zerquetscht werden. 
Dann habe ich keinerlei Chance mehr. 
Deswegen ist natürlich mein Interesse, 
etwas mehr Konstitutives im Konvent zu 
haben und in den Gruppierungen, 
dsz: Welche Möglichkeiten sehen Sie, 
der Bildung Ständiger Betriebseinheiten, 
wie sie nach dem HUG ja leider doch 
möglich sind, entgegenzuwirken?
Böhme: Auch hier — ich glaube, ich habe 
das in meinem allerersten Interview mit 
dem Darmstädter Echo, wo ich gegen 
Herzogtümer auftrat, deutlich gesagt — 
auch hier wird es nicht von heute auf 
morgen möglich sein, eingefahrene Tra­
ditionen aufzuheben. Wir haben erstens 
kein Geld, weniger Geld, als wir hofften 
zu haben; zweitens müssen wir die Per­
sonalstruktur durchführen, ohne daß 
sichergestellt ist, wie die Lehre fortge­
führt werden kann, da auch hier kein 
Geld da ist; drittens müssen wir über­
haupt die Organisation der neuen Gre­
mien vorbereiten, die Fachbereiche haben 
und das auch noch weitgehend ohne 
mehr Geld und ohne die Stellen, die die 
TH angemeldet hat. Erst dann ergibt 
sich viertens die Möglichkeit, die ent­
scheidende Möglichkeit, und zwar über 
die Verteilung der Mittel — das Geld! — 
die alten Einheiten überzuführen. Über­
haupt scheint mir der einzige Weg, die 
neuen Organisationen überhaupt ernst­
haft anstreben zu wollen, im wesentlichen 
nur über die global dem Fachbereich zu­
gewiesenen Mittel und Stellen zu laufen. 
Das ist die einzige Möglichkeit, die ich 
momentan sehe; und dann natürlich auch 
der Versuch, daß sich doch gewisse Vor­
bilder ergeben. Ich weiß natürlich, daß 
diese Vorbilder momentan keine be­
sonders guten Auswirkungen, besonders 
in den technischen Fakultäten, haben 
können, aber irgendwo müssen wir an­
fangen, und für mich sind alle Über­
legungen bereits ein Hoffnungsschimmer. 
Zum Beispiel bei den Architekten: Da 
sammeln sich jetzt schon Gruppierungen, 
die also keinen eigenen Assistenten, die 
keine eigene Sekretärin mehr haben, 
sondern eine organisatorische Einheit, 
die sich ganz bestimmten Ausbildungs­
aufgaben verpflichtet weiß.

dsz: Von den Architekten zu den Ma­
schinenbauern ist leider immer noch ein 
großer Schritt.
Böhme: Ein großer Schritt, ja.
dsz: Dort wird es also wahrscheinlich sehr 
viel schwerer werden.
Böhme: Ja, möglicherweise. Hier, das 
habe ich immer wieder gesagt, liegt 
natürlich meine Hoffnung trotz allem auf 
zwei Dingen: erstens, wir erhalten mehr 
Professoren, wir haben keine Assisten­
ten mehr, das ist das eine. Daraus folgt 
weiter, daß sich ganz neue Konkurrenz­
möglichkeiten ergeben, und ich glaube 
kaum, daß ein Lehrstuhl so fortfahren 
kann mit der Mittelverteilung, der Mittel­
bestimmung, wie seither. Denn die H4- 
Professur ist eine H4-Professor, und sie 
ist nicht mehr und nicht weniger wert 
und der H4-Professor hat keine Befehls­
gewalt und keine Weisungsbefugnis 
gegenüber den H3- oder den ^-Profes­
soren, sondern die Entscheidungsbefug­
nis wird die Fachbereichskonferenz ha­
ben. Es ist dies nur eine Hoffnung, auf 
diesem Weg dem Gesetz entsprechen 
zu können, denn wenn die Fachbereichs­
konferenz, wo auch Studenten und Assi­
stenten drin sind, der Meinung ist, daß 
die alten Lehrstühle als neue Betriebs­
einheiten erhalten bleiben, glauben Sie, 
daß der Präsident dann große Chancen 
hat, das zu ändern?
dsz: Die Zusammensetzung der Fachbe­
reichskonferenzen läßt allerdings nicht 
allzuviel Gutes erhoffen.
Böhme: Daran kann ich arbeiten in einer 
Novellierung. Aber bislang werde ich 
mich hüten, an dieses Gesetz zu rühren, 
das ich nicht voll unterstütze, dessen 
Grenzen ich kenne. Ich muß ja mit ihm 
arbeiten und versuchen, es ein bissei 
mit Leben zu füllen. Ich bitte Sie, die 
Zeichen zu sehen, was los ist. Wenn ich 
weiß, wir würden eine positive Novellie­
rung erreichen können, dann ja, ich 
werde mich bemühen. Aber wenn man, 
verstehen Sie, einen Pfropfen irgendwo 
rauszieht und man weiß nicht, kommt’s 
vielleicht ganz anders, als ich es erwar­
tet habe, dann laß ich lieber den Pfrop­
fen vorläufig drin.
dsz: Sie fürchten, es könnte Essig statt 
Wein rauskommen.
Böhme: Ja.
dsz: Wir danken Ihnen für das Gespräch, 
Herr Böhme.
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Die publizistische Verfolgung eines Universitätspräsidenten 
unter der Leitung des Prof. Dr. Rohmert

Die Wahl Helmut Böhmes zum Präsi­
denten der TH Darmstadt erfolgte am 
17. 2. 1971 mit 46 Ja- und 43 Nein­
stimmen bei einer Enthaltung. Wie groß 
der Schreck in den Reihen der Reaktion 
war, die sich eine gute Chance für ihren 
Kandidaten Krupp ausgerechnet hatte 
(48:42 für Krupp), ist an einer Zuschrift 
Prof. Dr.-Ing. Walter Rohmerts an das 
„Darmstädter Echo“ abzulesen. Das 
„Darmstädter Echo“ veröffentlichte diese 
Zuschrift am 25. 2. 1971 in ihrem redak­
tionellen Teil unter dem Titel „Ein 
Pyrrhus-Sieg gegen die Professoren“. 
Rohmert, Arbeitswissenschaftler an der 
TH, ehemals Prorektor unter dem Rektor 
Schulz, Normenkontroll- und Verfassungs­
kläger, derzeit Mitglied der Liste Schultz 
im Konvent, noch kommissarischer Vor­
sitzender des Hauptförderungsausschus­
ses, stellt in seiner Zuschrift mit unglaub­
licher Giftigkeit seine Ansichten zur Wahl 
und zur Person Böhmes dar. Ein Kom­
mentar erübrigt sich.
Da der Artikel im „Darmstädter Echo“ 
zu einer Zeit erschien, als die Mehrzahl 
der Studenten wegen der Semesterferien 
nicht in Darmstadt weilte, druckt die dsz 
dieses recht denkwürdige Produkt hiesi­
ger Reaktionäre ab und wünscht recht 
viel Spaß beim Lesen:

„Die Wahl zum Präsidenten der PHD am 
17. Februar verdeutlicht instruktiv die 
Wirkungsweise einer politisierten Organ­
struktur der Wissenschaftlichen Hochschule: 
Der aus 27 Hochschullehrern, 27 wissen­
schaftlichen Mitarbeitern, 27 Studenten 
und 9 nichtwissenschaftlichen Bediensteten 
zusammengesetzte Konvent wählte mit 
knappster Mehrheit (46 von 90 Stimmen) 
den Historiker Prof. Dr. phil. Helmut 
Böhme zum Präsidenten der Technischen 
Hochschule. Der von einer breiten Mehr­
heit der Assistenten und Professoren ge­
stützte Gegenkandidat, der Frankfurter 
Professor Dr. Hans-Jürgen Krupp (an der 
THD diplomierter, promovierter und für 
Volkswirtschaftslehre und Ökonometrie 
habilitierter Wirtschaftsingenieur), bekam 
44 Stimmen im ersten Wahlgang.
Böhme war bereits während der Wahlen 
zum Konvent von einer Hochschullehrer­
liste (angeführt vom ehemaligen Staats­
kommissar Guther) im Einvernehmen mit 
marxistisch-leninistischen und Basisgruppen- 
Studenten als Präsidentschaftskandidat 
propagiert, alsdann auch von weiteren stu­
dentischen Gruppierungen und einer Min­
derheitsgruppe der Assistenten auf den 
Schild gehoben worden. Die Haltung der 
Darmstädter Hochschullehrer zu der eindeu­
tigen Konfrontation war ebenso eindeutig; 
das Ergebnis der Konventswahl der Gruppe 
der Hochschullehrer läßt keine Fehlinter- 
pretation zu: Mehr als 82 Prozent wählten 
für den Konvent Kandidaten der beiden 
Listen, die von Prof. Dr. jur. Dietrich 
Schultz (letzter rechtmäßig gewählter Rektor 
der TH und entschiedener Gegner der In- 
doktricrung und Politisierung von Wissen­
schaft und Hochschule, Mitinitiator der 
Godesberger Rektorenerklärung zur Hoch­
schulreform vom 6. 1. 1968) und von Prof. 
Dr.-Ing. Helmut Weigier (wie Schultz Pro­
motor realer Maßnahmen konkreter Hoch­
schulreform, Mitglied des Verwaltungsrats 
der Technischen Hochschule und des Präsidi­
ums der Hochschullehrerversammlung der 
TH) angeführt wurden. Sie erhielten 23 — 
die Liste ,Guther u. a.' nur 4 — der ins­
gesamt 27 Hochschullehrersitze und erteil­
ten der Kandidatur Böhme eine eindeutige 
Absage. Ähnlich, wenn auch nicht so über­
deutlich, war es bei den wissenschaftlichen 
Mitarbeitern: die klare Mehrheit der 
Konventsmitglieder auch dieser Gruppe 
suchte und unterstützte eine Alternative zu 
Böhme, eben den bereits erwähnten Frank­
furter Professor Krupp.
Mit einer Stimme Mehrheit siegten im Kon­
vent nun die Propagandisten der Kollisions- 
Politik: Der Anti-Professoren-Präsident

wurde etabliert. Daß Böhme den Professo­
rentitel führt, ist für die Beurteilung der 
Sachlage ebensowenig von Belang wie der 
Umstand, daß im Konvent maximal vier 
Professoren für ihn gestimmt haben dürften. 
Bei diesen handelt es sich im wesentlichen 
um Vertreter derselben ideologisch gepräg­
ten, auf progressivistisches Image bedachten 
Mini-Gruppe, die schon einmal — im 
Sommersemester 1969 — versuchte, im 
Bündnis mit radikalen studentischen und 
assistentischen Aktivisten das Steuer der J 
Hochschule an sich zu reißen und sie nach " 
ihren Vorstellungen umzufunktionicren.
Das scinerzeitige „Reform"-Resultat: nahe­
zu totaler Zusammenbruch der Hochschul­
selbstverwaltung, sowie Stagnation und 
Verfall der zuvor in konkreten Schritten 
vorangetriebenen kontinuierlichen Studien­
reform und realen Verbesserung der Situa­
tion der wissenschaftlichen Mitarbeiter.
Jener Versuch ist gescheitert, seine Auswir­
kungen aber sind längst nicht überwunden. 
Offenbar unfähig oder nicht willens, daraus 
Lehren zu ziehen, vollzieht man aufs Neue 
eine Inthronisierung des höchsten Amts­
trägers der Hochschule, die erklärtermaßen 
gegen die Hochschullehrer erzwungen und 
gerichtet ist.
Was kann .eine Hochschule bei dieser Sach­
lage eigentlich von ihren Professoren noch 
erwarten? Abgesehen davon, daß der Sieg 
der kollisionsbeflissencn Gruppen sich als 
Pyrrhsusieg erweisen wird, die schwerwie­
genden Folgen dieses Trauerspiels haben 
letztlich nicht die Akteure, auch nicht so sehA 
die Hochschullehrer, sondern die Allgemein­
heit und jedermann in unserem Land aus­
zubaden."
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Wirtschaft und Wissenschaft
Nicht nur die Neuorganisierung der be­
stehenden vier hessischen Universitäten 
in Marburg, Gießen, Frankfurt und 
Darmstadt steht auf dem Programm des 
Landes (siehe Artikel zur Fachbereichs­
einteilung, ständigen wissenschaftlichen 
Betriebseinheiten und Personalstruktur), 
sondern auch die Eröffnung einer neuen 
Universität zum Wintersemester 1971/72 
in Kassel. Dort soll zum ersten Mal das 
Projekt einer integrierten Gesamthoch­
schule verwirklicht werden — einer 

[Universität mit differenzierten Abschlüs­
sen . Zu dem Zweck sollen die in Kassel 
bestehenden Ingenieurschulen und dazu 
gleichwertige Bildungseinrichtungen in 
die Gesamthochschule eingefügt werden. 
(Wir berichteten darüber bereits in der 
dsz Nr. 113/114 vom Juli 1970):
„Neue Uni — alles beim Alten. Industrie 
plant die Gesamthochschule Kassel.“)

Das Land Hessen hatte ursprünglich 
kein sonderliches Interesse an einer 
Neugründung. Zum Promotor einer Uni­
versität Kassel machte sich die nord­
hessische Industrie, die sich durch bes­
sere Einwirkung in die Ausbildungsmög­
lichkeiten eine bessere eigene Entwick­
lungschance erhoffte.
Dabei dachte sie an die Gründung einer 
Stiftungsuniversität, also an eine durch 
private Gelder, das heißt durch Gelder 
der Industrie, finanzierte Hochschule.
Die Forderung nach einer derartigen, un­

ittelbar von der Industrie gesteuerten 
niversität wurde seit 1968 von der 

Kasseler CDU, der Industrie- und 
Handelskammer im Verein mit dem 
bildungspolitischen Sprecher der CDU, 
Dr. Martin, erhoben. Im Jahre 1969 kon­
stituierte sich der Arbeitskreis Univer­
sität Kassel (AUK), jüngst umgenannt in 
Arbeitskreis Gesamthochschule Kassel, 
bestehend aus Kasseler CDU- und In­
dustriekreisen. Insbesondere seien dabei 
als Gründungsmitglieder die Herren 
Josef Rust (Wintershall AG) und Otto 
Braun (Präsident der Industrie- und 
Handelskammer [IHK] Kurhessen) er­
wähnt. Rust wurde Vorsitzender des Ar­
beitskreises.
Doch die Überlegungen des Jahres 1968, 
eine Stiftungsuniversität der deutschen 
Wirtschaft zu gründen, wurden sehr bald 
fallen gelassen, als man sich der für 
die Wirtschaft entstehenden Kosten be­
wußt wurde. Es setzte sich die Einsicht 
durch, daß es sehr viel günstiger sei, 
die Grundausstattung (Gebäude etc.)

vom Staat, also von der Gesellschaft, 
tragen zu lassen. In den Vordergrund 
rückten Gedanken über Stiftungslehr­
stühle. Man war der Ansicht, auch relativ 
kleine Lehrstühle könnten die wirtschaft­
liche Entwicklung des Raumes Kassel im 
Sinne der Industrie positiv beeinflussen. 
Als Beispiel wurde die Bedeutung der 
Fachrichtung Papieringenieurwesen der 
TH Darmstadt für die Darmstädter In­
dustrie angeführt. So reflektierte bei­
spielsweise AUK-Mitglied und IHK-Prä- 
sident Otto Braun, der gleichzeitig in 
Melsungen Besitzer einer Fabrik für 
medizinisch-technisches Gerät ist, darauf, 
für sich selbst einen Lehrstuhl für medi­
zinische Technik einzurichten. Des weite­
ren war an Lehrstühle zur Unterstützung 
der nordhessischen Kautschukindustrie 
gedacht.
Aber auch diese Überlegungen wurden 
im Zuge der Entwicklung zur konkreten 
Planung in Kassel fallen gelassen. Stif­
tungslehrstühle sind nicht rentabel für 
die Industrie. Die für sie günstigste Ein­
flußnahme auf den universitären Bereich 
erfolgt immer noch über die Auftrags­
forschung. Auf diese Art und Weise 
werden die hauptsächlichen Kosten für 
die Forschung (Unterhaltung der For­
schungseinrichtungen) vom Staat, also 
von der Gesellschaft, getragen, während 
die profitablen Ergebnisse in die Hände 
der privaten Industrie fallen.
Mittlerweile sind die Planungen für Kas­
sel in eine konkrete Phase getreten. Die 
Berufungskommissionen arbeiten bereits. 
Zu Beginn des Jahres interviewte Gerd 
Mangel (SHB), ehemaliger Marburger 
AStA-Vorsitzender und derzeit u. a. stu­
dentisches Mitglied des vom Kultus­
minister berufenen Gründungsbeirates für 
die Gesamthochschule Kassel, den Vor­
sitzenden des AUK, Josef Rust von der 
Winterhall AG. Übrigens hat der AUK 
seine Geschäftsstelle bei derselben Fir­
ma. Bis zum Erscheinen des Interviews 
in den „Marburger Blättern“ (Marburger 
Studentenzeitung) samt eines Lebens­
laufes des Herrn Rust, war dieser wie 
Mangel Mitglied des Gründungsbeirates. 
Nach den Veröffentlichungen trat Rust 
von diesem Posten zurück; Vorsitzender 
des AUK ist er immer noch.
Die dsz druckt an dieser Stelle das 
Interview und den Lebenslauf des „Uni­
versitätsgründers“ Josef Rust ab:

Interview
mb.: H err Dr. Rust, Sie sind ein Vertreter 
der Kasseler Wirtschaft, Sie sind zu­
mindest hier bei der Wintershall A.G. 
Vorstandsvorsitzender.. .
Rust: Jetzt Vorsitzender des Aufsichts­
rats. . .
mb.: Vorsitzender des Aufsichtsrats bei 
Wintershall, Sie sind gleichzeitig Vor­
sitzender des .Arbeitskreises Universität 
Kassel1. Was hat Sie dazu bewogen, 
als Mann der Wirtschaft sich in hoch- 
schulpolitischen Fragen zu engagieren? 
Rust: Schon vor Jahr und Tag habe ich 
aus Anlaß einer Tagung in Bad Hersfeld 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, von 
der Wirtschaft her in den Bereichen der 
Hochschulpolitik aktiv mitzuwirken und 
zwar aus folgendem Grunde: Die Wirt­
schaft von heute hat an das Morgen 
und an das Übermorgen zu denken.
Sie wissen, wie die Wirtschaft heute 
mehr denn je in die Technologie und 
in die Wissenschaft eingebettet ist, und 
da muß es ein Anliegen sein, gerade 
diese Grundlagen im wissenschaftlichen 
Bereich für die Zukunft zu festigen, 
zu stärken und zu verbreitern, damit 
auf dieser Basis eine gesunde aktuelle 
Wirtschaft sich auch in den späteren 
Zeiten entwickeln kann. Ja, ich möchte 
sagen, um für spätere Zeiten unser 
wirtschaftliches Leben absichern zu 
können gegenüber den Anforderungen 
des zukünftigen Umweltgeschehens, 
mb.: Herr Dr. Rust, Sie sprechen einen 
Bereich an: den Komplex Notwendig­
keiten zu Bildungsinvestitionen, um z.B. 
ein Wirtschaftswachstum zu garantieren, 
Wirtschaftswachstum mit allen seinen, 
auch sozialen, Konsequenzen. In einer 
der letzten Nummern des .Arbeitgebers' 
stand in einem Aufsatz über Bildungs­
forschung, daß jetzt in der Bildungs­
politik der Übergang von einer reaktiven 
zu einer aktiven Phase gekommen sei. 
Was sind, Ihrer Meinung nach, die Ur­
sachen dafür?
Rust: Man hat inzwischen erkannt, auch 
aus dem Geschehen der übrigen Welt, 
wie entscheidend es ist, aktiv an dem 
Ausbau der Wissenschaft, sowohl nach 
dem Umfang wie auch nach der Art hin 
mitzuwirken. Wir können uns nicht mehr 
darauf verlassen, daß der Staat, die 
Institutionen des staatlichen Lebens von 
sich aus im alten Trott ihre Bildungs­
politik fortsetzen, so wie sie es in den 
früheren Jahrzehnten und in den früheren 
Zeiten des Kaiserreichs und der Wei­
marer Republik getan haben. Dies würde
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einfach den ständig steigenden Anforde­
rungen im wirtschaftlichen Leben nicht 
mehr für die Zukunft genügen.
mb.: Der Bildungsbericht der Bundes­
regierung spricht in diesem Zusammen­
hang davon, daß die ,antiplanerischen 
Affekte', die bis in die Mitte der sechzi­
ger Jahre vorgeherrscht hätten, nun 
allmählich überwunden würden. Die Mitte 
der sechziger Jahre ist zumindest im 
Wirtschaftsablauf der Bundesrepublik 
ein markantes Datum, die erste große, 
oder größere Rezession. Führen Sie 
die Aktivitäten im bildungspolitischen 
Bereich die danach erfolgen, auf Konse­
quenzen zurück, die sich aus dieser wirt­
schaftlichen Entwicklung ergeben haben?
Rust: Sicher ist das der Fall. Für die 
Wirtschaft, so komisch das klingen mag, 
war die Zeit des Aufbaus verhältnismäßig 
leicht. Alle Mann wurden zur Mitarbeit 
aufgerufen. Es ging zunächst einmal 
darum, die Grundlagen, die faktischen 
Grundlagen für eine Wirtschaft überhaupt 
nach den furchtbaren Zerstörungen und 
Konsequenzen der ersten Nachkriegs­
zeit zu schaffen. Diese Phase der Wirt­
schaft liegt hinter uns, und wir bewegen 
uns nun in der zweiten Phase, wo es 
darum geht, im Wettbewerb der Welt­
wirtschaft zu bestehen, um das Ge­
schaffene nun fortzuentwickeln und zu 
festigen. Da stoßen wir eben an die 
Grenzen der Vergangenheit, die Grenzen, 
die uns zum Teil die großen Lücken in 
der wirtschaftlichen Fortentwicklung, in 
der wissenschaftlichen Fortentwicklung 
aus dem sogenannten Dritten Reich und 
vor allem aus der Kriegs- und ersten 
Kriegsnachfolgezeit beschert haben.
Es gilt, die Lücken zu schließen, um 
dann, auf einer lückenlosen Basis, Schritt 
zu halten mit den großen Entwicklungen 
technischer, wissenschaftlicher Art in 
den großen Bereichen der Welt; ich 
denke an die USA, und denke auch 
dabei an den sogenannten Ostblock.
mb.: Wenn man jetzt von Bildungs­
investitionen spricht, und sie in diesem 
Zusammenhang, im Zusammenhang mit 
der Entwicklung von Technologien, 
einführt, so ist hier vielleicht eine Ge­
wichtung möglich: Auf der einen Seite 
besteht ein akuter Bedarf an qualifizier­
ten Arbeitskräften auf der Arbeitsmarkt, 
woran sich etwa Bildungsinvestitionen 
orientieren können; auf der anderen 
Seite braucht man bestimmte Ergebnisse 
der Forschung, die auch umsetzbar sind 
in eine industrielle Produktion im Zu­
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sammenhang mit der Entwicklung von 
Technologien. Wie würden Sie jetzt 
diese beiden Komplexe gewichten, 
wenn man jetzt die bildungspolitischen 
Maßnahmen im Auge hat?
Rust: Ich will es einmal so formulieren: 
Die Investitionspolitik eines Unterneh­
mens ist das A und O der wirtschaft­
lichen, planerischen Tätigkeit für die 
Zukunft. Diese Investitionspolitik habe 
ich, solange ich in der Wirtschaft bin, — 
Sie wissen, ich habe erst '59 die Ver­
waltung verlassen — diese Investitions­
politik habe ich immer in zwei große 
Bereiche eingeteilt: einmal in den 
Bereich der Sachinvestitionen und dann 
in den Bereich der personellen Investi­
tionen. Vielleicht ist diese Einteilung 
nicht so allgemein gebräuchlich, 
wie es faktisch aber auch seit eh 
und je gehandhabt werden mußte.
Aber es ist eben deutlicher gewor­
den aus der Zeit, die wir, wie wir 
es eben sagten, jetzt angetreten haben, 
wo eben größere Anforderungen gestellt 
werden an den wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritt und wo die perso­
nellen Situationen schlechthin schwieri­
ger geworden sind. Und in diesen per­
sonellen Investitionen sehe ich die 
Schaffung eines wissenschaftlich hoch­
gebildeten und modern gebildeten Nach­
wuchses, den wir mit der Grunderfahrung, 
der wissenschaftlichen Grundausbildung 
im wirtschaftlichen Geschehen überneh­
men und den wir dann spezifisch aus den 
praktischen und faktischen wirtschaft­
lichen Notwendigkeiten weiterbilden, 
bis sie dann eines Tages — hoffentlich 
recht bald — unsere Nachfolge, die Nach­
folge der älteren Generation in der 
Wirtschaft antreten können. Wie gesagt, 
Voraussetzung für die Fortbildung inner­
halb der Wirtschaft ist ein großes 
Reservoir wissenschaftlich Vorgebildeter, 
und diese wissenschaftliche Vorbildung, 
die bis zu einem gewissen Grad hin auch 
schon in die Praxis reinreicht, können 
nur die allgemeinen wissenschaftlichen 
Institutionen schaffen. Das wäre niemals 
Aufgabe oder auch nur Möglichkeit der 
Industrie oder Industriesparten schlecht­
hin. Das wäre falsch unter dem Gesichts­
punkt einer zu spezifischen Ausbildung; 
das wäre falsch unter dem Gesichtspunkt, 
daß eine Reihe von Unternehmen dazu 
gar nicht in der Lage wären oder eine 
Reihe von Unternehmensbereichen; 
das wäre auch falsch, wenn ich das 
Wort einmal gebrauchen darf, unter dem 
Gesichtspunkt der arbeitsteiligen Wirt­

schaft und Aufgabenverteilung schlecht­
hin.
mb.: Könnte die Situation eintreten, 
wenn man nicht sieht, daß Rationali­
sierungsmaßnahmen auch Veränderungen 
der Qualifikationsstruktur innerhalb eines 
Betriebes beinhalten können, könnte 
dann die Situation eintreten, wo unter 
Umständen weitere Rationalisierungs­
maßnahmen deshalb nicht möglich sind, 
weil nicht genügend Kapital zur Ver­
fügung stünde, sondern deshalb nicht 
möglich sind, weil die dafür notwendiger^ 
Arbeitskräfte fehlen?
Rust: Zweifellos ist das zu bejahen.
Wir werden in den nächsten Jahren eine 
gewisse Sorge haben mit der Bereit­
stellung der nötigen Kapitalien für die 
uns notwendig erscheinenden Investi­
tionen zur Sicherung und Absicherung 
der Zukunft. Aber ich sagte schon eben 
im Nebensatz, wir stoßen schon heute 
an die Grenzen der personellen Mög­
lichkeiten, und die sind nicht von heute 
auf morgen zu beseitigen, das wissen 
Sie. Um die zu beseitigen, bedarf es 
einer langfristigen und lang andauernden 
Ausbildung, Weiterbildung und so weiter 
und so fort. Dort sind heute echt schon 
der deutschen Wirtschaft starke Grenzen 
gesetzt, heute, und das gilt sicher noch 
für morgen und übermorgen, 
mb.: Die Tendenzen der Bildungspoltik, 
die Haupttendenzen gehen ja davon aus, 
die etwas ins Kraut geschossenen, viel­
fältigen Bildungsinstitutionen, sowohl 0  
auf dem allgemeinbildenden wie auf 
dem beruflichen Bildungssektor, zu­
sammenzufassen in ein zweigliedriges 
Bildungssystem — Stichwort: Gesamt­
schule, Gesamthochschule. Sehen Sie 
Zusammenhänge zwischen dem Qualifi­
kationsbedarf, der sich in dieser Gesell­
schaft stellt, und der Diskussion, die 
vielfältigen Institutionen zusammenzu­
fassen, bestimmte institutionelle Schran­
ken und Filter, die Ausbildung zu be­
stimmten Qualifikationen verhindern, 
abzubauen? Sehen Sie einen direkten 
Zusammenhang zwischen dem Bedarf 
an Qualifikationen und dieser Diskussion, 
oder ist das eine Diskussion unter 
anderen?
Rust: Nein, ich sehe einen Zusammen­
hang darin. Sie wissen, daß wir in der 
Wirtschaft schon lange den Weg ge­
gangen sind, den wir jetzt im Bildungs­
bereich gehen wollen und auch gehen 
müssen. Wir haben die Laufbahnen und 
Zusammenhänge im wirtschaftlichen 
Ablauf viel uniformer, viel transparenter,



d. h. viel durchlässiger von oben . . . ,  
von unten nach oben gemacht, als das 
in früheren Zeiten der Fall war. Ein 
Gebiet, das wir kurz zusammengefaßt 
mit den Fusionen bezeichnen, gehört 
zweifellos hierzu, denn die Durchlässig­
keit im Zuge dieser großen Fusionen 
geht auch durch die einzelnen Unter­
nehmungen und Branchen hindurch.
Was wir in der Wirtschaft machen, näm­
lich die Dinge uniformer zu gestalten 
nach dem personellen Ablauf wie 
nach dem Sachablauf, das sollte man

«uch in den übrigen Lebensbereichen, 
Iso auch im Wissenschafts- und Bil­
dungsbereich machen. Dort die vielen 

Abschnitte getrennt voneinander, neben­
einander zu erhalten, wie das in der 
Vergangenheit war, wäre, nach meiner 
Auffassung, nicht rationell und beein­
trächtigt die Überschaubarkeit der ganzen 
Lage. Ich bin im Grunde ein Anhänger 
dieser Entwicklung, Gesamtschule, Ge­
samthochschule. Wie die Dinge sich im 
einzelnen gestalten, das kann man nicht 
planerisch am Grünen Tisch festlegen, 
kann man ebensowenig in diesem Be­
reich, wie wir es in der Wirtschaft konn­
ten. Da bedarf es einer sehr sorgfältigen 
Entwicklung im praktischen Leben und 
einer sehr sorgfältigen Beobachtung, 
welche Ergebnisse diese Neuordnung in 
den nächsten Jahren und im nächsten 
Jahrzehnt — das ist sicher eine Entwick­
lung, die sich über Jahrzehnte hin er­
streckt — welche Ergebnisse diese Neu­
ordnung haben. Im Prinzip ist die

t chaffung dieser Systeme absolut richtig, 
b.: Der Bedarf an qualifizierten Arbeits­
kräften stellt sich in den verschiedenen 

Bereichen sehr unterschiedlich. Auf der 
einen Seite spricht man sehr stark von 
einem Bedarf etwa an Ingenieuren, an 
Technikern, auf der anderen Seite gibt 
es auch das Wort vom ,akademischen 
Proletariat1, was charakterisieren soll, 
daß zu große Kapazitäten in bestimmten 
Bereichen der Hochschule zu groß aus­
gelegt worden sind, während andere 
zu gering ausgelegt worden sind. Bietet 
da eine neue Gesamthochschule auch 
neue Möglichkeiten?
Rust: Ich glaube ja, weil man bei diesem 
stark vereinheitlichten und einheitlichen 
Bildungsgang die Weichen für die spe­
zifischen Richtungen, in denen eine aus­
gesprochene, wenn ich hier den Aus­
druck gebrauchen darf, Unterversorgung 
besteht, weil man dort die Weichen auch 
in einem späteren Ablauf des Studiums 
an Gesamthochschulen und Gesamt­
schulen noch stellen kann, während 
nach unserem bisherigen System die

Lebenslauf eines Universitätsgründers

Josef Rust, geboren 1907, studierte nach 
seiner Schulzeit in Vegesack in Göttin­
gen, München und Berlin Rechts- und 
Staatswissenschaften, legte 1929 am 
Oberlandesgericht in Celle die erste 
juristische Staatsprüfung ab und pro­
movierte 1930 in Göttingen mit dem 
Thema: „Die im Handelsregister ein­
zutragenden Tatsachen und ihr Wir­
kungsbereich nach § 13 des HGB.“ In 
der nationalsozialistischen Ministerial- 
bürokratie avancierte Rust 1940 zum 
Oberregierungsrat im Reichswirtschafts­
ministerium, wurde Oberkriegsverwal­
tungsrat, Gruppenleiter des Wirtschafts­
stabes Ost und schließlich Referatsleiter 
im Reichsministerium für die besetzten 
Ostgebiete.
Nach kurzem Aufenthalt auf dem Lan­
de legt Rust 1948 als Oberregierungs­
rat im niedersächsischen Finanzministe­
rium den Grundstein für seine zweite 
Karriere. 1949 holte ihn Adenauer als 
Ministerialrat ins Bundeskanzleramt; 
Rust wird Leiter des persönlichen Kanz­
lerbüros. Als enger Vertrauter von 
Adenauer und Globke wechselt er 1932 
unter Uberspringung der Position eines 
Ministerialdirigenten als Ministerial­
direktor in das Bundeswirtschaftsmini­
sterium und zeichnet sich hier durch 
seine engen Verbindungen zum Bun­
desverband der Deutschen Industrie 
(BDI) aus, was letzterem nach dem Be­
schluß über die Wiederaufrüstung bei 
der Vergabe von Rüstungsaufträgen an 
westdeutsche Firmen zugute kommt. 
Vom Leiter der Montan-Abteilung im 
Bundeswirtschaftsministerium wechselt 
Rust 1933 auf den Staatssekretärsessel 
im Bundesverteidigungsministerium. 
Seine Chefs zunächst Blank und dann 
Strauß. Bei der Affäre um die Firma 
Klöckner & Co. und das Schützenpan­
zer-Geschäft engagiert sich Rust für 
seine Freunde, die Rüstungslobbyisten, 
vor dem zuständigen Bundestagsaus­
schuß. Auf sein Anraten wechselt 1937 
der damalige Bonner Repräsentant der 
Firma Klöckner-Humboldt-Deutz AG 
als Brigadegeneral und Unterabteilungs­

leiter für Logistik in den Führungsstab 
der Bundeswehr — sein Name ist 
Schnez, der später noch Sdolagzeilen 
machen sollte. Der Auftrag an den 
Schweizer Rilstungskonzern Hispano- 
Suiza über den Bau des Schützenpan­
zers HS 30 trägt Rusts Unterschrift. 
Gutachten über den HS 30 werden erst 
nachträglich von den Vertretern der 
Firmen Hanomag und Henschel einge­
holt, die ihrerseits zuvor mit Hispano- 
Suiza einig geworden waren, den HS 30 
in Lizenz zu bauen. Dekoriert mit dem 
Bundesverdienstkreuz mit Stern und 
Schulterband scheidet Rust 1939 aus 
dem Staatsdienst aus und beginnt seine 
dritte Karriere in der Wirtschaft.
Rust wird Vorsitzender des Vorstandes 
des Kalikonzerns Wintershall AG in 
Kassel, der Burbach-Kaliwerke AG, der 
Kali-Bank AG. Er übernimmt den Vor­
stand des CDU-Wirtschaftsrats und 
nimmt zahlreiche Aufsichtsratsposten 
ein, u. a. bei dem Elektrokonzern 
Brown, Boveri & Ci. (BBC). 1966 über­
nimmt er den Aufsichtsratsvorsitz bei 
VW  und managt den Nordhoff-Nach­
folger Lotz. Auf der Basis seiner ein­
träglichen Tätigkeit als Wirtschaftsboß 
lehnt Rust 1963 die Offerte Adenauers 
ab, der ihm die Nachfolge Erhards im 
Bonner Wirtschatfsministerium anträgt. 
Als Erhard 1966 seinen Nachfolger 
Westrick als Kanzleramts-Chef suclst, 
geht es ihm nicht besser.
Die Verbindung zur Universität hat das 
Mitglied des „Cartellverbandes der Ka­
tholischen deutschen Studentenverbin­
dungen (CV)“, Rust, solange gesuclrt 
und gefunden. Er ist Mitglied des Uni­
versitätsbundes Marburg und im Vor­
stand des Universitätsbundes Göttingen. 
Seit 1969 ist Rust Vorsitzender des 
„Arbeitskreises Universität Kassel“, 
dessen Geschäfsstelle bei der Winters­
hall AG angesiedelt wird. Seit Novem­
ber 1970 ist Rust außerdem Mitglied 
in dem vom Kultusminister berufenen 
Gründungsbeirat der Gesamthochschule 
Kassel.
Aus: marburger blätter 1/71
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Universitätsbauplatz Kassel:
Übungsgelände für Studenten

endgültige Weichenstellung für die 
Berufsrichtung, nach meiner Auffassung 
viel früher lag und damit zu gewissen 
Festlegungen führte für eine spätere 
Berufswahl, die, wenn die Ausbildung 
zu Ende ist, unter Umständen unter dem 
Gesichtspunkt, den Sie erwähnten, eine 
falsche oder unzweckmäßige gewesen 
wäre.
mb.: Im Zusammenhang mit der Gesamt­
hochschuldiskussion und im Zusammen­
hang mit dem Hochschulrahmengesetz, 
dem geplanten Hochschulrahmengesetz 
des Bundes ist ja davon die Rede, daß 
man zu Kurz-, Lang- und Aufbaustudien 
kommen sollte, wobei da eine gewisse 
Differenzierung in den Abschlüssen ein- 
treten soll. Wie sehen Sie diese Tendenz 
wiederum im Zusammenhang mit einer 
akuten Notwendigkeit zur Bedarfs­
deckung?
Rust: Sie wissen, daß es in der Industrie 
heute viel mehr üblich geworden ist, 
als es früher der Fall war, daß wir unsere

jüngeren Mitarbeiter nachträglich in 
dieser oder jener Richtung wieder zur 
Schulung ermuntern oder auch zur 
Weiterbildung freigeben um sie später 
wieder ihren Platz, dann allerdings an 
anderer Stelle, einnehmen zu lassen. 
Wenn wir jetzt dieses System im Bil­
dungslauf schaffen, dann möchte ich 
meinen, daß es uns möglich sei, Männer, 
die eine Zeitlang in der Praxis waren, 
noch verhältnismäßig jung an Jahren 
und damit noch von verhältnismäßiger 
Elastizität sind, in die nächste Aufbau­
stufe hineinzugeben, um dann nach einer 
gewissen praktischen Arbeit die auch 
wissenschaftliche Aufbauphase fortzu­
setzen. Insofern kann ich mir vorstellen, 
daß das Kommen und Gehen zur Fort­
entwicklung, zur wissenschaftlichen Fort­
bildung des einzelnen Angehörigen ver­
einfacht wird und erleichtert wird, 
mb.: Hier in Kassel ist die erste Gesamt­
hochschule im Aufbau begriffen. Das 
hat zur Folge, daß hier ein gewisser 
Experimentcharakter vorherrschen muß. 
Schwerpunkte sollen hier in Kassel sein: 
einmal naturwissenschaftlich-technische 
Disziplinen und auf der anderen Seite 
Lehrerbildung. Es ist in diesem Zu­
sammenhang ja von vielfältigen Bezügen 
die Rede gewesen: Bedeutung einer 
Hochschule in der Regionalplanung, 
Bedeutung einer Hochschule für die 
regionale Wirtschaft u. ä. Was hat Kassel 
hier prädestiniert als Standort dieser 
Gesamthochschule?
Rust: Ich möchte eins vorweg sagen.
Als eine Anzahl von Bürgern dieser 
Stadt sich entschlossen haben für die 
Schaffung dieser Bildungsstätte in Kassel 
einzutreten, war Gegenstand der Über­
legungen nicht das System dieser Bil­
dungsstätte. So nennen wir uns heute 
noch Arbeitskreis Universität Kassel. 
Darin sollte keine Festlegung, kein 
Programm sein, sondern wir haben nur 
angeknüpft an dem herkömmlichen Be­
griff, der sich nun eben einmal Univer­
sität1 nannte. Wir werden das ändern, 
weil inzwischen, wie wir es eben hörten, 
hier die Gesamthochschule geschaffen 
werden soll. Ich möchte also vorweg 
sagen, daß wir, als wir sagten: wir 
müssen fördern, wir müssen helfen, 
noch nicht an die Arbeit der Institution 
dachten. Das zu entscheiden, mitzuent­
scheiden, dazu Stellung zu nehmen war 
in dieser ersten Phase der Vorüber­
legungen und der Initiative nicht unsere 
Aufgabe und unser Anliegen. Diese 
Überlegungen sind dort geboren, wo die
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eigentliche Zuständigkeit liegt, nämlich 
in den zuständigen Verwaltungsdienst­
stellen, an den Universitäten usw. Wir 
haben uns dann nur diese Überlegungen 
zu eigen gemacht, haben dies Prinzip 
anerkannt und wir sind heute der Mei­
nung, das haben ja unsere Diskussionen, 
die vorweg gingen, ergeben, daß dieses 
System richtig ist. Sie gebrauchen selbst 
das Wort ,Experimentieren1, in der Tat 
muß nun zu Anfang einmal in Kauf ge­
nommen werden, daß wir in weiten 
Bereichen, nachdem die Grundlinie undÄp 
die Grundsätze festliegen, echt experi­
mentieren müssen. Wir müssen nun, 
wie ich es eben nannte, wir müssen in 
den nächsten Jahren nun Erfahrungen 
sammeln, welches System in dieser 
neuen Anlage praktisch das zweck­
mäßigste in seiner Endgestaltung ist.
Das wäre die Stellungnahme, die ich 
Ihnen nur geben kann, als Repräsentant 
des Arbeitskreises — heute noch .Uni­
versität1, demnächst umbenannt in Ar­
beitskreis (Gesamthochschule' Kassel, 
mb.: Mit dem Aufbau dieser Gesamt­
hochschule Kassel sind ja zumindest 
auch Interessen der Kasseler Wirtschaft 
verbunden. Es wurden artikuliert viel­
fältige Beziehungen: Beziehungen von 
Forschungseinrichtungen, die hier zum 
Teil in einzelnen Betrieben vorhanden 
sind, Beziehungen von Studierenden 
zur Wirtschaft. Es wurde auf Parallel­
beispiele, etwa Darmstadt verwiesen, 
wo durch bestimmte Einrichtungen an 
der Universität neue Wirtschaftszweige 
im Druckereigewerbe — entstanden sind. 
Sind solche Perspektiven hier auch in 
Kassel anvisiert worden?
Rust: Diese Perspektiven haben, ich 
spreche da ganz offen, verhältnismäßig 
wenig Gewicht, wenn ich mir die heutige 
Situation ansehe. Sie wissen, Kassel 
ist nicht ein ausgesprochenes Industrie­
zentrum. Kassel ist gar nicht vergleichbar 
mit den Gebieten um Rhein-Main, dem 
Stuttgarter Raum oder gar dem Bereich 
um Essen, Düsseldorf, herum. Sie wissen, 
daß gerade hier die größeren Unter­
nehmungen irgendwie ihre Mütter und 
ihre Zentralen außerhalb von Kassel 
haben. Ich brauche Ihnen nur mein 
eigenes Unternehmen zu nennen, das 
heute ja seine zentrale Führung, ganz 
zweifellos bei aller Anerkennung unseres 
Eigenlebens, in Ludwigshafen am Sitz 
der BASF hat. Sie wissen, daß ich 
Vorsitzender von VW bin — wir haben 
hier auch nur eine Betriebsabteilung, 
zwar eine beachtliche mit rund 20 000



Beschäftigten — aber die Zentrale liegt 
in Wolfsburg. Ähnlich ist es mit der 
.Spinnfaser' und der AEG, und heute auch 
mit Henschel. Dies sollte zu Beginn 
kein Nachteil sein, das sollte uns nur 
anhalten, in engem Verbund mit der zu 
schaffenden Einrichtung einer Gesamt­
hochschule gemeinsam zu überlegen, 
wie man sich nun gegenseitig in Theorie 
und Praxis, in Wissenschaft und ange­
wandtem Wissen unterstützen kann. Ich 
kann mir also denken, daß umgekehrt 

fcon den einzurichtenden wissenschaft­
lichen Institutionen her eine Befruchtung 
der hiesigen Wirtschaft in der Richtung 
erfolgen kann, daß hier gewisse tech­
nische Laboratorien, Zentralen entstehen, 
um eben die gegenseitige Förderung, 
die gegenseitige Befruchtung zu ermög­
lichen und auszugestalten. Darin sehe 
ich für die Zukunft eine Möglichkeit.
Aus der statischen Betrachtung heraus 
ist zur Zeit nicht allzuviel aus dem 
Gedanken, den Sie eben äußerten, 
herauszuholen.
mb.: Herr Braun, der Präsident der 
Industrie- und Handelskammer, hat auf 
einer Tagung des Arbeitskreises ge­
äußert, daß gerade die kleinere und 
mittlere Industrie des nordhessischen 
Raumes hier ein sehr starkes Interesse 
hätte an einer Kasseler Universität oder 
Gesamthochschule, weil gerade diese 
Industrie nur wenig Kapazitäten hat für 
eigene Forschung, während das in

f roßbetrieben, die gerade auch in dieser 
insicht sicherlich verbunden sind mit 

ihren .Müttern', etwas anders gelagert 
ist. Besteht ein akuter Bedarf, besteht 
ein spezielles Interesse der kleineren 
und mittleren Industrie des nordhessi­
schen Raumes, etwa mit einem gewissen 
Schwerpunkt der Gummi-Industrie, hier 
enge Verbindung mit einer Kasseler 
Hochschule zu haben?
Rust: Wenn ich es rein industriell oder 
kommerziell betrachte, dann kann ich 
eigentlich nur wiederholen, was ich eben 
sagte: von heute her gesehen, sehe ich 
kein aktuelles Plus darin. Ich sehe aber 
für die Zukunft die positiven Akzente, 
insofern als ich eine gemeinsame Arbeit 
in einem gemeinsamen Zusammengehen 
sehe. Eine gemeinsame Arbeit als Mög­
lichkeit mit dann allerdings guten Grund­
lagen für eine Fortentwicklung dieser 
Industrie, aber immer im Zusammenhang 
mit der werdenden Gesamthochschule 
und den werdenden Verbundmöglich­
keiten und den werdenden gegenseitigen 
Befruchtungen. Ich glaube wir können
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nur versuchen, hier Arm in Arm, wenn 
wir schon die wissenschaftlichen Insti­
tutionen haben, im Gleichschritt mit 
wirtschaftlicher Fortentwicklung nach 
beiden Seiten hin, also gegenseitig zu 
befruchten und fortzuentwickeln, um das 
eingangs skizzierte Ziel hier auch regio­
nal verstärkt zu erreichen: Eine Siche­
rung der Basis und des wirtschaftlichen 
Geschehens in beiderseitigem Interesse, 
mb.: Wir bewegen uns hier noch etwas 
im Bereich der Spekulation.
Rust: Genau das, auch des Experimen- 
tierens.
mb.: Es gibt noch keine Gesamthoch­
schule. Die ersten Studenten sollen ja 
erst zum Wintersemester 1971/72 kommen. 
Glauben Sie aber, daß die Errichtung 
einer Gesamthochschule hier in Kassel 
für den Wirtschaftsraum Nordhessen 
eine Verbesserung der Arbeitsmarkt­
situation herbeiführt?
Rust: So generell gefragt, ist die Frage 
mit einem eindeutigen Ja zu beant­
worten. Durch die Ansiedlung dieser 
Bildungsstätten wird die geistige Infra­
struktur so attraktiv gemacht, daß von 
selbst auch wirtschaftliche Einrichtungen, 
auch wirtschaftliche Unternehmungen 
sich hier ankristallisieren werden, sich 
verstärkt niederlassen werden und sich 
ausweiten werden. Jede Universität hat 
für eine Region immer einen positiven 
Akzent weit über das spezifisch Wissen­
schaftliche und weit über die spezifische 
Institution hinaus.
mb.: Zum Abschluß vielleicht: Ist es 
möglich eine Prognose dieses Experi- 
mentierens zu stellen, d.h. eine Prognose 
in bezug auf die Zusammenarbeit der 
verschiedensten Institutionen, die sich 
mit der Gründung dieser Gesamthoch­
schule hier in Kassel beschäftigen, sei 
es Arbeitskreis Universität Kassel, sei 
es Gründungsbeirat, sei es Kultusmiste- 
rium, sei es Arbeitskreis Universität 
Kassel, sei es die nordhessische Wirt­
schaft, seien es sonstige Organisationen,

Ingenieurverband u.a.? Lassen sich in be­
zug auf die unterschiedlichen Interessen, 
die man dabei gar nicht leugnen sollte, 
lassen sich aus Ihrer Sicht Prognosen 
stellen zumindest für diese Aufbau­
phase?
Rust: Ich bin der festen Überzeugung, 
daß es hier zu einer guten Verbundarbeit 
kommt. In jedem Unternehmen, in jeder 
Behörde, in jeder Institution sind hin­
reichend Männer, die sich für Wissen­
schaft, für Jugend usw. interessieren. 
Wenn man am Platze die Möglichkeit 
hat, sich gemeinsam den Kopf zu zer­
brechen, wie man die optimalen Fort­
schritte und die optimalen Lösungen 
erreicht, so wird das zu einem persön­
lichen Verbund führen, der dann ganz 
zweifellos seinen doppelten Effekt hat, 
nämlich den Effekt, die wissenschaft­
lichen Einrichtungen zu fördern und 
auch gleichzeitig die Einrichtungen zu 
fördern, die sich zur Unterstützung und 
Mitarbeit gedrängt fühlen oder auch 
vielleicht gezwungen fühlen.
Mir ist es, wenn ich das sagen darf, 
natürlich lieber, wenn man am Platz eine 
Gesamthochschule, eine Universität hat. 
Dann habe ich mehr Möglichkeiten, mich 
mit den Dingen zu befassen, als wenn 
ich nach Marburg muß oder nach 
Göttingen. Ich sagte Ihnen eingangs, 
ich gehöre sowohl dem Universitäts­
bund in Marburg an, ich bin im Vorstand 
des Universitätsbundes Göttingen. Wenn 
ich mir also schon die Mühe mache, auf 
die ortsentfernten Institutionen einzu­
gehen, dann können Sie davon ausgehen, 
daß ich mich mit diesem Thema hier viel 
lieber beschäftige, das wir dann am 
Platz abhandeln können. Ich habe es 
ja auch dadurch gezeigt, daß ich trotz 
all meiner Beschäftigungen innerhalb 
und mehr außerhalb von Kassel die Mit­
arbeit im Arbeiterkreis sehr gerne über­
nehme und auch sehr gerne fortsetze, 
mb.: H err Dr. Rust, wir danken Ihnen für 
dieses Gespräch. mb/Gerd Mangel



A 91: Markstein automobiler Ausbeutung

„Weitere Produktionserhöhung bei VW 
,nicht gutzumachender Schaden' “ ist 
einer Darmstädter Tageszeitung vom 
30. 4. zu entnehmen. Diese Erkenntnis 
setzt sich zwar aus den Überschriften 
zweier getrennter Artikel zusammen, 
trotzdem aber scheint sie richtig zu sein. 
Der erste Artikel preist die steigende 
Nachfrage nach Automobilen auf dem 
Weltmarkt, mit dem die Produktion 
Schritt halten müsse, beklagt die sinken­
de Ertragslage und tröstet: auch in die­
sem Jahr Dividende 18,5%. Und für diese 
18,5%, die die Großaktionäre bereichert, 
plagen sich ca. 190 000 Arbeiter im VW- 
Konzern, dem zweitgrößten Autoprodu­
zenten Europas.
Der zweite Artikel gibt das Wehklagen 
der CDU zum besten, daß die Konse­
quenz aus einer Verkehrspolitik (die sie 
selbst will), nämlich der rigorose Stra­
ßenbau, ein nicht gutzumachender Scha­
den sei. Gemeint ist in diesem Fall die 
Darmstädter Ostautobahn A 91.
Über 20 Artikel im Leib- und über 10 
Leserbriefe im Magenblatt der Darm­
städter Bürger sind nicht ganz wirkungs­
los geblieben, dazu kommen ein paar 
tausend Einsprüche beim Planfeststel­
lungsverfahren und eine Bürgerinitiative: 
Der Apparat mußte seine Hilflosigkeit 
eingestehen und konnte seine Gleich­
gültigkeit gegenüber den Bedürfnissen 
der Bevölkerung nur mühsam verbergen.

Das Hin und Her hat seine Gründe

Das wird aber wenig nützen. Die A 91 
wird gebaut. Wie und wo sie gebaut 
wird -  und darum gab es bisher haupt­
sächlich Streit — ist weniger interessant 
als das Warum.
Der Grund für das hohe Mobilitätsbedürf­
nis, das heute vorhanden ist und das 
umfangreiche Verkehrswege erfordert, ist 
die räumliche Trennung von Wohnen und 
Arbeiten; 6,6 mio Pendler in der BRD, 
davon 62% Arbeiter und 36% Angestellte 
und Beamte, und die Heerscharen fru­
strierter Urlauber sind die Folge fehlen­
der Strukturplanung und ergeben hinge­
nommener kapitalistischer Entwicklung. 
Die unter den Prinzipien der Kapitalver­
wertung abgewickelten Bauvorhaben, 
deren Durchführung noch durch den 
Privatbesitz an Grund und Boden behin­
dert wurde, haben eine anarchische 
Wucherung an die Stelle sinnvoller Pla­
nungsmaßnahmen gesetzt.
Die private Autoindustrie fällt unter dem 
Zwang des Wettbewerbs durch skrupel­
lose Ausnutzung menschlicher Verhal­
tensmuster die Entscheidung: Individual­
verkehr!

Darmstadt bleibt verstopft

In Darmstadt fließt bisher der Pendler­
verkehr (20 000 Pendler) mitten durch die

Stadt und versorgt die Arbeiterwohn­
gebiete mit dem gehörigen Quantum an 
Abgasen und Lärm, während der Urlaubs­
verkehr bisher auf der Westautobahn 
diskret an Darmstadt vorübergondelt.
Unter diesen Voraussetzungen ist es 
durchaus wünschenswert, auch den 
Durchgangsverkehr um die Stadt herum­
zuleiten. Für die Ostumgehung bieten 
sich drei Möglichkeiten. In angemessener 
Entfernung vom Bebauungsrand zer­
schneidet die Trasse aber dummerweise^^ 
Darmstadts besten Erholungswald, legt^p 
man sie noch weiter ab, müßte man für 
die Pendler, die direkt nach Darmstadt 
streben, eine Extraumgehung bauen.
So scheint die dritte Lösung die beste: 
stadtnah, vorbei am Komponistenviertel, 
um diesen auch mal zu zeigen, daß das 
Leben nicht nur aus Harmonien besteht, 
und vorbei an Arheilgen und Neukranich­
stein, womit diese Straße dieselbe Mise­
re schafft, die sie beheben soll.
Dabei ist unwichtig, ob die Straße aus 
Finanzierungsgründen als 6spurige 
Autobahn oder nur als 4spurige Land­
straße gebaut wird: Gegen Lärm- und 
Abgasemissionen schützen weder Ein­
schnitte noch Stelzen oder Mauern wir­
kungsvoll die nähere Umgebung.
Das schlimmste aber ist, daß auf längere 
Sicht (und keiner will sich doch der 
Kurzsichtigkeit brüsten) auch mit dieser 
Straße das Darmstädter Verkehrssystem 
dem Anschwellen der Autoflut nicht ge­
wachsen sein wird. Nun bitte, wir habeJ^ 
mit unserem mangelhaften Grundgesetz^ 
das Ticket in die Katastrophe gelöst. 
Leider wird die junge Generation noch 
ein Stück wachsen müssen, um an die 
rote Notbremse zu reichen.

Verkehrter Verkehr

Man muß unter diesen Umständen doch 
fragen: Ist die autogerechte Verkehrs­
planung wirklich eine Perspektive oder 
werden wir zu einem Punkt kommen, wo 
wir unter immensen Kosten notgedrun­
gen auf Massenverkehrsmittel umsteigen 
müssen? Der Fortschritt der Technik in 
diese sinnvolle Richtung wird nur durch 
das Gesellschaftssystem behindert, zu­
gleich aber liegen auch schon die Pläne 
bereit, um im Falle einer Veränderung 
nur der Verkehrspolitik auch die Massen­
verkehrsmittel zu pervertieren, indem 
dann zum Beispiel als Ersatz für die 
individuellen PKW überaufwendige 
Kleinkabinenschienenleitsysteme gebaut 
werden.
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„Der Verkehr der 80er Jahre braucht die 
A 91.“ In diesem Sinne will der CDU- 
Stadtverordnete Röder „schon heute die 
Zukunft gestalten“ und „den Bedürf­
nissen der Zeit entsprechen.“
Damit tutet er in das Horn der Darm­
städter SPD, die eilig Bürgerversamm­
lungen veranstaltete, um die Ansätze von 
Kritik zu absorbieren und die Bürger 
auf altbewährte Weise zu manipulieren. 
Die Darmstädter SPD-Bonzen müssen 
sich von ihrem Münchner Rechtsaußen-

Renossen Vogel leider sagen lassen:
/lit jeder Milliarde, die man in den 

Straßenbau einer Stadt hineinsteckt, 
führt man sie ihrem Tode näher“ (SP IE­
G EL 8. 6. 1970). Damit meint er vor allem 
das völlige Erliegen des Verkehrsflusses, 
den Kollaps der Städte. 
Verkehrsexperten sind der Ansicht, daß 
die Sperrung der Innenstädte für Privat­
autos, der zwangsweise Einbau von 
Auspuffiltern und die Verkehrserziehung 
nur vorübergehend helfen werden. Die 
Massenproduktion von Elektromobilen 
löst auch nur die eine Seite des 
Problems, die heute mit Umweltschutz 
umschrieben wird. Umweltschutz ist mehr 
als Schutz vor Abfall und Nebenerschei­
nungen wie Lärm. Umweltschutz bedeutet 
Schutz vor Überproduktion, vor Über­
produktion von Käsestangen, Plastik­
enten, Autos, Bonbons, Milch, Straßen, 
Menschen, Bomben.

Und was ist möglich?

Elektromobile werden die notwendige
Ergänzung sein für Massenverkehrsmittel
wie
— eindimensionale Schienen- und Leit­

wegsysteme (Beispiel Rohrpost für 
Passagiere, 800 km/h),

— zweidimensionale oder Huckepack­
systeme (Beispiel Skycrane-Kabinen- 
hubschrauber),

— automatische oder kontinuierliche 
Systeme (Beispiel Laufbahn oder 
Continutubes).

Die RWE-Gesellschaft für elektrischen 
Straßenverkehr mbH (GES) will bis 1980 
1 Million E-Autos besonders für den 
innerstädtischen Nahverkehr (Taxis, 
Lieferanten, öffentliche Nahverkehrs­
mittel) produzieren, die RWE-SELAK das 
Batterie-Service-Netz aufbauen. Für 
diese E-Autos wird Ölwechsel und um­
fangreiche Wartung überflüssig, nur die 
Batterie fällt ins „Gewicht“. Unter kapi­
talistischen Planungsprinzipien ist aber 
auch von der GES eine Überproduktion

zu erwarten. Denn wenn erst einmal die 
Produktion im Gang ist, wird sie soweit 
ausgedehnt wie nur möglich, und damit 
übernimmt das E-Auto tendenziell die 
Martfunktionen des herkömmlichen 
Kraftfahrzeugs.
All diese technischen Möglichkeiten sind 
ohne gesellschaftliche Veränderung nicht 
zu verwirklichen. Denn solange sich die 
Individuen am Besitz ihrer Blechkäfer 
und Chromkisten aufgeilen, wozu sie ja 
von der Werbung nach allen Regeln der 
Kunst verführt werden, solange wird es 
für den kapitalistischen Staat, der die 
mächtigsten Privatinteressen verwaltet, 
unmöglich sein, ausreichend Geld in die 
Entwicklung moderner Massenverkehrs­
mittel zu investieren. Denn die Mächtigen 
machen ihren Sklaven mit Erfolg schmack­
haft, was sie am profitabelsten produ­
zieren können. Denn diese Mächtigen 
produzieren das, was sie ihren Sklaven 
mit Erfolg schmackhaft machen können: 
Opel, Ford, VW, Mercedes, nur wer blöd 
ist geht per pedes.

„Die Leute wollen eben Autos“

OB Sabais sagte (DE vom 28. 4. 71): 
„Nur wer auf seinen eigenen Pkw ver­
zichtet, ist für mich ein glaubwürdiger 
Zeuge gegen den Autolärm.“ Er scheint 
sich selbst für glaubwürdig zu halten, 
weil sein Dienstmercedes nur ein sanftes 
„Schnubbeldidub“ ertönen läßt. Dieser 
Sabais weiß genau, daß die Leute ihren 
eigenen Pkw wollen, weil sie sich in einer 
Umwelt, die vom Automobil geprägt ist,

ohne dieses nicht als vollwertige Mit­
glieder der Gesellschaft fühlen, daß die 
Leute ihren eigenen Pkw brauchen, so­
lange ihnen ein billiges Massennah- und 
fernverkehrsmittel vorenthalten wird, 
daß diese Leute aber trotzdem keinen 
Lärm, keine Abgase, keine betonierte 
Landschaft wollen, daß sie im Indivi­
dualverkehr überleben wollen, aber nicht 
aus ihrer Haut können.
Dank Verkehrsminister Leber kann bald 
jeder die Autobahn nach 10 km erreichen. 
Dann wird es wirklich jedem leicht ge­
macht sein, sich zu überfordern, sofern er 
stolzer Besitzer eines Kraftwagens ist: 
kraftvoll, wagemutig, endlich ernstzu­
nehmen.

Alle 2,6 Kilometer 1 Toter

1967 starben 17 000 Verkehrsteilnehmer 
infolge eines Autounfalls, d. h. bis zu 
30 Tage danach. Fast genausoviel Kilo­
meter werden vom deutschen Kraftfahrer 
jährlich gefahren. Die 11 Millionen Pkw- 
Halter belebten 1968 ein 37 000 Kilometer 
langes Autobahn- und Bundesstraßennetz. 
In den letzten 10 Jahren kamen ca.
157 000 Menschen auf den 405 000 km 
Straßen in der BRD um. Das sind 4 Mrd. 
DM/Jahr Verlust an Sozialprodukt. Alle 
2,6 km 1 Toter. Die Zwischenräume kann 
man bequem mit Verletzten anfüllen. 
Die 14 Mill. Autos bewegen sich zudem 
noch vorwiegend auf den 6000 km Stadt­
straßen. Für 1985 rechnet man mit 20 
Millionen Autos. Natürlich ist es möglich, 
unter Vernachlässigung anderer Haus-
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haltsposten auch für diese Anzahl Stra­
ßen zu bauen, die zwar die Städte zer­
stören, aber helfen, eine Gesellschaft 
zu erhalten, in der jeder achte seinen 
Arbeitsplatz der Motorisierung verdankt. 
Dieser Arbeitsplatz ist der Trumpf in der 
Hand der Privatindustrie, mit dem sie 
die Regierungen erpreßt, soweit das 
überhaupt noch notwendig ist.
Wie kann denn ein gesellschaftliches 
Umdenken durch Apelle und gute Worte 
erreicht werden, wenn gleichzeitig die 
Privatindustrie mit Milliarden DM das 
Bewußtsein manipuliert. Wer Forderun­
gen vertritt, die nicht in das Wettbe­
werbssystem hineinpassen, ohne dieses 
System in Frage zu stellen, wer an die 
Vernunft der Verbraucher appelliert, 
ohne den Willen, die Privatwirtschaft zu 
beseitigen, der ist entweder dumm oder 
ein Lobbyist.
Professor Helmut Schelsky, Ordinarius 
für Soziologie an der Universität Mün­
ster, sagte in einem Vortrag auf dem 
Kongreß der Deutschen Verkehrswacht, 
in dem er Personifizierung und Politisie­
rung der Verkehrssicherheit fordert (FAZ 
5. 9. 70) „ . . .  Noch ein anderer breiter 
politischer Affekt läßt sich gegen die 
herrschende Verkehrssicherheit (s. o.) ins 
Feld führen: die antikapitalistische 
Überzeugung. Es wundert mich, wie 
wenig die antikapitalistisch gesonnene 
Jugend sieht, daß heute die Ausbeutung 
des Menschen durch die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung weniger direkt in 
Arbeit und Konsum geschieht als indirekt 
durch Zerstörung und rücksichtslosen 
Verbrauch der gesunden Umwelt des 
Menschen. Wenn irgendwo bei uns noch 
schroff kapitalistisch verfahren wird, dann 
in der Selbstverständlichkeit, mit der die 
ökonomische Zielsetzung sich über die 
einfachsten Grundlagen des Umwelt­
schutzes und Landschaftsschutzes hin­
wegsetzt. Wir wissen, daß vor allem 
wirtschaftliche Konkurrenz- und Gewinn­
gründe es bisher verhindern, daß die 
Verpestung der Luft und die Verschmut­
zung der Gewässer durch technische 
Anlagen und Vorschriften für den Fahr­
zeugbau stärker beschränkt wird. Der 
Mangel an Verkehrssicherheit ist zum 
Teil eine Folge des wirtschaftlichen Kon­
kurrenzzwanges im westlichen Wirt­
schaftssystem; ich kann mir nicht vor­
stellen, daß sozialistische Staaten, wenn 
sie einmal eine so hohe Verkehrsdichte 
erreicht haben werden, gleiche Verlust­
raten in gleicher Weise hinnehmen 
werden.“
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Inzwischen nimmt in einigen Städten 
die Bevölkerung „regen Anteil“ an den 
Tariferhöhungen der öffentlichen Nah­
verkehrsmittel (Rote-Punkt-Aktionen).
Das besagt zwar noch nicht, daß der 
Nulltarif seinen Arme-Leute-Nimbus ver­
loren hat und schon gar nicht, daß durch 
den Nulltarif allein das öffentliche Ver­
kehrsmittel eine Attraktion wird: dafür 
bleibt noch immer der Verkehrswert, also 
Rasche, Sänfte und Präsenz, maßgebend. 
Aber es zeigt, daß trotz Autofaszination 
das Verlangen nach kostenlosem Kut- 
schieren groß ist.
Je früher man für den Massenverkehr 
investiert, desto billiger kommt man da­
von. Und die Nachteile des Straßenver­
kehrs sind erdrückend: Mehr Sachschä­
den, mehr Kraftstoffverbrauch, mehr 
Pflege und Wartung, mehr Zeitverlust 
(in der BRD gehen jährlich 1,1 Milliarden 
Stunden durch Verkehrsstau verloren), 
Krebs durch Luftverschmutzung, Kreis­
laufschäden durch Lärmstreß (Straßen­
lärm zerrüttet schon ab 65 Phon, auch 
wenn er nicht als belästigend empfunden 
wird), explosive Freisetzung von An­
griffslust, die durch die Abschirmung der 
Person durch die Karosserie verstärkt 
wird, Platzverschwendung: die meisten 
Autos sind nur zu 25% ausgelastet. Bei 
voller Besetzung können pro Stunde 
und Spur befördert werden: Pkw 2000,
Bus 7000, U-Bahn 40 000 Personen. Die 
U-Bahn ist zudem vollautomatisierbar 
und kreuzungsfrei. Aber: Das Massen- g *  
Verkehrsmittel kann man nicht unter 
dem Anspruch der Kostendeckung pla­
nen. Es ist eine soziale Einrichtung; 
keine Sozialhilfe, sondern ein Fundament 
der funktionsfähigen Gesellschaft. 
„Staudtbaurat Reißer warnt vor einer 
,Weltuntergangsstimmung‘ in der Frage 
des Umweltschutzes. Man solle sich nicht 
von Emotionen treiben lassen, sondern 
sachlich Vor- und Nachteile abwägen.
Der Geist des Menschen wachse immer 
weiter, und daher sei er in der Lage, 
entstandene Schäden zu kompensieren.“ 
(DE 19. 4. 71)

L ULM» W r .3 3 » 1



Sanierung, für wen?
1. Der Oberbürgermeister schreibt einen 

Schmuseartikel

„Wie Städte gebaut und umgebaut wer­
den“, so schreibt Heinz Winfried Sabais 
im Darmstädter Echo, hinge „vom Stan­
de der wissenschaftlichen und öffent­
lichen Einsicht ab“. „Für Einsicht kann 
wechselweise auch Irrtum, Ideologie, 
Profitdenken, Marktlage etc. eingesetzt 
werden“.
„Normal“ ist nach Ansicht des OB „ein

«emisch von all diesem“.
em zum Trotz soll das „Ziel der Stadt­

planung“ durch „öffentliche Information 
und Diskussion festgelegt“ werden, denn 
„gesellschaftliche Aufklärung, Infor­
mation und Diskussion zwischen Part­
nern“ ist „die politische Achse eines 
neuen Städtebaus“ (DE 5/6/7. März 
1970).
Ähnlich Optimistisches ist auch aus an­
deren westdeutschen Städten zu hören, 
die der Sanierungsboom zum Teil schon 
früher erreichte; aus München zum Bei­
spiel, wo die Gruppe „Münchner Forum“ 
(gegründet von Unternehmern, Publizi­
sten, Verwaltungsbeamten, Gewerkschaft­
lern) eine „direkte Beteiligung aller 
Bürger an Planentscheidungen“ anstrebt, 
oder aus Berlin, wo der an der Planung 
des Märkischen Viertels beteiligte Archi­
tekt H. Stranz im „Individualismus der 
Einzelwohnung, im Arrangement durch 
Staffelung und Farbe betont“, gar die 
T)emokratie‘ verkörpert sah.

A ie  Praxis der Sanierungs- und Stadt­
planung läßt das Bild vom „humanen 
Beziehungsgeflecht“ , das kraft seiner 
„Produktivität“ die „humane Stadt“ ge­
biert (Sabais) verblassen. Die Faktoren, 
die Planung und Sanierung bestimmen, 
sind eher Teil der Baupolitik, die der 
SP IEG EL eine der „finstersten Erschei­
nungen des nachkriegsdeutschen Kapi­
talismus“ nannte, als jener Architektur­
politik, die sich so euphemistisch auf die 
Bedürfnisse der Bewohner bezieht.

2. Die Sanierung als Produkt ökonomi­
scher Notwendigkeit

Die Phase des Wiederaufbaus bescherte 
der westdeutschen Bauindustrie einen 
märchenhaften Aufschwung. 550 000 bis 
600 000 Wohnungseinheiten pro Jahr 
wurden noch bis 1968 erstellt, insgesamt 
sind seit 1949 über 10 Millionen Woh­
nungen gebaut worden. Finstere Ge­
schäftspraktiken und fette Extraprofite 
für Bodenspekulanten, Makler, Bauherren 
und -gesellschaften begleiteten den

Boom. Als Ende der sechziger Jahre 
der dringendste Bedarf gedeckt war und 
das Wohnungsbauvolumen rapide sank, 
geriet die Bauindustrie in die Krise; ihre 
Kapazität war nicht mehr ausgelastet, 
das investierte Kapital verwertete sich 
nicht weiter.
Das Ende des Goldrausches im Woh­
nungsbau blieb für die Gesamtökonomie 
nicht ohne Folgen. Bei einer Investitions­
rate des Wohnungsbaus von 30 Milliar­
den DM (bei 125 Milliarden Gesamt­
investitionen in der BRD) ließen sich die 
negativen Auswirkungen eines Absinkens 
des Bauvolumens klar absehen. Die 
Strategen der Krisenvermeidung in Staat 
und Wirtschaft waren denn auch schon 
mit „Gegensteuerungs“-vorschlägen zur 
Hand. Zentrales Projekt „städtebauliche 
Erneuerungs- und Sanierungsmaßnah­
men“ um einen „steigenden Ersatzbe­
darf“ (an Wohnungsbau) zu schaffen.

3. Der Staat als .Krisenmanager1

Die Aufgabe der Regulierung und Sta­
bilisierung der ökonomischen Situation, 
der Entwicklung der wachstumswichtigen 
Infrastruktur, fiel also (der Logik des 
Systems entsprechend) dem Staat zu.
Es wird hier ein grundsätzlicher Mangel 
jeder privatkapitalistischen Entwicklung

deutlich: daß nämlich umfassende, abge­
stimmte Planungsmaßnahmen, vor allem 
die planmäßige Entwicklung der volks­
wirtschaftlichen Infrastruktur für das 
Fortbestehen des Systems (d. h. die Ver­
meidung von Krisen) außerordentlich 
wichtig sind, daß es jedoch für die Privat­
unternehmen nicht rentabel ist, diese 
Infrastruktur (Nachrichten- und Verkehrs­
wesen, Sozialwesen, Städtebau) selbst 
zu entwickeln. Der Staat, der als der 
„ideelle Gesamtkapitalist“ diese Auf­
gabe übernimmt, wendet nun (unter dem 
Zwang, private Gewinnerwartungen der 
Monopole zu befriedigen und zugleich 
Wirtschaftswachstum und Vollbeschäfti­
gung zu garantieren) öffentliche Mittel 
auf, um eine den Kapitalerfordernissen 
gerechte Infrastrukturentwicklung zu er­
zielen. Ziel der Maßnahmen ist also 
„nicht etwa gesellschaftlichen und indi­
viduellen Wohlstand zu erhöhen oder 
die Befriedigungsmöglichkeiten indivi­
dueller und kollektiver Bedürfnisse zu 
verbessern“, sondern primär, „die 
Akkumulationsmöglichkeiten des privaten 
Kapitals zu stützen“ (Altvater: „Perspek­
tiven jenseits des Wirtschaftswunders“, 
NEUE KRITIK 40). „In der .kapitalisti­
schen Sozialisation' werden nur die 
Kosten und Risiken vergesellschaftet, 
die Gewinne bleiben privat“ (S. Her-
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kommer „Entwicklungstendenzen im 
Spätkapitalismus . . . “, SoPo 3/69).
Vor diesem Hintergrund erweist sich die 
Fassade des „humanen Städtebaus“ als 
Verschleierung, denn nicht „die Bürger 
bestimmen das Ziel der Stadtplanung 
durch öffentliche Diskussion“, wie es 
OB Sabais verstanden wissen will, son­
dern die politökonomische Notwendigkeit 
erzeugt die Verschränkung von öffent­
licher Regulierung und privatem Inter­
esse des Kapitals, die alle „aufklären­
den“, „meinungsbildenden“ und „demo­
kratischen“ Prozesse zu Legitimations­
mechanismen gerinnen läßt.

4. Vergesellschaftung der Kosten — 
Privatisierung der Gewinne

Der 1968 erschienene Aufsatz „eine neue 
Talsohle um 1970“ von K. H. Walper 
erläutert mit schöner technokratischer 
Offenheit, wie der Staat durch die „Struk­
tur und Wirtschaftspolitik“ der privaten 
Bauindustrie die Wachstumsrate zu 
sichern habe. Zentral ist hier die „Förde­
rung und finanzielle Sicherung der 
Sanierungsmaßnahmen“ (d. h. vor allem 
Finanzhilfe und Beteiligung des Bundes). 
Die Kosten für Sanierungsprojekte wer­
den, so Walper, „im allgemeinen“ unter­
teilt in die „unrentierlichen“ der „Vor-

bereitungs- und Ordnungsphase“ und die 
„rentierlichen“ der „Neubauphase“, die 
(weil rentierlich, profitabel!) „keine neu­
artigen Probleme aufwerfen“.
„Zur Vorbereitungs- und Ordnungsphase 
zählen im wesentlichen Kosten des 
Grunderwerbs, Entschädigungen für ab­
zubrechende Gebäudesubstanz, Abbruch- 
und Abräumungskosten, Entschädigungen 
an Gewerbetreibende und Wohnungs­
mieter sowie für Mietausfälle, Umzugs­
und Umsetzungskosten, sowie Regie- 
und Planungskosten. Die hierdurch ent­
stehenden Kosten nach Abzug des Wer­
tes der neuen Grundstücke werden als 
„unrentierliche Kosten“ bezeichnet. Nur 
sie sind als Sanierungsverlust von der 
öffentlichen Hand zu tragen“ (K. H. 
Walper, ,eine neue Talsohle um 1970‘). 
Der „öffentlichen Hand“ (sprich: Bund, 
Länder und Gemeinden) erwächst somit 
bei einem Durchschnitt der unrentier­
lichen Kosten von 15 000 DM pro abzu­
brechende Wohnungseinheit eine recht 
stattliche Finanzbelastung. Allein für den 
Bund, der „im allgemeinen“ 40% der 
Kosten trägt, ergibt sich nach Walpers 
Berechnung, bei 100 000 jährlich zu er­
setzenden Wohnungseinheiten ein Anteil 
von 600 Millionen DM pro Jahr. Wenn 
auch laut Walper „diese Summen ange­
sichts der Struktur- und sozialpolitischen

Notwendigkeit der Stadtsanierung und 
-erneuerung, sowie der Abwendung einer 
konjunkturellen Krisensituation nicht 
als überhöht angesehen werden können“, 
entsteht doch für den Bund (und die an 
den Kosten beteiligten Länder — 40% — 
und Gemeinden — 20% —) die Aufgabe, 
Maßnahmen und Investitionen sozial zu 
rechtfertigen.

5. Vom Profitinteresse zum „Allgemein­
interesse“

Die Imperative, die der staatlichen P la^  
nung und Durchführung von Sanierung 
durch die kapitalistische Produktions­
weise gesetzt sind, stellen die öffentliche 
Initiative im Städtebau vor die Notwen­
digkeit, die privaten Ziele der Projekte 
als „dem Allgemeinwohl dienlich“ zu 
definieren, um sich namentlich den be­
troffenen Gruppen gegenüber die Legi­
timationsbasis zu erhalten. Der Öffent­
lichkeit wird als Allgemeininteresse 
deklariert, was sich in Wahrheit auf das 
Kapitalinteresse reduzieren läßt: die 
spezifische, den Erfordernissen von Kapi­
talexpansion und -rentabilität angepaßte 
Entwicklung der Infrastruktur, in der die 
Sanierung von Stadtvierteln eine inte­
graler Bestandteil ist.
Das gut funktionierende System „verhal­
tenssteuernder Sozialtechniken“ verleiht 
den konjunkturpolitischen Maßnahmen 
den nötigen Schliff: die Ideologie des 
Fortschritts, der Sachzwänge, der tech^ 
nischen Rationalität, in Massenmedien,^ 
Bürgerversammlungen, öffentlichen Gre­
mien und Planungsbeiräten erfolgreich 
vertreten, macht der betroffenen Allge­
meinheit schließlich zum subjektiven 
Interesse, was sich objektiv gegen sie 
richtet. „Produziert wird heute wie ehe­
dem um des Profits willen. Weit über 
alles zur Zeit von Marx Absehbare hinaus 
sind die Bedürfnisse zu Funktionen des 
Produktionsapparates geworden, nicht 
umgekehrt. In wirtschaftlich relevanten 
Sektoren werden die Bedürfnisse vom 
Profitinteresse selber erst hervorge­
bracht, und zwar auf Kosten objektiver 
Bedürfnisse der Konsumenten, wie denen 
nach zureichenden Wohnungen, vollends 
nach Bildung und Information über die 
wichtigsten, sie betreffenden Vorgänge“ 
(Adorno, „Einleitungsvortrag zum sech­
zehnten deutschen Soziologentag“, in: 
Spätkapitalismus oder Industriegesell­
schaft?).
„Der Mechanismus der Verschleierung 
besteht darin, daß ein einziges Herr­
schaftsinteresse gespalten wird in zwei
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scheinbar voneinander unabhängige In­
teressen, in das der privaten Profitmaxi­
mierung und das allgemeine der Wohl­
standsmaximierung, und daß das zweite 
wichtiger genommen wird als das erste. 
Auf Grund scheinbar rein sachlicher, techno­
logischer Überlegungen wird proklamiert, 
daß zur Erreichung der Wohlstandsmaxi­
mierung das Mittel der maximalen Ka­
pitaleffizienz am besten geeignet sei; in 
Wirklichkeit sind die Kriterien der 

WVohlstandsmaximierung (da der privat- 
Pfirtschaftliche, rentabilitäts- und lei­
stungsbezogene Rahmen beibehalten wur­
de) aus denen der Kapitalexpansion und 
-rentabilität heraus definiert worden, so 
daß es nicht überrascht, wenn dann das 
Interesse an der Wohlstandssteigerung 
zur Notwendigkeit der Profitmaximierung 
zurückführt.“ „Die Verfügung über die 
gesellschaftlichen Produktionsmittel ist 
identisch mit der Kompetenz zur Fest­
legung der gesellschaftlichen Interessen“ 
(J. Huffschmidt, „Die Politik des Kapi­
tals“).
So ist auch der eingangs zitierte Beitrag 
von H. W. Sabais zum Thema ,öffentliche 
Meinungsbildung und Entscheidungs­
prozesse im Städtebau' zu verstehen. 
„Die gesellschaftliche Aufklärung“ die 
der OB so oft beschwört, dient nur der 
Legitimation längst gefällter Entscheidun­
gen; „die Meinungsbildung“ darf nur 
zum Ziel1 haben, die Widersprüche und

föglichen Konflikte im Ansatz zu ent- 
;härfen, indem sie den Verwalteten und 
eherrschten das Gefühl vermittelt, es 

sei Einflußnahme möglich.
Der Wahrheit am nächsten kam H. W. 
Sabais als er ein Sanierungsprojekt in 
den USA kommentierte; dort habe näm­
lich „eine kapitalistische Finanzierungs­
und Baugeselischaft herausgefunden, 
vielleicht erstmalig in der Welt, daß 
,die humane Stadt' auch ein Geschäft 
sein kann.“
Saniert wird der Kapitalismus.
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Martinsviertelsanierung gegen die 
Bevölkerung
„Handwerk, Handel und die private 
Initiative auf allen Lebensgebieten haben 
dazu beigetragen, daß Darmstadt heute 
das Bild einer voll funktionsfähigen, 
modernen und steuerkräftigen großen 
Mittelstadt bietet, die Wissenschaft, 
Kunst und Bildung liebevoll hegt und 
fördert,“ so die Wiederaufbau GmbH 
1968 in einer Selbstdarstellung, (aus 
„Darmstadt schlägt sich durch — zwanzig 
Jahre Wiederaufbau“.)
In dieses schöne Bild paßt nicht, daß der 
Schichtunterricht an Darmstädter Schulen 
erst 1964 eingestellt wurde, daß Darm­
stadt wegen schlechter und mangelnder 
öffentlicher Verkehrsmittel bereits 1969 
einen KFz-Bestand von 42 402 hatte 
(Einwohner Pkw-Verhältnis von 1:4) und 
damit verkehrsmäßig aus allen Nähten 
platzt und daß — wegen der privatwirt­
schaftlich orientierten Bauindustrie, — 
die Wohnungen bei weitem nicht ausrei­
chen und die vorhandenen entsprechend 
teuer sind. In dieses schöne Bild einer 
steuerkräftigen Mittelstadt paßt aber nun 
gar nicht das zentrumnahe Martinsviertel 
mit fallendem Gewerbesteueraufkommen 
und mehr als 1/3 aller Gebäude aus dem 
19. Jahrhundert.
„Große Bedeutung gewann daneben die 
Erkenntnis, daß man der Abwerbung 
lukrativer Betriebe durch Umlandgemein­
den mit vorteilhaften Grundstücksange­
boten an Gewerbe und Industrie begeg­
nen müsse, wenn Darmstadts Entwick­
lung nicht rückläufig werden solle. 
Grundsätze, nach denen die Wiederauf­
bau GmbH nun seit zwanzig Jahren er­
folgreich wirkt.“ (aus 20 Jahre Wieder­
aufbau)

1. Dkonomische Interessen der Stadt 
Darmstadt

Bei stagnierender Einwohnerzahl seit 
1964 (etwa 140 000) und finanziellen Sor­
gen der Stadt muß Darmstadt daran 
interessiert sein, möglichst viel Industrie 
im Stadtbereich zu halten oder neu an­
zusiedeln, um weiterhin Haupteinkaufs­
quelle für den Odenwald und das Ried 
zu bleiben. Ein Großeinkaufszentrum, 
wie es bei Griesheim in Autobahnnähe 
geplant war, „würde den Einzelhandel 
in Darmstadt (Umsatz^Steuern für die 
Stadt) empfindlich treffen.“ (Darmstädter 
Echo vom 10. 7. 70)
Großeinkaufszentren die je qm Laden­
fläche 2 qm Parkfläche brauchen, lassen 
sich bei den Grundstückspreisen in den

Stadtzentren nicht mehr realisieren. 
Tiefgaragen, deren hohe Kosten auf die 
Benutzer abgewälzt werden, sollen für 
ausreichenden Parkraum in der Nähe 
der Kaufhäuser sorgen.
Bei den hohen Quadratmeterpreisen in 
der Innenstadt (Quadratmeter am Luisen­
platz = 2000 DM) konzentrieren sich dort 
Kaufhäuser und Konzerne. Bestehende 
Wohnungen werden durch Spekulationen 
so teuer, daß sie nur noch als Büros 
oder Geschäfte rentabel sind. (Verödung 
nach Ladenschluß und Eingehen des 
Einzelhandels sind die Folgen). Zu die­
sen ökonomischen Interessen folgt 
zwangsläufig die Forderung nach gut 
ausgebauten Zufahrtsstraßen zur Erwei­
terung der Einzugsgebiete der Super­
märkte und Kaufhäuser.

2. Interessen der Darmstädter Industrie 
und des tertiären Sektors

Diese Forderungen werden aufgegriffen 
bzw. unterstützt durch die Industrie 
(Merck/Röhm), die bessere Zufahrtswege 
für ihre Arbeiter fordern. Von den etwa 
8000 Arbeitern bei Merck sind 60°/o 
Pendler. Speziell die Zufahrtswege aus 
dem Osten und Südosten (Odenwald) 
sind sehr schlecht.
Nur unter diesen beiden Gesichtspunkten 
(kaufen und arbeiten) sind die geplante 
Osttangente und die A 91 zu verstehen. 
Da das Auto als Symbol der westdeut­
schen Wohlstandsgesellschaft (und aus 
wohlverstandenem Interesse der Auto­
industrie) nicht in Frage gestellt werden 
darf, werden auch keine Alternativen ent­
wickelt, obwohl für den, für die Industrie 
in Frage kommenden Linienverkehr, der 
nur zu Stoßzeiten auftritt, eine Transport­
lösung mit S-Bahn oder Bus rationeller 
wäre. Für die HEAG sind die öffentlichen 
Verkehrsmittel jedoch nicht gewinn­
bringend genug. Nur so wäre es aller­
dings möglich, den Linienverkehr vom 
Individualverkehr zu trennen.
Da die Innenstädte zu teuer und auch 
ausgebaut sind, muß der tertiäre Sektor 
das Dienstleistungsgewerbe, das an 
sich an der Innenstadt interessiert ist — 
auf die zentrennahen Randbereiche aus- 
weichen.
So geriet das Martinsviertel in den 
Blickpunkt als Sanierungsgebiet, (für die 
Stadt — gehobene Wohngebiete; und 
für den tertiären Sektor als Erweiterungs­
gebiet)
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3. Die Bauindustrie

Sanierungsprojekte gewinnen für die 
Bauindustrie aus Kapitalverwertungs­
interessen eine steigende Bedeutung. 
Dies trifft sich mit dem Interesse der 
Städte nach einer Verbesserung der 
Infra-Struktur. (Aufwertung der Wohnge­
biete durch den tertiären Sektor = er­
höhte Steueraufkommen) Da die Bau­
firmen nicht selbst an die Kommunen 
herantreten können, werden Tochterge­
sellschaften gegründet, die den Städten 
die Notwendigkeit von Sanierungspro­
jekten verdeutlichen. Dies geschieht, in­
dem die Tochtergesellschaften Unter­
suchungen machen und zu dem Ergebnis 
kommen, daß es sehr schlecht aussieht 
und ordentlich saniert werden muß. Die 
hohen Kosten solcher Sanierungsprojekte 
müssen vor der Öffentlichkeit durch so­
ziale Motivation legitimiert werden. Als 
Konsequenz müßten in den sanierten 
Gebieten vor allem Sozialbauwohnungen 
erstellt werden. Die oberste Grenze für 
Grundstückspreise — um noch Sozial- 
bauwohnungeri erstellen zu können — 
liegt bei 60,— DM pro qm. Da der Grund­
stückspreis ein wesentlicher Faktor für 
die Höhe der Miete ist und die Quadrat­
meterpreise durch Spekulationen in die 
Höhe getrieben wurden, lassen sich 
keine Sozialbauwohnungen mehr errich­
ten. Im Martinsviertel liegt der qm-Preis 
bereits bei 100,— bis 120,— DM.
Mit dem Großkapital liierte Investment­
gesellschaften kaufen einzelne Grund­
stücke auf, um sie dann als größere —

dadurch im Wert gestiegene — Einheiten 
an die Sanierungsträger weiterzuver­
kaufen. Das hat zur Folge, daß in den 
Sanierungsgebieten hauptsächlich frei­
finanzierte Wohnungen gebaut werden, 
deren höhere Mietpreis nur von einem 
Teil der Bewohner bezahlt werden kann. 
Sozialbauwohnungen ließen sich im Mar- 
tiesviertel nur noch erstellen, wenn die 
Stadt ihre eigenen Grundstücke, wie am 
Kopernikusplatz, unter Preis (d. h. zu 
maximal 60,— DM pro qm) verkauft.

4. Sanierung in Darmstadt

Interesse an dem Sanierungsprojekt 
„Martinsviertel“ zeigte die gewerk­
schaftseigne Firma „Neue Heimat“, die 
schon in Neukranichstein durch Grund­
stücksspekulationen mit der Stadt hohe 
Gewinne erzielte. (Ankauf 15,— DM pro 
qm — Verkauf 80,— DM pro qm) Durch 
ihre Tochtergesellschaft GEWOS unter­
breitete sie der Stadt Sanierungsvor- 
überlegungen, die eine Sanierung als 
dringlich erschienen ließ. Auf Einwand 
des Städtebaubeirats, vor allem Professor 
Guthers, wurde die Voruntersuchung der 
von ihm vorgeschlagenen Schweizer 
Firma Metron übertragen.
Da die Neue Heimat eine Sanierungs­
trägerschaft nur unter der Bedingung 
übernehmen wollte, daß die Vorunter­
suchung von ihrer Tochtergesellschaft 
GEWOS geleistet werde, kam sie als 
Sanierungsträger nicht mehr in Frage.
In Darmstadt bieten sich als Sanierungs­
träger der Bauverein für Arbeiterwohnun­
gen und die Wiederaufbau GmbH an.

en Uäe ifs
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5. Lobby

Vorsitzender des Bauvereins für Arbei­
terwohnungen, der nicht nur Sozialbau­
wohnungen baut, ist der Vorsitzende 
des SPD-Unterbezirk Darmstadt Heinz 
Reinhardt.
Die Darmstädter Wiederaufbau GmbH 
wurde am 2. 9. 49 gegründet. Die Be­
teiligung am Gesellschaftskapital von 
Architekt K. Jahn — 11 000 DM und Stadt 
Darmstadt 9000 DM wurde am 18. 12. 51 
umgewandelt in Jahn: 8000 DM und 
12 000 DM die Stadt.
Zugleich wurde das Vermögen der 
GmbH und das von ihr verwaltete Treu­
handvermögen der Stadt getrennt, 
(heute etwa 40 Mill. DM) Wesentlichste 
Aufgabe war die Verwaltung der Gelder 
des Marshallplans, die nicht an die 
Kommunnen verteilt wurden, und die

Ansiedlung von Industrieunternehmen in 
Darmstadt.
Die Stadt besorge Kredite und kaufte 
Grundstücke, die dann von der GmbH 
verwaltet wurden, damit diese keine 
Steuern zu zahlen brauchte. „Solche Ab­
gaben erschienen dem Stadtkämmerer 
Dr. Feick und Kurt Jahn widersinnig.“ 
(Wiederaufbau)
Erweiterungen der GmbH durch eine Ab­
teilung für Unternehmensberatung, eine 
eigene Tiefbauabteilung, die städtische^ 
Bauaufgaben wahrnimmt, verwandelten™ 
die Gesellschaft, „die ausschließlich ge­
meinnützigen Zwecken dient“ (Wieder­
aufbau) zu einem kapitalkräftigen Unter­
nehmen, dessen Grenzen zwischen Ge­
meinnützigkeit und „profitorientiertem 
Interesse für die angesiedelten Industrie“ 
nur schwer festzustellen sind.
Diese beiden potentiellen Sanierungs­
träger haben bereits im Aufträge der 
Stadt ein Büro errichtet, um die Martins­
viertelsanierung vorzubereiten, ohne daß 
eine endgültige Entscheidung getroffen 
wurde. Das Stadtparlament hat zwar das 
alleinige Verfügungsrecht über die Auf­
tragserteilung, aber den maßgeblichen 
Einfluß haben fünf Leute: OB Sabais, 
ehm. OB Engel, der ehemalige Bürger­
meister Borsdorf — jetzt Chef der HEAG 
(die zu 91 °/o der Stadt gehört) — SPD- 
Funktionär Reinhardt und der ehemali­
ge Chef der HEAG Professor Strah- 
ringer.

6. Struktur des Martinsviertels

Von den 1104 Gebäuden des Martins­
viertels (25. 10. 68) sind 394 vor neun­
zehnhundert gebaut, 423 zwischen 1901 
und 1948 und 287 nach 1948. Etwa 60"/o 
aller Wohnungen stammen aus der Zeit 
vor 1918. „Hinsichtlich der Sozialstruktur 
gehört das Martinsviertel zu den Be­
zirken mit einer relativ hohen Zahl alter 
Leute in der Wohnbevölkerung. Ihr 
Anteil mit 14,5% (1961) wird sich inzwi­
schen durch die Abwanderung vorwie­
gend junger Familien noch erhöht haben. 
Was an der Struktur des Bezirks sonst 
noch auffallen mag, ist der relativ nied­
rige Anteil der Beamten . . .  und der 
hohe Anteil der Arbeiter.“ (aus statisti­
schen Mitteilungen der Stadt Darmstadt 
1969) Über soziale Randgruppen wie 
Studenten und Gastarbeiter wird nichts 
gesagt. Obwohl gerade „Altbauviertel 
wie Johannis- und Martinsviertel im 
größeren Umfang als Neubaugebiete 
Wohnmöglichkeit bieten für jene mobile
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Minoritäten, die für die Entwicklung 
Darmstadt auch in Zukunft bedeutsam 
sein werden: Studenten, Gastarbeiter, 
Praktikanten und Lehrlinge. Dieses Re­
servoir an relativ billigen, nicht so kom­
fortablen Altbauwohnungen in Innen­
stadtnähe sollte erhalten bleiben.“ 
(Soziologe Korber im D.E. vom. 13. 1. 71) 
Die Durchschnittsmiete für Altbauwoh­
nungen im Martinsviertel beträgt 2,23 
DM je qm (1968) und liegt damit noch 
unter der Richtsatzmiete für Sozial­

wohnungen, deren obere Grenze bei 
IFinderen Wohnungen 3,10 DM je qm und 
bei besseren 3,30 DM je qm liegt. (1. 2. 
71) Am privaten Wohnungsmarkt stieg 
sie indessen auf 5,— bis 6,— DM je qm.

7. Sanierungsabsichten

„Was bei der Beurteilung der Verhält­
nisse im Martinsviertel am stärksten zu 
beobachten ist, ist die Tatsache, daß die 
Bevölkerungszahl in diesen Bezirken 
seit Jahren rückläufig ist. (von 18 000 im 
Jahre 1961 auf 15 000 im Jahre 1968)
Bei diesem Trend würde die Zahl bis 
1980 auf etwa 10 00 abgesunken sein“. 
(Statistik)
Das würde allerdings den Plänen der 
Stadt entsprechen, die die Geschoßflä­
chenzahl, worunter das Verhältnis der 
Summe der Geschoßfläche zur Grund­
stücksfläche zu verstehen ist, von 3,0 auf 
1,5 senken will. Das heißt, die Hälfte 
der Bevölkerung müßte das Martinsvier- 

verlassen. Dem steht der Anspruch 
l̂er Stadt gegenüber, alle jetzigen Be­

wohner könnten auf Wunsch in dem 
sanierten Gebiet wohnen bleiben. Was 
mit den Leuten geschieht, die das Mar­
tinsviertel verlassen müssen, ist noch 
nicht geklärt. Der Bauverein baut jedoch 
bereits verstärkt Obdachlosenasyle. 
Schon jetzt kommt die Mehrzahl der Be­
wohner von Obdachlosenasylen aus Sa­
nierungsgebieten.
Im Martinsviertel verbleiben könnten die 
jetzigen Bewohner nur, wenn genügend 
Sozialbauwohnungen gebaut würden.
Die Sanierung wird in jedem Fall eine 
soziale Umschichtung zu Gunsten der 
Mittelschicht und oberen Mittelschicht 
bewirken. Vor allem die freifinanzierten 
Wohnungen werden voraussichtlich von 
Akademikern (neue Professoren der TH) 
und Angestellten bezogen werden. Aus 
dem Nachweis, daß es
a) vorwiegend wirtschaftlich besser ge­

stellte Bevölkerungskreise sind, die 
aus den alten Wohnungen ausziehen

und in Gebiete mit höherem Wohn- 
standard übersiedeln,

b) die Zuzugsgewinne aus den Bezirken 
mit ungünstigeren Wohnverhältnissen 
erzielt werden (Waldkolonie, Indu­
strieviertel)

c) die verlassenen Wohnungen im Mar­
tinsviertel erfahrungsgemäß häufiger 
von Ausländern (!) bezogen werden,

kommt das statistische Amt zu der 
Schlußfolgerung: „wenn sich hier nichts 
ändert und die Entwicklung sich fortsetzt, 
ist zu befürchten, daß das Martinsviertel 
nicht nur bevölkerungsmäßig weiterhin 
an Bedeutung verliert, sondern auch in 
sozialer Hinsicht eine Abwertung erfah­
ren wird.“

8. Transparenz und Vermittlung des 
Sanierungsvorhabens

Der Bebauungsplan für die Sanierungs­
gebiete muß öffentlich ausgelegt werden 
Dem Gesetz ist genüge geleistet, wenn 
der Sanierungsplan im Stadtplanungs­
amt öffentlich aushängt. Allerdings ist 
damit weder eine ausreichende öffentli­
che Information erreicht, noch ein Ver­
ständnis der Pläne gewährleistet. Der 
Bebauungsplan stellt nur das Stadium 
der städtischen Planung dar, alternativ- 
vorschläge werden nicht unterbreitet. 
Überdies sind diese Pläne nur Fachleu­
ten verständlich. Gemäß Bundesbau­
gesetz werden allerdings, wenn der Be­
bauungsplan aufgestellt wird, sogenann-
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te Träger öffentlicher Belange ange­
schrieben. Darunter versteht man: u. a. 
die IHK, Kirchen, Gewerkschaften, Ver­
bände jeglicher Art, darunter natürlich 
der Haus- und Grundbesitzerverein — 
für die Mieter ist nichts vorgesehen. Daß 
gerade diejenigen Verbände, die ein 
ökonomisches Interesse an der Sanie­
rung haben, (sprich: sich einen Profit 
durch Aufträge o. ä. versprechen) die 
Bebauungspläne sehr gut lesen können 
und ihre Interessen zur Sprache brin-

« n̂, liegt auf der Hand.
e letzte öffentliche Bürgerversammlung 

vom Magistrat zur Information der Be­
wohner des Martinsviertels über die ge­
plante Sanierung war im Sommer 1969. 
Es wurden damals Fragebögen an die 
Mieter und Vermieter verschickt. Was 
daraus geworden ist — bzw. zu welchen 
Zwecken diese ausgewertet wurden, ist 
der Öffentlichkeit bis heute nicht mitge­
teilt worden.
Die zur Zeit verstärkte Öffentlichkeits­
arbeit der Stadt durch die Darmstädter 
Presse -  hat u. a. den Zweck, auftreten­
de Konflikte zu erkennen, um den Inte­
ressengruppen, deren Zustimmung vor­
handen sein muß — hinterher sagen zu 
können: ihr seid doch dabei gewesen — 
wenn es dann doch nach den Wünschen 
der Geldgeber und Technokraten gelau­
fen ist.
Auch der jetzt ins Leben gerufene Pla­
nungsbeirat hat nichts anderes als eine

«schwichtigungs- und Alibifunktion,
;h wenn zu den obgenannten Inter­

essengruppen, die bereits vorher ange­
schrieben wurden, neben Bürgermeister 
und Stadtparlamentariern noch ein Öko­
nom, ein Soziologe, eine Hausfrau, ein 
Mieter (!) und ein Student sitzen. Die Ent­
scheidungen werden davon nicht beein­
flußt, sollen wohl auch nicht, da der 
Planungsbeirat keine Entscheidungsbe­
fugnisse hat. Ausländer sind für diesen 
Beirat erst gar nicht vorgesehen. Be­
stehende Widersprüche zwischen den 
Interessen der Bevölkerung im Martins­
viertel und den Sanierungsplänen wurden 
bisher nicht manifest.

9. Alternativen

„Und gerade diese sollten -  soweit nicht 
direkt die Wohnfunktionen störend — 
erhalten bleiben“, schreibt der Soziologe 
Körber im DE vom 13. 1. 71. Weiter 
führt er aus: „Die Sanierung des Martins­
viertels sollte möglichst behutsam vorge­
nommen werden. Blocksanierung — Aus- 
kernung — nur Ersatz technisch-hygie­
nisch eindeutig unzureichender Altbau­
substanz. Eine allmähliche Veränderung 
zerreicht nicht das Netz der sozialen Be­
ziehungen innerhalb des Viertels. Außer­
dem wird ein Reservoir an relativ billi­
gen nicht so komfortablen Altbauwoh­
nungen in Innenstadtnähe erhalten. Da­
durch kann verhindert werden, daß wei­
terhin wie in den letzten Jahren junge 
Familien, Facharbeiter, kleine und mitt­
lere Angestellte infolge der ständig 
steigenden Mieten aus der Stadt ver­
drängt werden. Auf diese Gruppen ist die 
Stadt besonders angewiesen, soll das 
labile soziale Gleichgewicht erhalten 
bleiben.“

Dann etwa wird das Stadtparlament den 
endgültigen Bebauungsplan beschlossen 
haben.
Auch wenn sich die Interessen der Mar­
tinsviertelbevölkerung bis dahin kon­
kretisieren, bleibt die Einflußmöglichkeit 
auf die Planung gering.
Denn diese wird bereits weitgehend von 
Bund und Land beeinflußt, da sie 50°/o 
der Sanierungskosten tragen und durch 
günstige Darlehen den Kommunen heF 
fen können. So besteht die Planungs­
hoheit nur noch de jure bei den Kom­
munen. Durch Sanierugsrichtlinien und 
Vorschriften über die Vergabe der Gelder 
liegt die Entscheidung de facto bereits 
bei übergeordneten Stellen, die nur noch 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
planen.

Von den 442 Betrieben des Martinsvier­
tels (davon Handwerk: 102, Einzelhandel: 
120 und Dienstleistungen: 92 — mit ins­
gesamt 1737 Beschäftigten) werden die 
meisten eingehen, da für sie die Laden­
miete zu teuer und die Konkurrenz der 
neuen Supermärkte zu groß sein wird.

10. Ausführung

Die Firma Metron wird wahrscheinlich 
Mitte des Jahres ihre Voruntersuchung 
abgeschlossen haben. Formale Einwir- 
kungsmögli,chkeiten sind noch gut ein 
Jahr möglich.
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Mensafragebogen
Seit Beginn des Sommersemesters 
tonn in der Mensa die Wahl zur Qual 
werden: Mittags gibt es drei, abends 
zwei Essen zu unterschiedlichen Preisen. 
Diese neue Regelung war noch nicht 
abzusehen, als wir in der letzten dsz 
im Wintersemester einen Mensafrage­
bogen abdruckten. Trotzdem können die 
Ergebnisse der Umfrage von Nutzen 
sein, zumal der Studentenwerksvorstand 
erst nach zweimonatiger Testzeit end­
gültig entscheiden wird, ob es bei der 
Neuerung bleibt.
138 ausgefüllte Fragebogen erreichten 
uns. Das sind nicht sehr viele, bedenkt 
man, daß jeden Mittag mehr als 3000 
Essen ausgegeben werden. Es sind 
aber wohl genug, um auf die wichtigsten 
Fragen einigermaßen repräsentative 
Antworten zu erhalten; vorausgesetzt, 
man schließt sich nicht der Meinung 
eines Beantworters an: „Fragebogen, 
die DM 0,30 kosten (legal), erreichen 
nur Reiche oder Diebe. Dies ist nicht 
repräsentativ!“
Suppenkasper scheint es nur wenige an 
der TH zu geben; über 80% der Aus­
füller essen gerne Vorsuppen. Mit deren 
Qualität sind genauso viele zufrieden 
wie unzufrieden. Und auch auf die Frage, 
ob man bereit sei, auf die Vorsuppe 
zugunsten einer täglichen Nachspeise 
zu verzichten, gab es nur wenig mehr 
Ja- als Nein-Stimmen.
Anders bei den Fleischspeisen: Fast 
90% der Beantworter finden die Fleisch­
portionen zu gering. Und jeweils etwa 
75% meinen, die Qualität des Fleisches 
sei unzureichend, der Geschmack der 
Sauce sei nicht auf das Fleisch abge­
stimmt und Fleisch und Sauce seien 
oft zu kalt. Schweinefleisch und Rind­
fleisch sind gleichermaßen beliebt. 
Unsere Unterstellung: Natürlich bevor­
zugen Sie Kalbfleisch, deshalb fragen 
wir danach nicht!, wurde nur selten 
zurückgewiesen: „Natürlich bevorzuge 
ich kein Kalbfleisch. Informieren Sie sich 
einmal, mit welchen „Mitteln“ Kälber 
gemästet werden!“
Reis ist mit Abstand die beliebteste 
Beilage, gefolgt von Kartoffeln, Nudeln 
und, etwa gleichauf, Püree und Klößen 
(„Flummi“). 80% finden, die Menge dieser 
Beilagen sei ausreichend, und ebenso- 
viele sind mit den Kombinationen Bei­
lage-Fleischgericht zufrieden.
Frischen Salat mögen fast alle Mensa­
esser (über 90%), Krautsalate und Ge­
müsen haben jeweils etwa gleichviel 
Freunde und Gegner. Und auch bei der

Beurteilung von Qualität, Menge und 
Abwechslungsreichtum dieser Beilagen 
halten sich positive und negative An­
sichten die Waage. Mit der Zubereitung 
allerding sind 75% nicht zufrieden. 
Nachspeisen, was sonst war zu erwarten, 
ißt fast ein jeder gern (85%), und sogar 
die Qualität finden 70% zufrieden­
stellend. Weitaus am höchsten in der 
Gunst des Publikums stehen Frucht­
dessert und frisches Obst; Pudding 
(„Magenkontrastmittel“) lehnen die 
meisten ab.
Die Beurteilungen des Mensaessens all­
gemein und unter Berücksichtigung des 
Preises (in Klammern) unterscheiden sich 
nicht sehr stark: gut 10% (15%); mäßig 
65% (55%); schlecht 25% (30%). Bei ange­
messener Verbesserung des Essens 
wären 45% bereit, mehr zu zahlen,
90% davon allerdings nur DM 0,50.
Diese große Bereitschaft, mehr Geld 
für besseres Essen auszugeben, wird 
verständlich, wenn man sieht, daß bei 
70% der Teilnehmer die Sättigung 
selten oder nie bis zum Abend anhält. 
Davon wieder 70% geben an, nach­
mittags DM 0,50 bis DM 1,50 für ihre 
Ernährung auszugeben, 10% gar mehr 
als DM 1,50. Die Portionen mittags sind 
also nicht groß genug. Ein Ausfüller

formulierte es kurz und deutlich:
„Mittags mehr, abends weniger!“
Denn abends gibt es genug: Von den 
118 Beantwortern, die auch Angaben zum 
Abendessen gemacht haben, werden 
nur vier nicht satt. Aber 65% finden die 
Portionen abends nicht appetilich. Vor 
allem der Kartoffesalat wird von vielen 
angeprangert: „Besonders unschmack­
haft ist der Kartoffelsalat, der abends 
häufig und zudem noch in riesigen 
Massen ausgegeben wird.“ Ein anderer 
Teilnehmer beschwert sich: „Aufgrund^fc 
des schlechten Kartoffelsalates mußte iGi 
vor kurzem drei Tage mit Magenbe­
schwerden im Bett bleiben und zum 
Arzt!“ Weshalb ein dritter fordert: „Kar­
toffelsalat abschaffen!“
Etwa ein Fünftel der Beantworter be­
schränkte sich nicht darauf, nur Kreuz- 
chen auf den Fragebogen zu malen.
Sie notierten zusätzlich mehr oder 
weniger ernst gemeinte Bemerkungen 
oder legten sogar ganze Briefe bei.
So schlugen einige vor, jeweils den 
Speiseplan der ganzen Woche auszu­
hängen. Ein anderer empfahl: „Ein Er­
nährungswissenschaftler sollte sich mal 
einige Wochen das Essen ansehen. 
Vermutlich stirbt er dann an Skorbut.“ 
Wenn er es nur ansieht, bestimmt.
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Leserbrief
Liebe Redaktion!

Von Basisgruppen, Fachschaften und 
auch von der dsz sind viele Seiten über 
Prüfungen gefüllt und viel Zeit für Um­
organisierung oder Abschaffung der­
selben investiert worden.
Dabei wurde immer wieder festgestellt, 
wie auch im Artikel „Von der Hochschule 
ins Irrenhaus“ der dsz 117/18, 
daß Prüfungen Angst erzeugen, 
daß dadurch die intellektuelle Leistungs- 

^A igkeit rapide heruntergedrückt wird, 
craß Prüfungen keine Selbstkontrolle 
für Lehrende und Lernende sind, sondern 
verkappter numerus clausus, 
daß dadurch Anpassung der Studenten 
an gegebene Verhältnisse erzwungen 
wird etc. etc.
Diese Feststellungen sind ebenso wahr 
wie nichtssagend, auch ihre dauernde 
Wiederholung ändert nichts daran. Ganz 
im Gegenteil verhindern sie, weil so 
einfach und einsehbar, eine tiefere Be­
schäftigung mit dem Thema Studium 
(Prüfungen sind ja nur ein Teil davon). 
Mit meiner Kritik will ich mich hauptsäch­
lich auf das „Bächersche Modell“ bezie­
hen, das eingeführt wird mit dem Satz: 
„Um so mehr verdient das von Professor 
Bächer in der genannten Schrift vorge­
schlagene ,Prüfungsverfahren“ Beach­
tung . . .  Es . . .  könnte aber auch auf 
andere Fächer übertragen werden.“
Was ändern anonyme Klausuren, wenn

«e bestimmte Anzahl in einem festge- 
ten maximalen Zeitraum abgelegt 
werden muß? (Wiederholungen sind auch 

jetzt möglich)
Was wird geändert, wenn „eine Kommis­
sion anhand aller eingereichten Arbeiten“ 
entscheidet über die Zulassung zum 
Diplom?
Die Forderung, daß zum Diplom jeder 
Student einen Nachweis über Arbeit in 
studentischen Selbstverwaltungsgremien 
zu erbringen hat, soll ja wohl ein Witz 
sein zur Auflockerung des ansonsten 
traurigen Bächerschen Modells.
Solche schönen Sachen wurden unreflek­
tiert im Artikel übernommen und sogar 
noch als fortschrittlich bezeichnet (zum 
Glück nicht als gut).
Nur die Forderung „Prüfungsordnungen 
müssen von Berufsideologen und außen 
gesteuerten Interessen der an ihr betei­
ligten Instanzen freigehalten werden“ 
wird kritisiert, aber zu oberflächlich. 
Richtig ist natürlich, daß aufgrund der 
ökonomischen Situation in unserem kapi­

m i n i -markt

talistischen Staat diese Forderung nicht 
durchsetzbar ist (Bächer widerspricht ihr 
ja selbst mit der Feststellung: „In Prü­
fungsordnungen fehlt der Bezug zur Be­
rufswirklichkeit“. Frage: Wer bestimmt, 
wie die Berufswirklichkeit ausschaut?). 
Aber wie stellt sich die dsz das Zusam­
menwirken von Industrie und Hochschule 
in einem sozialistischen Staat vor?
Wird es da ein Nebeneinander humboldt­
scher Vorstellungen entsprechend ge­
ben? Das hätte durchaus weiterer Aus­
führungen bedurft.
Doch ganz schwach wird der Artikel zum 
Schluß unter der Überschrift „Abschwäch­
ung der Repression“.
Natürlich sollen sich die Studenten gegen 
Prüfung in der jetzigen Form wehren. 
Dabei kann es aber doch nicht bleiben. 
Vor allem die Basisgruppen und die dsz 
müssen endlich weg von den bisherigen 
allgemeinen bläh bläh von Anpassung, 
Prüfungsangst und Fachidiotentum. Sie 
sollten anhand von Berufsbildanalysen 
die Einheit oder den Widerspruch zwi­
schen Berufswirklichkeit — Lehrinhalten — 
Studienform aufdecken.
Die sich dabei herauskristallisierenden 
gesellschaftspolitischen Konflikte können 
an konkreten Situationen erläutert wer­
den und bestimmen die Forderungen 
nach neuen Studieninhalten und -formen. 
Nur so kann verhindert werden, daß 
das perspektivlose Herumwerkeln an 
Studienreformen die Situation im Stu­
dium nicht verbessert, sondern oftmals 
sogar verschlechtert. (Z. B. den Forde­
rungen nach studienbegleitenden Prüfun­
gen wird jetzt durch das Testsystem 
nachgekommen. Folge: Prüfungsdruck 
über das gesamte Semester.)

Jutta Metzger
61 Darmstadt
Roquetteweg 15

3-ton 6 V Fanfaren, mit 3 Relais, einzeln 
spielbar VHB 35,— DM, 1 Heizlüfter 
1000-2000 Wat, Klein. VHB 20,- DM, 
Kofferradio Kuba-Imperial UKW, Mit­
tel-, Kurz- Langwelle für Autohalter­
ung vorgesehen, opt u. techn. einwand­
frei VHB 65,— DM. Diverse Lautspre­
cher 5,— bis 8,— DM/Stück, Tonband- 
geräte-Motor, Pabst-Außenläufer, 
hohe Laufruhe 15,— DM, Schaltuhr,
30 mh Schaltdauer, max. 6 A 220 V 
5,— DM, Schaltuhr, 15 min Schaltdauer, 
max. 2x6 A 220 V, 5,— DM, auch zwi­
schendurch zurückstellbar. Bramm, 
Darmstadt, Heinrichstraße 23.

Ausbilder(in) für Sofortmaßnahmen am 
Unfallort, samstags (wöchentl. oder 
14tägig) gesucht. Stundenlohn 8,— DM 
netto, Voraussetzung sind entsprechen­
de Lehrgänge, nicht länger als 2 Jahre 
zurückliegend. Chiffre 1191.

Verkaufe 2-Spur Tonband UHER 702
Transistor, Preis 90,— DM, Wolfgang 
Firlus, Riedeselstr. 64, Tel. 1677608.

Schreibmaschine, älteres Baujahr, 25,— 
DM, 1 Afga Isoly III 4x4 cm 3,5/60 
Verschluß bis 1/250 sec., 65,— DM, 
Vergrößerungsobjektiv Emitor 4,5/76, 
Leicagewinde, 35,- DM, Turalux Photo­
papier Rolle 9 cmx150 m, 15,— DM, 
Harald Braun, Da-Arheilgen, Marga­
rethenstraße 3.

DKW-1000 S Bj. 60, TÜV Juni 71, fahr­
bereit, Kupplung u. Stoßdämpfer neu, 
Bremsen neu belegt, VHB 350,— DM, 
Interessenten bitte melden: Harald 
Braun, Da.-Arheilgen, Margarethenstr 3

Grundig-Stereo Tonbandgerät (TK 341
de luxe HiFi) mit Zubehör (5 Tonbän-

Club aa'
die neue Alternative in Seeheim 
für Studenten, Lehrer, Künstler etc

täglich geöffnet ab 19 Uhr
Im Semester jeden Dienstag JAZZ, POP, 
FO LK LO R E - Veranstaltungen Eintritt frei
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der, Stereokabel, 2 HiFi-Mikrofone), 
600,— DM zu verkaufen. Chiffre 1192.

Praktica Super TL mit Schneider-Kreuz­
nach Objektiv (1:1,9/50 mm), Isco-Göt- 
tingen Teleobjektiv (1:4/180 mm), 
Elektronenblitzgerät (Leitzahl 25) und 
anderes Zubehör für 650,— DM VB zu 
verkaufen. Chiffre 1193.

HABSTR'O'M-Bassgitarre, halbakustisch 
für 300,— DM (Neupreis 750,— DM) zu 
verkaufen. Josef Suppe, Darmstadt, 
Schuknechtstraße 63.

Gebrauchte elektr. Rechenmaschinen,
billig zu verkaufen: Diehl D 18 mit voll- 
aut. Division und Mult, über Wahlreihe; 
Stelle: 9-9-18; Diehl F 15 (8-9-15) aut. 
Div. u. Mult., außerdem Rückübertra­
gung, Preis je 140,— DM, Greiner/ 
Knoth, Darmstadt, Landwehrstraße 24, 
Anzusehen an Werktagen 18-20 Uhr.

Peugeot 403, Bj. 63, TÜV Okt. 71; fahr­
tüchtig, 200,— DM VHB, Goggo 250,
69 00 km, TÜV Okt 72, generalüberholt, 
neu gestrichen (blutorange), VHB 
700,— DM, Warthenpfuhl, Darmstadt, 
Taunusstraße 39, Tel. 76596, ab 20 Uhr.

Jawa 50, Bj. 71 (Kleinkraftrad) zu verkau­
fen, 200 km gelaufen, noch 5 Monate 
Garantie, 70,— DM unter Neupreis 
(775,- DM), Tel. 79620.

Physiker-Mathematiker, Verkaufe billig 
gebrauchte Fachbücher. E. Plies, Zim­
mer 9/110, neben dem kleinen Physik­
hörsaal.

Warnung! Meine BMW 500 Mot. Nr. u. 
Fgest. Nr. 647945, Kennzeichen DA- 
HE 572 wurde am 10. 5. abends im 
Schloß gestohlen. Keine Teile kaufen! 
Hinweise an Götz Wiegang, Darmstadt, 
Am Breitwiesenberg 23, Tel. 75838.

Suche Tennispartner für gemeisames 
Turniertraining 1-2mal pro Woche! 
Jürgen Ackermann, Da.-Arheilgen, 
Obere Mühlstr. 7, Tel. 31407.

Wl, 25, sucht Mitfahrer(in) für Fahrt 
durch Italien und Nord-Afrika ab 1. 9., 
ca. 5 Wochen. Auto und Zelt vorhan­
den, Chiffre 1194.

Suche billige, jedoch originelle Klein­
möbel wie Sessel, Truhe, Wäschekorb 
usw. Angeb. an B. Hertel 6101 Rein­
heim, Goethestr. 72.
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VW-1200 A, Erstzulassung 7/65, ATM 
40 000 km, Bremsen neu belegt, neu 
lackiert, wie neu, VHB 2100,— DM, ab 
18.30 Uhr, Bernd Weissenborn, Da. 
Mauerstraße 4.

Original Mensursäbel mit sandgefülltem 
Handkorb von einer alten deutschen 
Studentenverbindung verkauft meist­
bietend: Günther Pschiebl, Darmstadt, 
Kranichsteinerstr. 51, IV St.

TRIPMASTER komplett mit Anbauteilen, 
z. Zt. f. VW Käfer, 150,- DM, Liegesitz 
NSU (1000 TT), schwarz, Kunstleder, 
50,- DM, Defekt VW-Motor 30 PS, 
komplett mit allem Zubehör, (Lichtma., 
Verteiler, Vergaser, Kupplung etc.) 
50,— DM, Suche Recard oder Scheel 
Sportsitz, wenn möglich mit VW Einb.-

Teilen, Uwe Grünberg, Darmstadt 
Heinestr. 72 (b. Keppel).

Peugeot 404, zum Ausschlachten oder 
Fahren zu verkaufen, VHB 300,— DM, 
Jutta Metzger, Darmstadt, Roquette- 
weg 15, Tel. 48992.

VW 1500, Käfer, Bj. 66, TÜV 9/72,
76 000 km, beige, Gürtelreifen, neue 
Bremsen, mit leichtem Blechschaden 
zu verkaufen; VHB 1700,— DM;
2 Michelin ZX-Gürtelreifen 165-15, fast 
neu, zu verkaufen; zus. 100,— DM,
Tel (06161) 162995, von 9-17 Uhr.

Ford, 17 M, 1962, neuer 1,5 1-Motor, ca. 
9,5 1/100 km, neue Bremsen, Radioge­
rät, in sehr gutem Zustand, VHB 1600 
DM. Auskunft bei: Pavolic Zlatko, DA- 
Eberstadt, Am Steinernen Kreuz 30, 
Tel. 51305.



Ich bin neunundvierzig. Es hat mich 
viele Jahre und ein gehöriges Quan­
tum Schweiß gekostet, dort hinzuge­
langen, wo ich heute bin —  dabei sitze 
ich in einem ganz gewöhnlichen Vor­
stadthaus. Ich bin in der Zeit der 
Weltwirtschaftskrise groß geworden; 
ich habe vier Jahre durch den Krieg 
verloren; ich muß mehr als hart arbei­
ten; ich bin ein „liberal“ denkender 
Mensch; ich halte es mit dem gesun­
den Menschenverstand, und ich habe 
Hippies, militante Anarchisten und all 
den Unsinn gründlich satt.

Ich bin es leid

Ich bin Professor an der Universität 
von Montana, und mich widert es an, 
mich ständig heruntermachen und zur 
Selbstbesinnung anhalten zu lassen; 
ich bin es leid, Nachsicht zu üben und 
mich um Verständnis zu bemühen 
(was ja immer meine Aufgabe ist). Ich 
habe die Nase voll von dem wider­
sinnigen Gehabe der studentischen 
„Rebellen“ . Ihre bärtigen Gesichter, 
ihr schmutziges Haar, ihr Gestank und 
ihre „Taktik" sind kindisch, aber bru­
tal, naiv, aber gefährlich und Aus­
druck einer arroganten Tyrannei — 
der Tyrannei verzogener Lümmel.

Ich bin entsetzt

Als Professor und Vater von sieben 
Kindern im Alter von sieben bis drei­
undzwanzig Jahren habe ich diese 
neue Generation heranwachsen sehen 
und weiß, daß die meisten, die dazu 
gehören, prächtig sind. Aber einige 
wenige sind das nicht, und das Fatale 
ist, daß diese Minderheit die Mehrheit 
an die Wand zu drücken droht. Ich 
habe für diese Minderheit nichts übrig; 
ich bin entsetzt, daß die Mehrheit das 
alles hinnimmt und sich mißbrauchen 
läßt. Als angewidertes Mitglied des 
„Establishments“ (ein Schlagwort, mit 
dem übrigens nichts anderes als die 
„Gesellschaft“ gemeint ist) sage ich: 
Es ist an der Zeit, damit Schluß zu 
machen.

Ich habe beigetragen

Jede Generation begeht Fehler; das 
ist immer so gewesen und wird immer 
so sein. Auch wir haben unser Teil 
dazu beigetragen. Aber meine Gene­
ration hat Amerika zugleich zum wohl­
habendsten Land der Welt gemacht. 
Sie hat sich beherzt wie noch keine 
Nation vor ihr an die Lösung eines 
ungeheuer schwierigen Rassenpro­
blems gemacht. Sie hat der Armut öf­
fentlich den Krieg erklärt, und sie hat 
ihren Fuß auf den Mond gesetzt; sie 
hat die Rassentrennung in den Schu­
len aufgehoben und die Kinderläh­
mung besiegt; sie hat die wahrschein­
lich größte soziale und wirtschaftliche 
Umwälzung der Geschichte eingelei­

tet. Sie hat dies alles in Gang ge­
bracht, nicht vollendet. Sie hat sich in 
der Frage der sozialen Gerechtigkeit 
und der Gesellschaftsreform erklärt, 
engagiert, ins Zeug gelegt und fast 
in Grund und Boden gestrampelt. Ihr 
größter Fehler ist nicht Vietnam; ihr 
größter Fehler ist, daß sie vor der Ju­
gend feige kapituliert.

Ich nehme hin

Die Psychologen, Pädagogen und 
Kanzelredner sagen, die Jugend re­
belliere gegen unsere veralteten Sit­
ten und moralischen Grundsätze, un­
seren Materialismus, unsere außen­
politischen Versäumnisse, unsere haar­
sträubende Inkompetenz in Rassen­
fragen, unsere engstirnigen Erzie­
hungsmethoden und unsere Blindheit 
für die elementaren Gebrechen der 
Gesellschaft. Mumpitz!
Höflichkeit und Respekt vor der Mei­
nung anderer sind nicht bloß Verzie­
rungen auf der Torte der Gesellschaft, 
sie sind ihre Füllung. Nur zu viele 
junge Leute sind egozentrische Ba­
nausen. Sie wollen nicht zuhören und 
diskutieren; sie wollen nur niederbrül­
len und Steine schleudern. Die Gesell­
schaft hat Arroganz, hinter der keine 
nachweisbare Leistung steht, zu allen 
Zeiten verdammt. Wieso dulden wir 
dann, daß arrogante Schlote auf un­
sere Überzeugungen urinieren und 
unsere öffentlichen Gebäude besu­
deln? Nicht die Polizei kann uns hier 
helfen; helfen kann —  unserer Gene­
ration wie ihrer —  allein unser Ab­
scheu und unsere Verachtung. Aber 
wir nehmen dieses Verhalten nicht nur 
hin, wir honorieren es mit innerer 
Selbstgeißelung (nicht die anderen, 
wir sind schuld). Noch größerer Mum­
pitz!

Ich weiß

Die Gesellschaft, das „Establishment“ , 
ist keine fremde, nicht zu ihnen gehö­
rige Sache, die wir den jungen Leu­
ten aufzuoktroyieren versuchen. Sie 
ist —  ebenso wie die Achtzehnjähri­
gen selbst —  das Produkt einer viel­
tausendjährigen Geschichte. Wir wis­
sen, sie ist alles andere als vollkom­
men. Wir haben sie nicht geschaffen; 
wir haben es lediglich unternommen, 
sie zu verändern. Zu erreichen ist das 
—  wenn überhaupt — nur langsam und 
mühevoll. Und daß die Erfolge so 
klein sind, haben wir mit allen Gene­
rationen gemein —  der nachwachsen­
den wird es nicht anders ergehen.

Ich bin ein Narr

Warum schenken wir, wo wir das wis­
sen, den gewalttätigen Taktikern der 
neuen Generation so unterwürfig Ge­
hör? Entweder lösen sie aile Pro­

bleme noch diese Woche, oder sie 
schließen sich einer Rotte zerstö­
rungswütiger Paranoiker an. Jugend 
hat sich von jeher durch ungeduldigen 
Idealismus ausgezeichnet. Wäre sie 
anders, so gäbe es keine Veränderun­
gen. Aber ungeduldiger Idealismus 
hat mit Pistolen, Brandbomben, Tu­
multen, dreister Anmaßung und dem 
Verlangen nach augenblicklicher Er­
füllung aller Wünsche nichts zu tun. 
Das ist kein Idealismus; das ist kin* 
dische Tyrannei.
Das Schlimmste bei alledem ist, daß 
wir (Professoren und Dozenten vor 
allem) in einem Anfall von Selbstver­
leugnung einfach weitermachen, uns 
entschuldigen, als hätten wir die Übel 
dieser Welt persönfich zu verantwor­
ten, und uns so dem Chaos auslie­
fern. Wir sind die Geführten, nicht die 
Führer. Und wir sind Narren.
Ich behaupte, daß wir mit der junger) 
Generation nicht darum Schwierig­
keiten haben, weil wir unser Land ent­
täuscht hätten oder weil wir zu mate­
rialistisch oder zu beschränkt Wären, 
sondern allein deshalb, weil wir diese 
Generation nicht in ihren Grenzen ge­
halten haben. Wir haben die Macht; 
uns fehlt der Wille. Wir haben das 
Recht; wir haben es nicht genutzt.

Ich bin besorgt

Wir müssen diese Haltung ändörn, 
insbesondere im Hinblick auf die Si­
tuation an unseren Hochschulen. Das 
bedeutet nicht eine Flut drakonischer 
Verordnungen, ein plötzliches Groß­
reinemachen, eine „neue“ Politik. Es 
bedeutet lediglich, daß die Hochschu­
len aufhören, immer nur sichergehen 
zu wollen; daß sie gegen Krawalf- 
macher nicht mit der Polizei, sondern 
mit dem Mittel der Relegation Vor­
gehen. Die (heute merkwürdigerweise 
kaum noch genutzte) Möglichkeit, Stu­
denten von der Alma mater zu ver­
weisen, gehört zu den ältesten Rech­
ten und Bedürfnissen der Universitäts­
gemeinschaft.
Zu einfach? Mitnichten. Nur ein altes 
Verfahren, das wir vergessen zu ha­
ben scheinen. Es ist zu gradlinig für 
Leute, die gern Freudsche Psycho­
analyse anwenden würden, zu tat­
sachenbezogen für „akademische Se­
nate“ , die auf philosophische Erörte­
rungen erpicht sind und zu prosaisch 
für jene, die es nach Selbstveröam- 
mungsorgien gelüstet.
Unser Land ist voll anständiger Men­
schen, die besorgt sind wie ich. Und 
es ist voller Menschen, die von dem 
Unsinn genug haben. Wir —  das heißt 
die über Dreißigjährigen: hoch be­
steuert, geplagt, verwirrt, verdrossen 
und erschöpft — , wir müssen unsere 
mühsam errungenen Rechte wieder 
geltend machen.
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